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Montag, 11. September 1989 
I.Plenarsitzung 

Beginn 10.05 Uhr 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: IVlelne sehr verehrten 
Damen und Herren! Verehrte Gäste! Liebe Freunde aus der Christlich Demol<ratischen 
Union! Hiermit eröffne ich den 37. Bundesparteitag der CDU Deutschlands. Ich darf 
Sie alle sehr herzlich hier in Bremen begrüßen. Mein besonderer Gruß gilt den 
zahlreichen in- und ausländischen Gästen. Wir freuen uns, daß Sie auch dieses Mal 
wieder zu uns gekommen sind. 

Sehr herzlich begrüße ich die Repräsentanten und Vertreter der Kirchen. Wir sind den 
Kirchen in einer besonderen Weise verbunden, denn die Kirchen sind unsere 
Glaubensheimat. Wer heute früh bei der Andacht im ehrwürdigen Dom von St. PetrI 
dabei war, der hat mitempfinden können, was diese besondere Verbundenheit auch 
für unsere politische Arbeit bedeutet, ich darf mich sehr herzlich für diesen 
Gottesdienst bedanken. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, ich begrüße die Repräsentanten ausländischer Botschaf­
ten, die einmal mehr bei dieser guten Gelegenheit ihr Interesse an der Arbeit unserer-
Partei bekunden. 
Ich heiße besonders herzlich die Vertreter unserer Schwesterparteien im Ausland 
willkommen, die nachher vom Parteitagspräsidium noch im einzelnen begrüßt werden. 
Mit Ihrem Kommen, liebe Freunde aus den Schwesterparteien, demonstrieren Sie Ihre 
enge Verbundenheit mit der Christlich Demokratischen Union Deutschlands. 

Ich darf herzlich den Präsidenten des Senats der Freien Hansestadt Bremen 
begrüßen, Herrn Bürgermeister Wedemeier. 

(Beifall) 

Mit dieser Begrüßung, Herr Bürgermeister, verbinde ich meinen herzlichen Dank für die 
Unterstützung, die Sie, Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeitei" sowie die Bürgerinnen und 
Bürger Ihrer Stadt uns bei diesem Parteitag gewährt haben. Wir sind ausgesprochen 
gerne in diese stolze und traditionsreiche Stadt gekommen. Wir fühlen uns hier wohl, 
und wir genießen die Gastfreundschaft, die wir hier erfahren dürfen. 
Meine Damen und Herren, ich begrüße die zahlreichen in- und ausländischen 
Journalisten, die von diesem Parteitag berichten. Ihre Zahl ist gewaltig, und wenn ich 
daraus schließen kann, daß eine ebenso umfassende und faire Berichterstattung über 
diesen Parteitag stattfindet, dann freut mich das besonders. 

(Beifall) 
Mein besonders herzlicher Gruß gilt Ihnen, meine Damen und Herren, den Delegierten 
der Christlich Demokratischen Union Deutschlands. Sie sind die gewählten Vertreter 
aller unserer Parteimitglieder, die in den Orts- und in den Kreisverbänden, in den 
Bezirks- und Landesverbänden und natürlich auch auf Bundesebene für unsere 
gemeinsamen Ideale wirken. 

Ich darf Sie alle sehr herzlich zum Bundesparteitag in Bremen willkommen heißen. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, dieser Parteitag steht im Zeichen der Vorbereitung auf das 
Wahljahr 1990. Die Stimmungslage hat sich für uns, für die Union, in jüngster Zeit 
wieder spürbar verbessert. 



Wir haben schwierige Monate durchmachen müssen. Bei der Berliner Wahl und bei 
den Kommunalwahlen in Hessen, in Rheinland-Pfalz und an der Saar haben wir 
erhebliche Stimmeneinbußen und Niederlagen hinnehmen müssen. Auch bei der 
Europawahl erlitten wir hohe Verluste. Entgegen allen Prognosen und manchen 
Erwartungen blieben wir jedoch bei der Europawahl die stärkste politische Kraft. 
Ich will die Gelegenheit nutzen, gleich zu Beginn dieses Parteitages allen in der Partei 
sehr herzlich zu danken, die bei diesen Wahlkämpfen aufopferungsvoll für unsere 
Sache gekämpft haben. Ich weiß, es ist bitter, über Jahre hinweg - etwa in den 
Rathäusern - gute Arbeit zu leisten und dennoch eine Niederlage einstecken zu 
müssen. 
Gerade in solchen Situationen ist es wichtig, um die Verbundenheit der ganzen Partei 
zu wissen. Es gibt ja nicht Niederlagen einzelner Landesverbände, es gibt nur 
Niederlagen, die wir gemeinsam als Partei erleiden. 
Ziel dieses Parteitages ist es, daß wir neue Kräfte sammeln. Wir müssen zeigen, daß 
wir zusammenstehen, wenn es darauf ankommt. Wir wollen für die vor uns liegende 
Zeit unsere programmatische und organisatorische Kraft stärken. 
Wir stehen 1990 vor insgesamt acht Wahlen, der Bundestagswahl Ende des Jahres, 
den Landtagswahlen an der Saar, in Nordrhein-Westfalen, in Niedersachsen und in 
Bayern sowie drei Kommunalwahlen. Schon in drei Wochen sind in diesem Jahr die 
Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen und kurz darauf in Baden-Württem­
berg aufgerufen, ihre Kommunalparlamente neu zu wählen. 
Meine Damen und Herren, wir gehen mit guten Chancen in diese Wahlen: auf einem 
Fundament fester Grundwerte, mit einem überzeugenden Programm und mit der 
notwendigen Perspektive für die Zukunft. Wir haben eine gute Mannschaft, und wir 
stehen - eingedenk unserer Arbeit in über 40 Jahren zum Wohle unserer Republik - für 
Verläßlichkeit und Stabilität, für einen klaren Kurs und für politische Erfolge. Aber jeder 
weiß, und jeder von uns spürt es, daß noch viel zu tun bleibt, wenn wir auch in'den 
kommenden Monaten erfolgreich sein wollen. 
Meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, es ist eine gute Tradition, zu Beginn 
eines Parteitages all jener unserer Freunde zu gedenken, die seit dem letzten 
Parteitag von uns gegangen sind. 

(Die Parteitagsteilnehmer erheben sich) 
Zunächst wollen wir gemeinsam einen großen Toten aus den Reihen unserer 
Schwesterpartei, der Christlich Sozialen Union, ehren: Franz Josef Strauß, geboren 
am 6. September 1915, gestorben am 3. Oktober 1988. Mit ihm haben wir einen 
außergewöhnlichen Menschen und eine der großen gestaltenden Persönlichkeiten 
der deutschen Politik verloren. Er war einer der Gründungsväter unserer Republik. 
Wie kein anderer prägte er unsere Schwesterpartei, die CSU. Als bayerischer 
Ministerpräsident wirkte er für seine Heimat, die er so sehr liebte. Er war ein 
überzeugter, er war ein kämpferischer Europäer. Er war ein Patriot, der sich um unser 
Vaterland verdient gemacht hat. 

Liebe Freunde, ich erinnere an Dr. Johann Baptist GradI, geboren am 25. März 1904, 
gestorben am 2. Juli 1988. Er gehörte zu den Gründungsmitgliedern der CDU 
Deutschlands in Berlin. Er war fast zwei Jahrzehnte Mitglied unseres Bundesvor­
stands und mehr als zwanzig Jahre Mitglied des Deutschen Bundestages. Er war 
Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte und später dann 
Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. Durch 17 Jahre hindurch war er 
Vorsitzender der Exil-CDU. 



Ich nenne Oskar Stübinger, geboren am 25. Dezember 1910, gestorben am 27. Juli 
1988. Er war Mitbegründer der CDU von Rheinland-Pfalz. Er gehörte von 1949 bis 
1968 dem Landtag von Rheinland-Pfalz an. Er war durch 22 Jahre hindurch Minister 
für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten. Er war in den vielen Jahren einer unserer 
agrarpolitischen Sprecher. 

Ich nenne Hans-Jürgen Klinker, geboren am 13. Januar 1921, gestorben am 1. August 
1988. Er war 1948-1962 Mitglied des Landtages von Schleswig-Holstein und danach 
mit kurzer Unterbrechung bis 1980 Mitglied des Deutschen Bundestages. Er war 
Mitglied des Europäischen Parlaments und durch viele Jahre hindurch Vizepräsident 
des Deutschen Bauernverbandes. 

Ich nenne Bernhard Winkelheide, geboren am 4. Mai 1908, gestorben am 25. Novem­
ber 1988. Er war Gründungsmitglied der CDU Westfalen-Lippe. 1948, in der Zeit 
dramatischer Entscheidungen, war er Mitglied des Frankfurter Wirtschaftsrates. Von 
1949 bis 1972 war er Mitglied des Deutschen Bundestages. Ein Jahrzehnt lang war er 
Vorsitzender der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Fraktion und einer der heraus­
ragenden Sprecher unserer Sozialausschüsse. 

Ich nenne Alfred Löffler, geboren am 19. Februar 1909, gestorben am 17. Januar 
1989. Er war Mitbegründer der CDU Baden und viele Jahre lang Mitglied des 
Landesvorstandes. Über 30 Jahre diente er seiner Heimatgemeinde als Bürgermei­
ster. Er war einer der engagiertesten Gründer der Senioren-Union in Baden-Württem­
berg und Wegbereiter für die Gründung der Senioren-Union auf Bundesebene. 

Ich nenne Gustav Niermann, geboren am 15. Dezember 1919, gestorben am 4. 
Februar 1989. Er war durch viele Jahre hindurch Landrat und Mitglied des Landtages 
von Nordrhein-Westfalen. In den Jahren von 1958 bis 1966 hatte er das Amt des 
Landwirtschaftsministers von Nordrhein-Westfalen • inne. Er war auch Mitglied im 
Bundesvorstand der CDU Deutschlands. 

Ich nenne Professor Dr. Georg Strickrodt, geboren am 5. März 1902, gestorben am 
28. Februar 1989. Er war Gründungsmitglied und der erste Landesvorsitzende der 
CDU im Landesverband Braunschweig. In den Jahren 1946 bis 1950 war er 
Finanzminister des Landes Niedersachsen. 

Ich nenne unseren Freund Dr. Heinrich Krone, geboren am 1. Dezember 1895, 
gestorben am 15. August 1989. Er war einer der jüngsten Reichstagsabgeordneten 
der Weimarer Republik. Er war ein Mann, der als christlicher Politikerin der Zeit des 
Nazi-Regimes Menschlichkeit und Mut bewies; er konnte vielen jüdischen Mitbürgern 
das Leben retten und wurde nach dem Attentat vom 20. Juli 1944 selbst verhaftet. Er 
war einer der 35 Mitunterzeichner des Berliner Gründungsaufrufs der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands vom 16. Juni 1945, und er wurde zu einem der 
Gründungsväter der Bundesrepublik Deutschland. Von 1949 bis 1969 war er 
Bundestagsabgeordneter. Er war zunächst Parlamentarischer Geschäftsführer und 
danach von 1955 bis 1961 Vorsitzender unserer Fraktion. In die Geschichte der 
Bundesrepublik ging er ein als Weggenosse, Freund und Berater Konrad Adenauers. 

Meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, wir wollen unseren Heimgegange­
nen ein stilles Gebet widmen. - Ich danke Ihnen. . 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde, in dieser Woche jährt es sich 
zum 40. Male, daß Konrad Adenauer zum ersten Kanzler der Bundesrepublik 
Deutschland gewählt wurde. Damals begann die große Tradition der Christlich 
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Demokratischen Union als der fütirenden Regierungspartei in der Bundesrepublil< 
Deutschland. Dieses Jubiläum erinnert uns daran, wie stark unsere freiheitliche 
Demokratie von den Idealen der Union geprägt ist. 

Jetzt treten wir an, unser Land in die 90er Jahre zu führen. Wir wollen für die 
Bundesrepublik Deutschland eine gute Zukunft gewinnen, eine Zukunft in Frieden und 
Freiheit, eine Zukunft in Wohlstand und sozialer Gerechtigkeit, eine Zukunft, in der 
Deutschland seine Einheit in einem Europa freier Völker wiederfindet. Das, liebe 
Freunde, ist unsere Vision, und wir wollen und wir müssen unseren Beitrag dazu 
leisten, daß diese Vision Wirklichkeit wird. 

Aber wir müssen in diesen Tagen auch sorgfältig über die Lage der eigenen Partei 
nachdenken. Wir haben zu diskutieren, sicher auch zu kritisieren, wir haben darüber 
zu reden, wo wir Defizite haben und darüber, was wir anders, was wir besser machen 
müssen. Ich messe vor allem den beiden Leitanträgen zur Umweltpolitik und zur 
Reform unserer Parteiorganisation eine ganz besondere Bedeutung bei. Wir werden 
unsere Antworten auf die Herausforderung durch die Umweltgefährdung, eines der 
großen Themen der 90er Jahre, deutlich machen, und wir werden uns überlegen, wie 
wir in unserer Partei noch offener, noch bürgernäher werden können. 

In beiden Bereichen, liebe Freunde, geht es darum, die Zukunftsfähigkeit der 
Volkspartei CDU unter Beweis zu stellen. Diese Arbeit liegt jetzt vor uns. Von diesem 
Parteitag muß für alle das Signal ausgehen: Die CDU ist da, und sie geht mit Kraft und 
Entschlossenheit an die Herausforderungen der Zukunft heran. Ich darf Sie alle sehr 
herzlich dazu einladen, daran auf diesem Parteitag mitzuarbeiten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf dann Tagesordnungspunkt 2 
aufrufen: 

Wahl des Tagungspräsidiums 

Der Bundesvorstand schlägt dem 37. Parteitag die Parteifreunde für das Tagungs­
präsidium vor, die in der Vorlage aufgeführt sind. Sie finden die Namen in Ihren 
Unterlagen. Darf ich fragen, ob dazu das Wort gewünscht wird und ob weitere 
Vorschläge gemacht werden? - Das ist nicht der Fall. Wer dem Vorschlag des 
Bundesvorstands seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erste war eindeutig die Mehrheit. Damit darf ich 
die Damen und Herren des Tagungspräsidiums bitten, die Amtsgeschäfte zu 
übernehmen. 

(Beifall) 
Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Sehr verehrte 
Gäste! Das Präsidium bedankt sich für Ihr großes Vetrauen zum Tagungspräsidium. 
Wir werden uns bemühen, die Verhandlungen des Bundesparteitages ordnungs­
gemäß, fair und zügig zu leiten. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beschlußfassung über die Tagesordnung 

Diese ist Ihnen mit der Einladung zum 37. Bundesparteitag zugegangen. Sie liegt Ihren 
Tagungsunterlagen mit dem Programm und den organisatorischen Hinweisen vor. Ich 
bitte um Ihr Einverständnis zu diesem Vorschlag. Wer mit diesem Vorschlag einverstan­
den ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Ich stelle 
fest, daß die Tagesordnung des 37. Bundesparteitages damit beschlossen ist. 
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Meine Damen und Herren, einige geschäftsleitende Bemeri<ungen zum zeitlichen 
Ablauf der heutigen Plenarsitzung. Wir werden im Verlauf des späteren Nachmittags 
die Neuwahlen des Bundesvorstands zu erledigen haben. Für Wahlvorschläge zur 
Wahl des Bundesvorstands können nach § 12 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
Meldefristen für die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstands vom Bundesparteitag 
auf Vorschlag des Tagungspräsidiums beschlossen werden. Das Tagungspräsidium 
schlägt Ihnen vor, die Einreichungsfrist für Kandidatenvorschläge für die Wahl zum 
Bundesvorstand auf heute, 11. September, 14.30 Uhr festzulegen. 

Das Tagungspräsidium weist darauf hin, daß nach § 12 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstands nur schriftlich 
gemacht werden können. Eine Aufstellung aller bis zum 5. September eingegangenen 
Kandidatenvorschläge liegt Ihnen vor. Für diese Kandidaten erübrigt sich eine weitere 
Nominierung. 
Wir schlagen Ihnen weiterhin vor, für die Einreichung von Initiativanträgen, die von 30 
stimmberechtigten Delegierten unterschrieben sein müßten, die Frist für alle Anträge 
außer zur Ausländer- und Asylpolitik auf heute, Montag, 17 Uhr und für alle Anträge 
zur Ausländer- und Asylpolitik auf morgen, Dienstag, den 12. September, 17 Uhr 
festzulegen. 
Ich darf Sie fragen, ob Sie damit einverstanden sind. Wenn das der Fall ist, dann bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe. - Enthaltungen? - Ich stelle fest, daß Sie 
dies so, wie vorgetragen, beschlossen haben. 
Hierzu vielleicht noch ein gesonderter geschäftsmäßiger Hinweis, den Sie bitte 
unbedingt beachten wollen. Er betrifft die Initiativanträge. Diese werden im Tagungs­
büro in das Textverarbeitungssystem geschrieben und auf einem entsprechenden 
Antragsformular mit dem Vordruck für 30 Unterschriften ausgedruckt. 
Delegierte, die einen Initiativantrag unterstützen, werden gebeten, zur Feststellung 
der Ordnungsmäßigkeit der Anträge die auf der S.timmkarte angegebene Delegierten­
nummer bei der Unterschrift mit anzugeben, damit die Rechtmäßigkeit der Unter­
schrift an Hand der Delegiertenliste festgestellt werden kann. Nach Vollzug der 30 
Unterschriften sind die Initiativanträge beim Tagungspräsidium hier auf der Bühne 
abzugeben. Soweit die Regularien. 

Meine Damen und Herren, zu Beginn unseres Parteitages ist es mir eine besondere 
Freude, in Ihrem Namen zahlreiche Gäste aus dem In- und Ausland willkommen zu 
heißen. Sie alle begrüße ich herzlich. Ich bitte Sie gleichzeitig um Nachsicht, wenn ich 
angesichts ihrer großen Zahl von einer namentlichen Begrüßung im einzelnen 
absehen muß. Den Teilnehmern des Parteitages liegt eine ausführliche Gästeliste vor. 
Wir freuen uns über den Besuch der Gäste und danken ihnen allen für das Interesse, 
das sie unserer Arbeit und der Arbeit des Parteitages entgegenbringen. 

(Beifall)' 
Lassen Sie mich einige Ausnahmen von der schriftlichen Begrüßung machen. Ich 
begrüße auf diesem 37. Bundesparteitag recht herzlich die Vorsitzenden unserer 
ausländischen Schwesterparteien mit ihren Delegationen. In diesem Zusammenhang 
begrüße ich den Vorsitzenden der Österreichischen Volkspartei, Vizekanzler Josef 
Riegler. , „ .̂  ,„ 

^ (Beifall) 
Ich begrüße ferner den Vorsitzenden der Europäischen Demokratischen Union, den 
Außenminister von Österreich, unseren Freund Dr. Alois Mock. 

(Beifall) 



Ich begrüße den Politischen Sekretär der Democrazia Cristiana Italiens, Arnaldo 

^°^ '^ " ' - (Beifall) 
Ich begrüße den Vorsitzenden der Christlich Demokratischen Internationale, Flanninio 

P'^^°''- (Beifall) . 
Ich heiße herzlich willkommen den Vorsitzenden der Christlich Sozialen Volkspartei 
Luxemburgs und Innenminister von Luxemburg, Jean Spautz. 

(Beifall) 
Ich begrüße ferner den Vorsitzenden der Christlichen Demokraten der Niederlande, 
Dr.WimvanVelzen, ^^^^^^^^ 

Meine Damen und Herren, ich freue mich auch, einen langjährigen Freund, nämlich 
den Vorsitzenden unserer schwedischen Schwesterpartei Carl Bildt, begrüßen zu 

'^ö'^"®"- (Beifall) 
Liebe Freunde, eine weitere Ausnahme hinsichtlich der Begrüßung scheint mir 
angebracht. Ich grüße ganz herzlich Frau Hannelore Kohl. 

(Beifall) 
Nur wenige können ermessen, was Sie, liebe Frau Kohl, für unsere Gesellschaft 
leisten. Den Dank, der Ihnen dafür gebührt, wollen wir Ihnen abstatten, indem wir Ihren 
beispielhaften und unermüdlichen Einsatz für hirnverletzte Unfallopfer in jeder nur 
denkbaren Weise unterstützen. Sie helfen uns damit, Gutes für andere zu tun. 

(Beifall) 
Liebe Frau Kohl, als kleines Zeichen unseres Dankes wird Ihnen im Auftrag des 
Tagungspräsidiums ein Blumenstrauß überreicht werden. 

(Beifall) 
Lassen Sie mich in Ihrer aller Namen noch einer besonderen Dankespflicht nachkom­
men. Ich danke dem Herrn Domprediger Karl Hermann Gock, dem Herrn Propst Prälat 
Klaus Plate, Herrn Pastor Erich Viering, aber auch dem Bauherrn des Petri-Doms, 
Herrn Lamotte, für die Durchführung des ökumenischen Gottesdienstes heute 
morgen im St.-Petri-Dom. Wer dabei war, meine Damen und Herren, muß sagen: Es 
war in jeder Weise eindrucksvoll und nachdenkenswert. Ich glaube, wir sollten einen 
herzlichen Beifall spenden. , „ .̂  ,„ 

(Beifall) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Bestätigung der vom Bundesvorstand eingesetzten 
Antragskommission 

Die Vorlage liegt Ihnen vor. Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Dann ist 
so beschlossen. 
Ich darf feststellen, daß die Antragskommission am Dienstagmorgen, dem 12. Sep­
tember, um 7 Uhr im Konferenzsaal der Stadthalle, der sich unmittelbar hinter dem 
Tagungsbüro befindet, trifft. 
Ich rufe dann Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Wahl der IVlandatsprüfungskommission 
Die Vorlage befindet sich bei Ihren Tagungsunterlagen. Wer mit diesem Vorschlag 
einverstanden ist, den bitte ich, seine Stimmkarte zu heben. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? -Auch das ist so beschlossen. 
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Die Mandatsprüfungskommission wird ihren Bericlit heute nachmittag vor der Wahl 
des Bundesvorstands geben. Die iVlitglieder der Mandatsprüfungskommission wer­
den gebeten, sich um 16 Uhr im Büro des Organisationsleiters zu ihrer Sitzung 
einzufinden. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Wahl der Stimmzählkommission 
Der Vorschlag des Bundesvorstands für die nach § 10 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
zu wählenden Stimmzählkommission liegt Ihnen vor. Wenn Sie mit diesem Vorschlag 
einverstanden sind, bitte ich um Ihr Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Es ist so beschlossen. 
Die Mitglieder der Stimmzählkommission treffen sich zu einer Vorbesprechung um 16 
Uhr im Studio der Stadthalle Bremen. Das Studio befindet sich direkt im Restaurant 
des Foyers der Stadthalle neben dem Tagungsbüro. 

Manfred Carstens, Tagungspräsidium: Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 7: 

Grußworte 
ich erteile zu einem Grußwort dem Präsidenten des Senats der Freien Hansestadt 
Bremen, Herrn Bürgermeister Klaus Wedemeier, das Wort. 
Klaus Wedemeier (mit Beifall begrüßt): Sehr geehrte Frau Präsidentin des Deutschen 
Bundestages! Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! Exzellenzen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Parteien befinden sich seit geraumer Zeit im Kreuzfeuer 
vermehrter Diskussionen und Kontroversen. Dabei stehen die Großparteien ebenso 
stark wie die neuen Bewegungen im Brennpunkt der Medien. Von Integrationsschwä­
chen und Konfliktlösungsdefiziten ist die Rede. Auch politische Struktur, innerpartei­
liche Ordnung einschließlich Finanzierung stehen mehr und mehr auf dem Prüfstand 
einer kritischen Öffentlichkeit. Parteien werden als bürokratisch erstarrt, kartellartig 
abgeschlossen, als ineffiziente und unflexible Funktionärskader hingestellt. Ziel­
scheibe massiver Kritik sind speziell die großen Volksparteien CDU und SPD. Es gibt 
in der Tat gewisse Legitimationsprobleme, wovon die kleinere Partei, die mit den drei 
Punkten, seit Jahr und Tag ein noch schlimmeres Lied singen kann. 
Das heißt aber nicht, daß jene neue Gruppierung, die nun in die Parlamente 
einzuziehen sich anheischig gemacht hat, in meinen Augen irgendeine demokrati­
sche, geschweige denn moralische Legitimation besitzt. 

(Vereinzelt Beifall) 
Dies ist nicht der Ort, in tieferschürfende Analysen zu verfallen. Aber dies ist ein 
Parteitag, der Parteitag der großen Christlich Demokratischen Union, die zwanzig 
Jahre lang und seit sieben Jahren wieder die Regierung der Bundesrepublik geführt 
hat und führt. Ich begrüße Sie im Namen aller Bremerinnen und Bremer und heiße Sie 
ganz herzlich willkommen in unserer alten Stadtrepublik Freie Hansestadt Bremen. 

(Beifall) 
Ich wünsche Ihnen gute Stunden und gute Beratungen in den Mauern unseres über 
tausendjährigen Gemeinwesens. Parteitage sind ja nicht nur Heerschauen. Sie sind 
wichtige Stationen, um den eigenen Platz und Stellenwert im gesellschaftlich-politi­
schen Gefüge zu überprüfen. Unser gesellschaftlich-politisches Gefüge wiederum ist 
maßgeblich geprägt durch das parlamentarische pluralistische Parteiensystem. 
Deshalb kann die nun eingetretene Bewegung und Farbigkeit, auch Unruhe im 
Parteiensystem an keinem Parteitag vorübergehen. 
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Meine Damen und Herren, das Gewicht und die Durclischlagskraft einer Partei sind 
jenseits von Stimmenergebnissen, auch jenseits ihrer organisatorischen Strul<turen 
abhängig von ihrer Fähigl<eit, neue Fragestellungen aufzugreifen, selber Fragen zu 
stellen und auch immer wieder in Frage zu stellen. Wir alle müssen angemessene 
Antworten finden. Entsprechen sie nicht dem Erwartungshorizont der Menschen, die 
unsere Wählerinnen und Wähler sein sollen, so kehren sich diese ab. Sie wenden sich 
Leuten zu, die sehr einfache Antworten auf komplizierte Fragen haben. Sie folgen in 
solchen Situationen politischen Rattenfängern. Diese geben vor, des Pudels Kern zu 
haben, und niemand merkt, daß an ernsthafte Problemlösungen überhaupt nicht 
gedacht ist, geschweige denn, daß es irgendwelche Problemlösungsvorschläge gibt. 

(Vereinzelt Beifall) 

Diesen aktuellen Gefahren gilt es zu begegnen, besonders seitens der beiden großen 
Volksparteien. Ihr Bemühen muß über bloße Machterhaltung oder auch Machterrin-
gung hinausgehen. Sonst verspielen sie ihre Glaubwürdigkeit. 

(Vereinzelt Beifall) 

Politische Führung ist immer auch geistig-kulturelle Führung. Unsere demokratische 
Republik bedarf der geistig-kulturellen Unterstützung und Absicherung. Antidemokra­
tisches Denken bis hin zu verquasten, inhumanen Gedanken sind nicht überall schon 
getilgt. Demokratie ist weder ein Prinzip des technischen Verfahrens der politischen 
Willensbildung noch ein Blankoscheck für den vermeintlichen Willen des Volkes. Sie 
ist eine mit Werten und menschlichen Idealen zu erfüllende Ordnung. Das muß auch 
von Parteien ausgehen, nicht nur vom Bundespräsidenten oder den Kirchen. 

Das gilt um so mehr, als die politischen Parteien privilegierte Träger des demokrati­
schen Willensbildungsprozesses geworden sind. Im normativen Funktionskatalog 
des Parteiengesetzes vom 24. Juli 1967 sind die beiden gesetzlich herausgehobenen 
Hauptfunktionen der freien dauernden Mitwirkung an der politischen Willensbildung 
des Volkes und der Bildung des politischen Willens des Volkes auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens en detail spezifiziert. Die politische Institution Partei ist nach 
meinem Verständnis eben nicht nur ein staatsrechtlicher bundes- und landesgesetz­
lich privilegierter Mitträger des demokratischen Prozesses, sondern zugleich Trans­
missionsriemen für die Beförderung - im besten Sinne des Wortes - staatstragender 
Bausteine. Sie heißen in der Republik u.a. Toleranz, Solidarität, weltbürgerliche 
Offenheit, auch Zukunftsgewißheit. Erst der Verlust dieser Bausteine würde die 
Mauern unseres dem Grunde nach gut fundierten demokratischen Gemeinwesens 
einreißen und den Verfall politischer Kultur einleiten. Die beiden großen Volksparteien 
müssen sich etwas einfallen lassen, wollen sie der anhaltenden Parteienverdrossen­
heit begegnen. 

Was wir beobachten, ist ein durchaus ernstzunehmender Antiparteieneffekt in weiten 
Bevölkerungskreisen. Er hat seine Ursachen unter anderem in einer hier und dort zum 
Alleinzweck werdenden Verselbständigung von Apparaten. Das Anpacken von 
Sachfragen geschieht schwerfällig und aufwendig, vor allem ineffizient, weil Lösungs­
vorschläge nicht durchdringen. So kommen zuwenig neue Mitglieder, geschweige 
denn die Jugend. Die extrem geringe Neigung gerade junger Menschen, in unseren 
Parteien Mitglied zu werden, ist unbestechliches Indiz. 

Kurzum, es gilt, Parteistrukturen und politisch-parteiliche Willensbildung selbstkriti­
scher denn je unter die Lupe zu nehmen, wenn die Großparteien ihre bisherigen Rollen 
behalten möchten. Das Aufkommen und das Starkwerdön neuer Parteien ist vor allem 
auch Protest und Unwille gegenüber den herkömmlichen. 
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Meine Damen und Herren, die Freie Hansestadt Bremen Ist anderen Völl<ern und 
Ländern über Jahrliunderte eng verbunden. Unsere stolzen Traditionen tiaben weder 
Selbstanklage noch Selbstbemitleidung je zugelassen. Die Freie Hansestadt fühlt sich 

, dem demokratischen Erbe und einem wahrhaft republikanischen Staatsverständnis 
tief verpflichtet. 

Zur Würde einer Freien Hansestadt und alten Republik freilich gehört ihr Selbst­
behauptungswille als hauptstädtische Kommune und selbständiger Zweistädtestaat. 
Diesen durch nichts zu erschütternden Selbstbehauptungswillen bundesweit zu 
dokumentieren und durchzusetzen, erfordert zur Zeit all unsere Kräfte. Es bedarf 
großer Anstrengungen beider historisch gewachsenen Stadtstaaten, immer wieder zu 
verdeutlichen, daß sie Wunschkinder der Verfassung sind; denn auch Stadtstaaten 
müssen ihre durch das Grundgesetz zugewiesenen Aufgaben eigenständig und 
verantwortlich ausfüllen können. Unsere Verfassung will sie, die Stadtstaaten, wie sie 
sind. Und sie sind eben Großstadt und kleines Bundesland zugleich. 

Meine Damen und Herren, vielen unter Ihnen brennen die dramatisch zugespitzten 
Probleme vor allem großstädtischer Kommunen ohnehin auf den Nägeln. Es bedarf 
nun des gemeinsamen Handelns besonders der beiden großen Parteien. Ihre 
Repräsentanten erleben tagtäglich ständig anschwellende, aber nicht mehr zu 
bewältigende Mehrlasten in den kommunalen Ballungszentren dieser Republik. 
Immer mehr wichtige und originäre Aufgaben der Gemeinden - nicht zuletzt im 
sozialen Bereich - bleiben auf der Strecke. 

Wir alle stehen vor sowohl alten wie noch größeren neuen Herausforderungen, die 
sehr viel Geld kosten. Dafür muß den Kommunen wieder Spielraum gegeben werden. 
Es gilt, die enorme Auszehrung der Haushalte der Kommunen schnell zu stoppen. 
Vergleichbar mit dem grundsätzlichen Konsens bei der eingeleiteten Rentenrefoi-m 
der Bundesregierung bedarf es dringend einer umfassenden Gemeindefinanzreform 
an Haupt und Gliedern. Noch dringlicher ist nach wie vor die sofortige Entlastung der 
Kommunen von den sie erdrosselnden Sozialhilfelasten. Sie sind Folge struktur­
bedingter Langzeitarbeitslosigkeit, die von den Städten und Gemeinden beim besten 
Willen nicht weiter finanziert werden kann. 

Nur in einem breiten Konsens zwischen Christ- und Sozialdemokraten sehe ich die 
Chance, unsere Kommunen aus der Zwickmühle zu befreien. Der Dialog hat seit 
langem in den kommunalen Spitzenverbänden begonnen. Er wird unter Kommunal­
politikern aller Couleur gepflegt. Er muß nun zwischen den großen Parteien aufgenom­
men und zu einem konstruktiven Ergebnis geführt werden. Die finanzielle Sanierung 
unserer Gemeinden, Städte und Kreise dient allen und stärkt die Republik. 

Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihnen noch einmal gute Beratungen in dieser 
Stadt, auch im Sinne meiner Eingangs- und Schlußbemerkungen. Ich wünsche einen 
erfolgreichen Verlauf dieses Parteitages, der sich dafür einen passenderen Platz 
fürwahr nicht aussuchen konnte. Für Spannung ist gesorgt. Für Entspannung sorgt 
die Bremer Innenstadt. - Vielen Dank. 

(Beifall) 

Manfred Carstens, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank Herr Bürgermeister Wede­
meier für Ihr Grußwort. Ich bin sicher, daß die Delegierten und Gäste des Bundes­
parteitages sich in Bremen wohlfühlen werden. 
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Meine Damen und Herren, bevor ich zu einem erneuten Grußwort aufrufe, darf ich eine 
Persönllchl<eit unter uns noch namentlich begrüßen, die Sie herzlich und gerne 
begrüßen werden. Ich meine unseren Altbundespräsidenten Professor Karl Carstens. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
Zu einem weiteren Grußwort erteile ich nun das Wort dem Vorsitzenden des 
CDU-Landesverbandes Bremen, unserem Freund Bernd Neumann. 
Bernd Neumann, Vorsitzender des CDU-Landesverbandes Bremen: IVleine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreundinnen und -freunde der CDU 
Deutschlands von Nah und Fern. Im Namen der CDU des Landes Bremen heiße ich 
Sie sehr herzlich willkommen. Ich tue dies auch im Namen der Freunde aus unserer 
Schwesterstadt Bremerhaven, denn zum Land Bremen gehört ja bekanntlich auch die 
Seestadt an der Nordsee. Deshalb sind wir ja auch - im Gegensatz zu den 
Hamburgern, Jürgen Echternach - ein echtes Bundesland, weil wir wenigstens zwei 
große Kommunen haben. 

(Heiterkeit und Beifall) 
Meine Damen und Herren, in Bremen fiebert man seit Wochen diesem großen 
Ereignis, dem 37. Bundesparteitag der CDU, entgegen. Mit einer Beteiligung von mehr 
als 1200 Journalisten und Reportern sowie Fotoreportern ist dies das größte 
Medienereignis der Nachkriegszeit in der Hansestadt. So anziehend, Herr Bürgermei­
ster, wie die CDU Deutschlands war eben in Bremen bisher keiner. 

(Heiterkeit und Beifall) 
Unser Landesverband wie auch die Stadt Bremen haben sich mit besten Kräften auf 
das Ereignis vorbereitet. Sanierung und Umbau dieser Stadthalle für ca. 16 Millionen 
DM, die eigentlich später beendet sein sollte, wurden vorangetrieben und vor wenigen 
Tagen fertiggestellt. Die Halle präsentiert sich in neuem Gewand. Wir sind der erste 
Mieter. Also eine gelungene Premiere für diese Halle. 

(Beifall) 

Im Dezember dieses Jahres wird hier an gleicher Stelle der SPD-Bundesparteitag 
stattfinden. Die Delegierten werden dann am ökologischen Umbau in der Gesellschaft 
basteln. Da kana ich nur sagen, liebe Freunde, wenn wir alle wollen und uns 
anstrengen und nicht weiter bei uns selbst herumbasteln, könnten wir zu dieser Zeit 
bereits auf dem ökologischen und politischen Vormarsch sein; das hoffen wir. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, lassen Sie mich gleich zu Beginn meines Grußwortes einen Satz zu 
den aktuellen, uns alle bewegenden Ereignissen in Ungarn sagen. Mehr als 28 Jahre 
nach dem Bau der schrecklichen Mauer in Berlin wurde es möglich, daß Tausende -
mehr als 6000 - Menschen auf einmal in die Freiheit gelangen, die sie lange 
herbeisehnten, ohne daß auf sie geschossen wird - Deutsche, die von Deutschland 
nach Deutschland kommen. Wir heißen sie stellvertretend für alle deutschen 
Landsleute, die bei uns eine neue Heimat suchen, herzlich willkommen. 

(Beifall) 
Wir bedanken uns bei der ungarischen Regierung. Aber, meine Damen und Herren, 
dies wurde nur möglich durch intensive, geschickte, schwierige Gespräche und 
Verhandlungen, die Insbesondere unser Bundeskanzler geführt hat. Deshalb begrüße 
ich an dieser Stelle sehr herzlich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, unseren Parteivorsit­
zenden. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
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Zum erstenmal überhaupt wird in Bremen ein Bundesparteitag veranstaltet. In den 
früheren Jahren fehlten dementsprechende Veranstaltungs- und Hotelkapazitäten. 
Das hat sich geändert. Einige Teilnehmer konnten trotzdem nicht in Bremen 
unterkommen und sind deshalb zu Gast in unseren niedersächsischen Nachbarstäd­
ten. Bremen und Bremerhaven sind ohnehin mit dem niedersächsischen Umland eng 
verzahnt. Wir, die Kollegen in Bonn, sind in die niedersächsische Landesgruppe 
integriert, ohne daß wir immer darauf hinweisen, daß wir weiterhin selbständig bleiben 
wollen. 

In diesem Zusammenhang begrüße ich sehr herzlich unsere Nachbarn, an der Spitze 
den Ministerpräsidenten aus Niedersachsen, Ernst Albrecht. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, als Gastgeber ist es nicht üblich, die Gäste mit seinen eigenen • 
Problemen zu belasten. Das ist auch nicht sehr hanseatisch. Ich will das auch 
weitgehend vermeiden. Bremen und Bremerhaven sind zwei schöne, interessante 
Städte mit traditionsreicher Geschichte. Die Zeiten der Blüte und des Reichtums 
durch Handel, Schiffahrt und Verkehr sind allerdings leider längst vorbei; Bürger­
meister Wedemeier hat darauf hingewiesen. 

Bremen hat zur Zeit die mit Abstand höchste Arbeitslosenquote von allen Bundes­
ländern. Die Finanzlage ist nicht sehr optimal. Die langjährigen Warnungen der CDU 
und die vorgeschlagenen Alternativen wurden von den regierenden Sozialdemokraten 
in den Wind geschlagen bzw. viel zu spät aufgegriffen. Wir haben zwar nicht die 
Wahlen gewonnen, aber mit unserer Kritik voll recht behalten. Recht gehabt zu haben 
korrigiert keine Wahlergebnisse, aber es gibt Kraft, es gibt Mut, auch in Zukunft für das 
einzutreten, wovon man überzeugt ist, auch wenn der Wind manchmal voll ins Gesicht 
bläst. 

Meinß Damen und Herren, neben den notwendigen Korrekturen in der bremischen 
Landespolitik braucht das kleinste Bundesland auch Hilfe von außen. Herr Wedemeier 
sagte neulich in einem Interview: „Ohne Hilfe des Bundes ist Bremen Mitte der 90er 
Jahre handlungsunfähig." Hierzu kann ich sagen: Hätte Bremen nicht schon seit 
längerem auf vielfältige Weise die Unterstützung des Bundes, wäre es längst 
handlungsunfähig. Es hat bisher keine Bundesregierung gegeben, die unserem 
Bundesland mehr geholfen hat als die jetzige. Das wird selbst von den Sozialdemokra­
ten in Bremen nicht bestritten. Dafür möchte ich insbesondere Ihnen, verehrter 
Helmut Kohl, herzlich danken, der immer ein offenes Ohr für die Probleme Bremens 
hat. Davon werden wir auch in Zukunft gern Gebrauch machen. 

(Beifall) 
Richtig an der Aussage von Bürgermeister Wedemeier ist, daß Bremen nur gemein­
sam mit dem Bund seine Probleme wird meistern können. Von der phantastischen 
wirtschaftlichen Entwicklung der letzten Jahre - die Konjunktur, wie wir alle wissen, 
verläuft bestens - wird auch das kleinste Bundesland als großer Umschlagplatz 
profitieren. Deshalb, lieber Herr Wedemeier, sollten wir gemeinsam daran interessiert 
sein, daß Helmut Kohl auch nach 1990 Bundeskanzler bleibt: Damit es in Bremen 
aufwärtsgeht. 

(Beifall) 
Meine lieben Freunde, von einem Ausflug in die bremische Tiefebene zurück zu 
unserem heutigen Bundesparteitag. Wir als kleinster Landesverband sind froh und 
stolz darauf, daß Sie unsere Gäste sind. Für uns ist das eine wertvolle Unterstützung 
unserer Arbeit auf einem schwierigen Feld. Wir erwarten dadurch für uns und die 
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gesamte Union in Deutschland Rückenwind. Es liegt an uns selbst, den Delegierten, 
daß es kein Wind von vorne w/ird, der ins Gesicht bläst. 
Wir haben hervorragende Themen mit zukunftsweisenden Beschlußvorlagen zur 
Umwelt- und Ausländerpolitik. Das sind Themen, die die Bürger in unserem Land 
wirklich bewegen, zu denen (sie Antworten von uns erwarten. Die Bürger, aber vor 
allem auch unsere Millionen Mitglieder und Anhänger erwarten von uns, daß wir auf 
diesem Parteitag diese Themen in den Mittelpunkt stellen, nicht jedoch-wie häufig-
uns mit uns selbst und mit den eigenen internen Problemen befassen. 
Ich stimme Norbert Blüm völlig zu, der am Wochenende in einem Interview gesagt hat: 

Jetzt, wo Entscheidungen und klare Worte in den Führungsgremien gefallen 
sind, sollte die CDU ihre Phantasie nicht auf Personenstreitigkeiten, sondern 
auf die großen politischen und gesellschaftlichen Herausforderungen konzen­
trieren. ,_ .̂ . 

(Zustimmung) 
Meine Damen und Herren, in der „FAZ" vom 3. September 1989 lautete eine 
Überschrift: „Die CDU-Führung übt sich in neuer Verträglichkeit". Liebe Freunde, für 
die Basis in der CDU waren Solidarität und Verträglichkeit nie ein Problem. Es ist doch 
eine tolle Sache, daß nun auch im Präsidium nach längerer Übungsphase wieder 
mitgemacht wird. Ich finde, wir sollten das unterstützen. 

(Beifall) 
Unsere Ausgangsposition in der Sache ist hervorragend. In Kommentaren der letzten 
Wochen von Zeitungen, die häufig die Bundesregierung mit Kritik begleiteten, werden 
die Erfolge unter dem Kanzler Helmut Kohl schon fast bejubelt. So heißt es in der 
vorletzten Ausgabe der „Wirtschaftswoche" - ich zitiere das, weil es besser ist, wenn 
die das sagen; denn manche von uns sagen das sowieso nicht - : 

Helmut Kohl ist in der Sache neben Konrad Adenauer, vielleicht aber sogar vor 
ihm der erfolgreichste Kanzler der Bundesrepublik. Einen siebenjährigen 
Wirtschaftsaufschwung, dessen Ende sich immer noch nicht abzeichnet, hat es 
noch nicht gegeben. Das Jahr 1989 könnte, real und in absoluten Zahlen 
gemessen, das wirtschaftlich erfolgreichste seit Gründung der Republik wer­
den. Die Beschäftigung ist um gut anderthalb Millionen gestiegen. Unter Kohl 
wurde die Geldwertstabilität wiedergewonnen, der Bundeshaushalt geordnet, 
der Staatsanteil am Sozialprodukt... zurückgeführt, die Steuerlast gesenkt. Die 
Arbeitszeit ist gesunken Im Äußeren^scheint die Kriegsgefahr geringer als je 
seit dem Zweiten Weltkrieg, und die europäische Einigung macht nach 15 
Jahren der Stagnation wieder kräftige Fortschritte. 

Es heißt in der „Wirtschaftswoche" zum Abschluß: 

Ein rundes Bild: Wir leben besser, sicherer, länger, sorgloser denn je. 
Und in einer Boulevard-Zeitung, die uns auch nicht immer freundlich behandelt, hieß 
es vor wenigen Tagen: 

Die deutsche Wirtschaft floriert wie seit 13 Jahren nicht mehr. Die Zahl der 
Arbeitsplätze wächst, die Arbeitslosenquote sinkt. Noch zu Zeiten Helmut 
Schmidts wäre eine Regierung für solche Wirtschaftsdaten gefeiert worden. 

Liebe Freunde, warum feiern wir das eigentlich nicht? 
(Beifall) 

Lieber Helmut Kohl, Sie haben durch diese Leistung Ihrer Regierung für die 
Bundestagswahl 1990 eine hervorragende Ausgangsbasis geschaffen, wenn wir sie 
alle selbst nutzen. 
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Ich bin nicht der Auffassung, daß wir ein Kanzlerwahlverein sind. Ich möchte auch 
nicht, daß wir es werden. Ich wünsche mir allerdings schon, daß möglichst viele zu 
dem Verein gehören, die unseren Kanzler wählen. Dafür sollten wir eintreten. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, die Kontroverse - das kann man ja ansprechen; es steht ja 
sowieso täglich in allen Zeitungen - über das Thema „Generalsekretär" ist in den 
letzten Wochen ausgiebig geführt worden. Der Parteivorsitzende hat von dem ihm 
zustehenden Vorschlagsrecht Gebrauch gemacht. Dazu gab es sehr unterschiedliche 
Meinungen. Es gab eine sehr intensive Diskussion. Ich hoffe, daß sie beendet sein 
wird. Deshalb möchte ich die Gelegenheit nehmen, Heiner Geißler zu begrüßen und 
ihm herzlich für die langjährige unermüdliche Arbeit als Generalsekretär der CDU 
Deutschlands zu danken. 

(Anhaltender Beifall) 
Zum Abschluß begrüße ich ebenfalls sehr herzlich einen langjährigen persönlichen 
Freund und früheren Mitstreiter in der Jungen Union, Kampfgefährte in der norddeut­
schen CDU und seit mehreren Jahren stellvertretender Fraktionsvorsitzender der 
CDU/CSU, unseren Freund Volker Rühe. 

(Beifall) 
Lieber Volker, Du hast vor wenigen Tagen im Deutschen Bundestag - wir konnten es 
ja unmittelbar miterleben - ein hervorragendes, großes Debüt gegeben. In der 
Haushaltsdebatte, wo eher eine Regierung in Bedrängnis gerät, ist es Dir gelungen, 
den Spieß umzudrehen und die SPD nahezu auszuzählen. Die sahen völlig hilflos aus. 
Anscheinend haben die das gar nicht mehr so von uns erwartet. Aber, liebe Freunde, 
genau dies, finde ich, muß die Meßlatte für uns in der Zukunft sein. Wir müssen uns 
endlich und ab sofort voll auf die Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner 
konzentrieren. Wenn wir uns nicht selbst schlagen, sind wir unschlagbar. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, dies sollte - das wünschen sich die Gastgeber - die Botschaft sein, 
die von Bremen ausgeht. Nochmals herzlich willkommen in der Hansestadt. 

(Beifall) 
Manfred Carstens, Tagungsbüro: Lieber Bernd Neumann, herzlichen Dank für die 
freundlichen, erfrischenden und kämpfenden Grußworte, die Du als Vorsitzender des 
CDU-Landesverbandes Bremen gesprochen hast. Mit dem Beifall für Dich haben wir 
auch den Dank an alle Mitglieder und Freunde der CDU in Bremen verbunden, die 
diesen Bundesparteitag mit vorbereitet haben. 
Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Im Drehbuch steht: Den Vorsitz übernimmt der 
Gastgeber. Das tue ich hiermit und rufe nun Tagesordnungspunkt 8.1 auf: 

Bericht des Vorsitzenden der CDU Deutschlands, 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl MdB 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit Beifall 
begrüßt): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! In 
diesen Stunden bewegen uns aufwühlende Nachrichten und Bilder 
aus Ungarn und von der Grenze. Wir erleben die erschöpften und 
zugleich glücklichen Gesichter von Landsieuten aus der DDR, die am 
Ziel ihrer Hoffnung ankommen. Ihre Hoffnung war und ist die Bundes­
republik Deutschfand, der freie Teil unseres Vaterlandes. Wir heißen 
sie alle sehr herzlich willkommeix . 
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Wir denken in dieser Stunde auch an die vielen IVlenschen, die in drangvoller Enge in 
unserer Prager Botschaft ausharren und jetzt mehr denn je auf die Ausreisegenehmi­
gung hoffen. Wir denken auch an die vielen Landsleute in der DDR, die dort, in ihrer 
angestammten Heimat, bleiben wollen, unter menschenwürdigen Verhältnissen, mit 
IVIenschenrechten, mit Bürgerrechten, und die immer nachdrücklicher auf Reformen 
drängen. 
Man kann sich gut vorstellen, was in dieser Stunde in den Betrieben, in den Büros, in 
den Familien in der DDR angesichts der Entscheidung der ungarischen Regierung von 
der vergangenen Nacht und angesichts der Bilder, die man dort sieht, gesprochen 
wird. Alle diese Menschen hören die Nachrichten aus Polen, aus Ungarn, aus der 
Sowjetunion. Sie erfahren, daß in Polen jetzt ein Nichtkommunist, ein engagierter 
Christ zum Regierungschef gewählt wurde. Sie sehen im Fernsehen, wie an der 
ungarisch-österreichischen Grenze demonstrativ der Stacheldraht durchschnitten 
wird. Aus der Sowjetunion hören sie, daß jetzt dort frei über das schlimme, 
bedrückende Erbe Stalins gesprochen und diskutiert wird. Sie fragen sich: „Warum ist 
das alles nicht auch bei uns in der DDR möglich?" Wer von uns, liebe Freunde, könnte 
die Gefühle unserer Landsleute drüben nicht nachempfinden? 

Auch dies ist eine bewegende Erfahrung: Die Bilder aus den Aufnahmelagern hier bei 
uns zeigen uns viele junge, sympathische, optimistische Gesichter. Liebe Freunde, 
das sind keine Aussteiger, die es sich in der sozialen Hängematte der Bundesrepublik 
Deutschland bequem machen wollen. Sie wollen ihr Leben selbst gestalten, frei 
gestalten, so wie wir das können. Deswegen heißen wir sie besonders herzlich 
willkommen. 

(Beifall) 
Sie sprechen offen aus, weshalb sie der DDR den Rücken kehren. Es ist der Wunsch 
nach persönlicher Meinungs- und Bewegungsfreiheit. Es ist der verständliche 
Wunsch nach besseren Lebensbedingungen, nach mehr Chancen zum Glück. 

Liebe Freunde, wir müssen uns mit aller Entschiedenheit gegen jene dümmlichen 
Stammtischparolen wenden, die da besagen: „Die kommen ja nur zu uns, weil es 
ihnen hier besser geht." Wer so daherredet, hat nichts, aber auch gar nichts von den 
Sehnsüchten der Menschen verstanden. Er sieht nicht, daß diese Menschen ihre 
Heimat, ihren Arbeitsplatz, Freunde, Verwandte, ihr Umfeld verlassen, um hier in 
Freiheit leben zu können. Wie groß muß die Bedrängnis sein, wenn jemand dies alles 
aufgibt! • . 

Es gehört zu unserer Vorstellung von Freiheit, daß jeder Deutsche das Recht hat, sich 
einen Lebensstandard zu erarbeiten, der dem unseren entspricht. Wir, liebe Freunde, 
haben das Glück gehabt, in über 40 Jahren der Geschichte unserer Republik auf der 
Sonnenseite deutscher Geschichte leben zu dürfen. Niemand von uns hat das 
geringste Recht, unseren Landsleuten aus der DDR zu verweigern, was hier von uns 
selbstverständlich in Anspruch genommen wird. 

(Beifall) 
Natürlich - das sage ich auch - kann es nicht das Ziel einer vernünftigen 
Deutschlandpolitik sein, unsere Landsleute in der DDR aufzufordern, in möglichst 
großer Zahl hierher zu kommen. Die Probleme der Menschen in der DDR sind nicht in 
der Bundesrepublik zu lösen. Sie müssen dort, in der DDR selbst, gelöst werden. Aber 
es ist doch eine Selbstverständlichkeit, daß jeder, der von dort zu uns kommt, bei uns 
als Deutscher unter Deutschen aufgenommen wird. Wir weisen niemanden zurück. 

(Beifall) 
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Jeder Deutsche - auch aus der DDR - hat Rechte und Pflichten, die sich aus dem 
Grundgesetz und aus unserer Rechtsordnung ergeben. Liebe Freunde, das muß jeder 
wissen: Solange wir, die CDU Deutschlands, das Sagen haben, bleibt es dabei: Wir 
grenzen niemanden aus! 

(Beifall) 
Wir stehen dabei in einer besonderen Pflicht. Wer, wenn nicht wir, wird die moralische 
Kraft aufbringen, sich dieser Pflicht zu stellen? Wer, wenn nicht wir, ist sich der 
Verantwortung für die kommenden Generationen in besonderer Weise bewußt? Es ist 
nicht Pathos, es ist nüchterne Feststellung: Unsere Kinder, unsere Enkel werden uns 
fragen, wie wir als junge Menschen die Generation unserer Eltern einmal gefragt 
haben: „Was habt ihr damals getan, daß wir in gemeinsamer Freiheit leben können?" 
Ich sage dies, weil es eben in diesem wichtigen Feld der Politik keine Gemeinsamkeit 
gibt. Ich sage dies mit Bedauern, aber es ist eine Tatsache: Die deutsche Sozialdemo­
kratie hat diese Kraft schon längst nicht mehr, weil sie sich immer mehr dem Diktat des 
Zeitgeistes unterwirft. 

(Beifall) 

Ich habe nicht vergessen, daß führende Repräsentanten der SPD sich in den letzten 
Jahren immer wieder für die Anerkennung einer DDR-Staatsbürgerschaft ausgespro­
chen haben. Meine Damen und Herren, wenn sie jetzt diese damaligen Forderungen 
unter dem Druck der Ereignisse relativieren, bedeutet das für mich gar nichts. Ich 
weiß, daß sie in all den Feldern der Geraer Forderungen von Generalsekretär 
Honecker bereit waren nachzugeben, und ich weiß, daß sie es morgen wieder tun 
werden, wenn es der Tagesopportunismus als günstig erscheinen läßt. 

(Beifall) 

Wir haben auch nicht vergessen, daß aus den Reihen der SPD immer wieder die 
Forderung nach einer Streichung des Wiedervereinigungsgebots aus der Präambel 
unseres Grundgesetzes erhoben wurde. Die SPD, einst engagierter Anwalt der 
Freiheit, ist dabei, eine der zentralen Lehren der Geschichte zu verdrängen. Liebe 
Freunde, es ist und bleibt eine Wahrheit: Die Zeit arbeitet für und nicht gegen die 
Sache der Freiheit. 

(Beifall) 
Statt dessen haben die Sozialdemokraten die Gemeinsamkeit mit der SED gesucht. 
Sie haben sich lange - viel zu lange - bei den kommunistischen Staatsparteien im 
Warschauer Pakt angebiedert. Meine Damen und Herren, dies war nie ein Weg, der 
uns weiterführen kann. 

(Vereinzelt Beifall) ^ 
Die Teilung unseres Vaterlandes ist widernatürlich, weil es wider die Natur des 
Menschen ist, ihm Freiheit und Selbstbestimmung zu verweigern. Es war eben eine 
Illusion - und bleibt eine Illusion - , zu glauben, daß sich die Menschen in der DDR 
nach Jahren und Jahrzehnten der Indoktrination mit der Unfreiheit abfinden würden. 
Dies war für jeden, der geschichtlich denken kann, erkennbar. Und deswegen bleiben 
wir dabei: Die Idee der Freiheit ist die stärkste Idee. Sie ist auch unsere Idee und wird 
es bleiben. 

(Beifall) 
Was haben wir in den 70er Jahren nicht alles an Botschaften der Resignation gehört? 
Heute erleben wir, daß gerade bei jungen Leuten der Traum von der gemeinsamen 
Freiheit aller Deutschen lebendig geblieben ist. Ich finde, das ist auch eine Mahnung 
an unsere eigene Adresse hier in der Bundesrepublik Deutschland - : Unser 
Wohlstand darf unsere Herzen nicht träge werden lassen. Der Mensch lebt nicht vom 
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Brot allein - diese Erkenntnis gehört zum christlichen Bild vom Menschen. Im 
Alltagsgeschäft dürfen wir dies nicht vergessen, - wie wir auch nicht vergessen 
dürfen, daß „Einigkeit und Recht und Freiheit für das deutsche Vaterland" nicht 
irgendein alter Spruch ist, sondern eine Prognose für die Zukunft. Das muß immer 
wieder deutlich gesagt werden. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, in einer Zeit, in der sich - bei uns und überall in der Welt -vieles schnell 
verändert, müssen wir Kurs halten. Aber wer, wenn nicht wir, die Union, ist dazu 
eigentlich in der Lage? 

Wir sind vom Wähler zur führenden politischen Kraft in unserem Land bestellt worden. 
Wir wollen es bleiben - auch nach der nächsten Bundestagswahl. Deshalb ist es 
wichtig, daß wir uns in diesen Tagen hier in Bremen darauf konzentrieren, unsere 
Partei für den Wahlmarathon der nächsten 15 Monate fit zu machen - und zwar 
inhaltlich wie organisatorisch. Das wird viel Aufmerksamkeit und viel Kraft erfordern. 
Darüber muß hier in Bremen gesprochen werden. 

Ich gehe heute davon ab, den üblichen Rechenschaftsbericht zu halten - im 
wesentlichen die Bilanz der Regierungsarbeit der letzten Jahre und vor allem seit dem 
letzten Parteitag. Sie finden diesen Rechenschaftsbericht in schriftlicher Form. Er 
enthält eine Fülle von Zahlen und Tatsachen, die Sie gut im Wahlkampf verwenden 
können. Diese Informationen sind keine geheime Kommandosache, meine Damen 
und Herren. Es ist ein Angebot an Sie alle, in den Kreisverbänden mit diesem Material 
zu arbeiten. Und Sie werden mit einiger Überraschung feststellen, was wir in diesen 
sieben Jahren alles entschieden, bewegt und gestaltet haben. 

(Beifall) 

Meine Freunde: Wenn wir fähig sind, das in einer verständlichen Sprache vorzutragen, 
wird der Erfolg nicht ausbleiben. 

Wir alle spüren: Unsere Volkspartei CDU steht vor einer neuartigen Herausforderung; 
Herr Bürgermeister Wedemeier sprach aus gutem Grund davon: Die politische 
Landschaft ist in Bewegung gekommen. Die großen Volksparteien-alle Volksparteien 
- haben bei Wahlen an Vertrauen verloren. Radikale Parteien am linken und am 
rechten Rand des politischen Spektrums sind gestärkt worden. 

Wir sollten uns hüten, diese Entwicklung mit einfachen, holzschnittartigen Antworten 
erklären zu wollen. Die Ursachen sind in Wahrheit vielschichtig. 

Der rasche Wandel bei uns in der Bundesrepublik Deutschland und in der Welt schafft 
zunehmend Unsicherheiten und Ängste. Traditionelle Bindungen - denken Sie nur an 
die Lage der Kirchen - lockern sich, und in gleichem Maße gewinnen kurzfristige - oft 
opportunistische - , rasch wechselnde Stimmungen Einfluß auch auf das Wahlverhalten. 

Hinzu kommt eine problematische Seite unseres Wohlstandes. Den allermeisten 
Menschen in der Bundesrepublik geht es gut; trotzdem - vielleicht auch deswegen -
wächst der Egoismus einzelner Gruppen und Personen in unserer Gesellschaft. Ich 
frage mich aber dennoch: Muß es wirklich so sein, daß Wohlstand der Übergang von 
der Armut zur Unzufriedenheit sei - wie Zyniker behaupten? 

Wir müssen - ob es uns paßt oder nicht - zur Kenntnis nehmen, daß bei einem Teil 
unserer Bevölkerung auch Verdrossenheit im Spiel ist - Verdrossenheit nicht 
gegenüber der freiheitlichen Demokratie, aber Ärger über die Parteien und ihr 
Erscheinungsbild. 
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Wir müssen uns selbstkritisch fragen, ob wir uns immer Zeit genug genommen haben, 
mit den IVlenschen zu sprechen, ob sich Politik nicht - auch bei uns - zu oft als 
geschlossene Veranstaltung präsentiert. Viele haben - manchmal zu Recht, manch­
mal auch zu Unrecht -das Gefühl, daß ihre Sorgen von den Politikern nicht genügend 
zur Kenntnis genommen werden. A l le Volksparteien - auch wir - haben Grund zur 
Nachdenklichkeit. 

Ich sage aber, liebe Freunde, bewußt „Nachdenklichkeit" und nicht „Verzagtheit". 
Denn manche - auch bei uns - starren auf diese Veränderungen wie gelähmt. Sie 
verlieren dabei den Blick für die Realitäten. Und nicht wenige tragen unbewußt oder 
auch bewußt zur Übellaunigkeit bei, weil Wichtiges nicht mehr von Nebensächlichem 
unterschieden wird. 

Die Entwicklung ist im Fluß - aber das heißt auch, daß wir darauf einwirken können. 
Und wahr ist auch: Wir haben eine gute Ausgangslage, um die Wahlen im nächsten 
Jahr zu gewinnen - eine bessere Ausgangslage als unsere politischen Gegner. Es ist 
höchste Zeit, daß wir uns dieser Chance wieder bewußt werden. 

(Beifall) 
Es ist wahr: Wir haben bei der dynamischen Gestaltung von Staat und Gesellschaft, 
bei einer Politik für die Zukunft der Bundesrepublik Deutschland Fehler gemacht; 
durch wichtige Sachentscheidungen wurden sie wieder korrigiert. Das umgebildete 
Kabinett hat sich gut eingespielt. Wir leisten gute Arbeit. Und ich behaupte: Dieses 
Team aus CDU/CSU und FDP ist ein schlagkräftiges Team. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, wir können eine Bilanz vorlegen, die sich sehen lassen kann und auf 
die man anderswo - man muß es auch hier einmal so formulieren - stolz wäre. Ich 
leugne nicht, daß es heute und auch in Zukunft ernstzunehmende Fragen gibt, die wir 
noch nicht gelöst haben. Was wir aber tun konnten, haben wir angepackt. 
Und ich frage ganz einfach: Wann sind die drängenden Zukunftsprobleme jemals 
entschlossener angepackt worden? Wann hat die Bundesrepublik Deutschland 
jemals größeres Ansehen im Ausland genossen? Dies alles kommt nicht von 
ungefähr. Es ist der Erfolg unserer Politik in sieben Jahren. Es ist nicht der Erfolg von 
einzelnen, es ist unser gemeinsamer Erfolg. Lassen Sie ihn uns doch auch vor den 
Bürgerinnen und Bürgern gemeinsam, und zwar mit Leidenschaft und Kraft, vertreten! 

(Beifall) 
Wenn Sie die verschiedenen Politikfelder betrachten - ob die Außen- und Sicherheits­
politik, ob die Wirtschafts- und Sozialpolitik, ob die Politik zum Schutz der Umwelt, für 
die Bewahrung der Schöpfung - , dann stellen Sie fest: Wir sind in all diesen Fragen ein 
gutes Stück vorangekommen. Diese Erfolge sind eine gute Grundlage für kommende 
Auseinandersetzungen. 
Aber - ich füge dies hinzu - heute gilt mehr denn je, daß der Hinweis auf erbrachte 
Leistungen nicht ausreicht, um die Bürger auch für die Zukunft anzusprechen. Es 
kostet harte Arbeit, damit die Wähler uns 1990 ihr Vertrauen wieder erneuern. Ich bin 
aber sicher, daß wir es schaffen können, wenn wir uns auf unsere eigene Kraft und 
unseren Mut, wenn wir uns auf die bewährten Tugenden unserer Volkspartei 
zurückbesinnen. 

Ich spreche z. B. von unserem Kampfgeist. Während viele unserer Freunde in den 
Kreis- und Ortsverbänden harte politische Auseinandersetzungen führen, gibt es 
andere, die nur bedenklich den Kopf wiegen und sich in der Rolle des Schwarzmalers 
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gefallen. Ich habe überhaupt nichts dagegen, wenn sie dies für sich persönlich tun. 
Sie verlieren dann ein Stücl< Lebensfreude, und dies geschieht ihnen dann auch recht. 

(Beifall) 
Wenn sie es aber öffentlich tun, ist das ein Skandal für die Partei. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, es gehört zum Alltag eines Amtes, 
wie ich es innehabe, daß man - auch wenn es manch einer nicht glaubt - mit wachen 
Augen in die Welt schaut, daß man vieles sieht und beobachtet. Ich kann eines nicht 
nachvollziehen, was ich gelegentlich beobachte: Eine politische Partei ist politische 
Gemeinschaft, ist politische Heimat; es kann dort keine Arbeitsteilung in dem Sinne 
geben, daß die einen in der Loge sitzen und beobachten, wie sich die anderen auf der 
Bühne tummeln. Letzteres kann man tun, aber dann werden wir am Ende alle in der 
Loge sitzen und nichts mehr zu sagen haben. Das haben wir zu Genüge erlebt. Das 
kann keineswegs unser Rezept für die Zukunft sein. 

(Beifall) 
Im übrigen: wir brauchen doch in Wahrheit keine Diskussion zu scheuen. Wenn ich 
eben sagte, daß wir Fehler gemacht haben, so stimmt das. Andere haben aber gar 
nichts gemacht. Deshalb sind sie nicht in die Gefahr geraten, Fehler zu machen. 

(Beifall) 
Wir haben wichtige Reformen doch nicht deshalb durchgesetzt, um die Menschen zu 
ärgern. Wir haben es getan, um die Zukunft des Landes zu sichern - also zum Wohle 
des Landes. Wir haben Kritik, Diffamierung, Verleumdung einstecken müssen. Jetzt 
zeigt sich doch von Monat zu Monat deutlicher: Diese Reformpolitik war nicht nur 
notwendig; sie bringt auch Erfolge. Monat für Monat seit Anfang dieses Jahres 
erleben wir im Bereich der Gesundheitskosten eine Entwicklung, die vorher rundum 
bestritten wurde. Meine Damen und Herren, natürlich haben wir gemeinsam unter 
diesem Einschnitt gelitten. Warum sagen wir jetzt aber nicht draußen deutlicher: 
Monat für Monat wird deutlicher: Die Gesundheitsreform ist ein Erfolg; sie war 
dringend notwendig, die Entwicklung bei den Preisen und Kosten zeigt es. 

(Beifall) 
Natürlich ist auch dies wahr: Wir müssen eine bessere, eine intensivere Überzeu­
gungsarbeit leisten. Das sage ich auch - ich nehme dabei die Bundesregierung 
überhaupt nicht aus - für jeden in der Bundesregierung. Wir müssen uns, auch auf 
dieser Ebene, schon überlegen, inwieweit wir im Laufe der Jahre zu wenig flexibel 
geworden sind, inwieweit bürokratische Hemmnisse sich zwischen uns und die 
Wähler geschoben haben und inwieweit zu wenig Direktheit im Gespräch da ist. Was 
wir jetzt brauchen und was ich von jedem erwarte - von Ihnen, von mir, auch von 
jedem Regierungsmitglied, von jedem, der Verantwortung in der Union trägt-, ist, daß 
wir in den nächsten 16 Monaten auf die Bürger zugehen und in einer verständlichen 
Sprache sagen, wo wir herkommen, wie unsere Leistung aussieht und was wir wollen. 
Das muß für jedermann deutlich werden. 

(Beifall) 
Wenn ich von mehr Bürgernähe und mehr Offenheit spreche, dann weiß ich natürlich 
zugleich, daß viele in unserer Partei - und zwar auf allen Ebenen - Hervorragendes 
leisten. Mir liegt es überhaupt nicht, hier pauschale Urteile abzugeben. All denen, die 
ich jetzt anspreche, schulde ich viel Dank. Es ist aber wahr, daß es auch bei uns 
Verkrustungen und festgefahrene Strukturen gibt, und zwar auf allen Ebenen. Wir 
werden hier auf dem Parteitag in den nächsten Tagen offen über die Befindlichkeit der 
Partei zu sprechen haben. 
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Liebe Freunde, wenn wir in Essen einen Beschluß gefaßt haben, daß wir zugunsten 
des Anteils der Frauen viel tun müssen, und ich jetzt, vier Jahre nach dem Essener 
Parteitag, feststellen muß, daß wir immer noch zu wenig tun, dann ist es für mich l<eine 
erbauliche Kunde, die ich weiterzugeben habe. 

(Vereinzelt Beifall) 
Wenn 52 % der Bürger unseres Landes, aber nur 22 % unserer Parteimitglieder 
Frauen sind, wenn es Landesverbände gibt, in denen es in einigen Ortsverbänden - in 
einem Landesverband ist das in über hundert Ortsverbänden der Fall - kein einziges 
weibliches Mitglied gibt, dann hat das einen einfachen Grund: Die Herren dort haben 
„closed Shop" gemacht - sie wollen unter sich bleiben, um es einmal klar und deutlich 
auszusprechen. Das ist natürlich ein unerträglicher Zustand. 

(Beifall) 
Das gilt genauso für andere Bereiche, z. B. im Hinblick auf die jungen Leute. Das gilt 
übrigens auch im Hinblick auf die Frage: Tragen wir unsere Ideen und unsere 
Meinungen genügend draußen in den Betrieben und Im betrieblichen Alltag vor? Dort 
werden die meisten politischen Entscheidungen von den Arbeitnehmern reflektiert. Im 
Kern geht es einfach darum, daß wir in einer sich stürmisch wandelnden Zeit immer 
wieder überprüfen, ob wir fähig sind, dem Anspruch einer Volkspartei gerecht zu 
werden. Nur wenn unsere CDU die verschiedensten Gruppen der Gesellschaft 
widerspiegelt, ihnen politische Heimat bietet, werden wir auf die Dauer unsere 
Fähigkeit bewahren und stärken, auf die Menschen zuzugehen. 
Schließlich brauchen wir auch Solidarität untereinander. Das gilt für jeden. Das gilt 
auch für die Führungscrew der Partei. Natürlich muß es hier unterschiedliche 
Meinungen geben, und natürlich müssen sie ausgetragen werden. Gelegentlich 
erfolgt das auch mit Härte. Meine Damen und Herren, wenn wir gewinnen wollen, 
müssen wir aber versuchen, diese Auseinandersetzungen fair auszutragen. Es muß 
klar sein, daß wir im Dienst einer gemeinsamen Sache stehen. Das heißt, wir sind 
zunächst und vor allem Mitglieder der Christlich Demokratischen Union und dann erst 
Mitglieder von Vereinigungen und Verbänden. 

(Beifall) 
Wir alle sind gemeinsam die CDU. Nur zusammen sind wir stark. Nur gemeinsam 
zeigen wir dann auch das notwendige unverwechselbare Profil. 
Liebe Freunde, ich bewerbe mich erneut um das Amt des Parteivorsitzenden. 

(Anhaltender Beifall) 
Gemeinsam mit den Parteifreunden, die Sie in die Führungsspitze der Partei wählen 
werden, gemeinsam mit Ihnen allen wollen wir die Partei zum Sieg führen. 
Für den Fall meiner Wiederwahl habe ich mich entschieden, Ihnen Volker Rühe für das 
Amt des Generalsekretärs der CDU vorzuschlagen. 

(Beifall) 
Mir ist klar, daß meine Entscheidung, Heiner Geißler nicht mehr für dieses Amt zu 
nominieren, Diskussionen und Kritik ausgelöst hat. Selbstverständlich stelle ich mich 
dieser Kritik. Wir haben im Präsidium und im Bundesvorstand offen darüber 
gesprochen. Sie können sicher sein: Mir ist, nach reiflicher Überlegung, diese 
Entscheidung nicht leichtgefallen. Mit Heiner Geißler habe ich, wenn ich die Jahre der 
Zusammenarbeit in der Landesregierung in Mainz hinzuzähle, 20 Jahre lang eng 
zusammengearbeitet. Wir haben gemeinsam große Erfolge erlitten -

(Heiterkeit) 
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- Erfolge erzielt und Niederlagen erlitten. Das erste waren die Erfolge, das letzte waren 
die Niederlagen. So ist das nun einmal. Jetzt wollen wir das, was zuletzt war, wieder 
ändern. 
Ich habe hohen Respekt vor der ganz persönlichen Leistung Heiner Geißlers als 
CDU-Generalsekretär. Er hat unermüdlich für unsere Sache gearbeitet. Wie wenige 
andere war er in den Wahlkämpfen präsent. 
Er hat viele Pfeile unserer Gegner auf sich gezogen. Er hat unsere Partei, die CDU 
Deutschlands, auch programmatisch mit vorangebracht. Wir alle verdanken ihm viel. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, ein Generalsekretär muß seine Rolle ausfüllen, auch wenn 
das unbequem ist für ihn, für den Parteivorsitzenden und für andere. Es ist keine 
einfache Rolle. In der Frage aber, wie sie ihre Ämter verstehen und ausfüllen, müssen 
sich der Vorsitzende und der Generalsekretär einig sein. Diese Einigkeit hat in der 
letzten Zeit nicht mehr bestanden, und daraus habe ich die Konsequenzen gezogen. 
Es war aber von Anfang an mein Wunsch, daß Heiner Geißler weiter an herausgehobe­
ner Stelle für unsere gemeinsame Sache tätig sein kann. Ich habe diesen Gedanken 
mit ihm im Frühjahr bei der Regierungsumbildung besprochen, und ich unterstütze 
auch aus diesem Grund seine Kandidatur zu einem der stellvertretenden Vorsitzenden 
der CDU Deutschlands. , „ ., ,„ 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, meine lieben Freunde. Bei der Bundestagswahl 1990 steht 
viel auf dem Spiel. In 40 Jahren haben wir gemeinsam mit vielen Menschen guten 
Willens ein Gemeinwesen aufgebaut, in dem Frieden und Freiheit, Wohlstand und ein 
hohes Maß an sozialer Gerechtigkeit herrschen. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
ein Land, in dem sich die Menschen wohlfühlen, und wir müssen gemeinsam 
verhindern, daß dies alles durch Radikale von links oder rechts verspielt wird. 

(Beifall) 
Grüne und Kommunisten, sogenannte Republikaner und NPD -solche Gruppierun­
gen stehen in Tat und Wahrheit für eine andere Republik. 

(Beifall) 
Während die Grünen von linkssozialistisch-anarchistischen Utopien träumen, wollen 
die Republikaner zurück ins 19. Jahrhundert. Beides ist gleichermaßen gefährlich und 
besorgniserregend. Es ist im übrigen - und das wird viel zu wenig beachtet -
bezeichnend, liebe Freunde, daß Grüne und sogenannte Republikaner zum Teil 
durchaus übereinstimmende Ziele verfolgen, vor allem in der Außenpolitik. Beide 
stellen die NATO in Frage, und beide polemisieren gegen die europäische Einigung. 
Dieser Gleichschritt von links und rechts weckt ungute Erinnerungen. 

(Beifall) 
Wir stellen fest, manche haben immer noch nicht aus der Geschichte von Weimar 
gelernt. Wir stellen aber auch fest, und für die CDU Deutschlands ist klar: Bonn ist 
nicht Weimar; mit uns ist dies alles nicht zu machen! 

(Beifall) 
Liebe Freunde, dies heißt aber, daß wir jetzt, in diesen Monaten, draußen in den 
Dörfern und Städten den Menschen klarmachen, was es bedeutet, wenn sie aus einer 
Verdrießlichkeit des Augenblicks heraus ihre Stimmen Radikalen geben. Ich frage 
ganz einfach: Was würde z. B. aus unserem wirtschaftlichen Wohlstand, wenn nach 
1990 ein rot-grünes Bündnis das Ruder führte? Bis heute lehnen die Grünen und auch 
immer mehr Sozialdemokraten entscheidende Teile der Sozialen Marktwirtschaft ab. 
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Immer wieder gibt es die alten Parolen von der „kapitalistischen Wirtschaftsordnung". 
In einem Augenblick, in dem in immer mehr Ländern der Welt die Soziale Marktwirt­
schaft als die beste Gesellschaftsform freier Völker erkannt wird, in einem Augenblick, 
in dem in Polen, in Ungarn und in der Sowjetunion die Ideen und die Lehre Ludwig 
Erhards so populär sind wie nie zuvor, kommen diese Steinzeitsozialisten rnit ihren 
grünen Anhängern und wollen die Republik in ihrem Kern treffen. Mit uns ist das nicht 
zu machen! 

(Beifall) 
Liebe Freunde, was würde aus unserem internationalen Ansehen, aus unserer festen 
Einbindung in die Wertegemeinschaft des Westens, aus unserer engen Partnerschaft 
und Freundschaft mit den Vereinigten Staaten, aus der engen Partnerschaft und 
Freundschaft mit Frankreich - ein Traum einer Generation ist hier in Erfüllung 
gegangen - , wenn unser Land in neutralistisches Fahrwasser abdriftete mit einer 
Regierungspartei, die den Austritt der Bundesrepublik Deutschland aus,der NATO 
propagiert? 

Wie sollten wir die Chance nutzen, die Teilung Deutschlands und Europas zu 
überwinden, wenn überholter Nationalismus und irrationale, dümmliche Fremden­
feindlichkeit in der Bundesrepublik Deutschland den Ton angeben würden? Gerade 
weil sich die Welt um uns so dramatisch verändert und gerade weil wir von Jahr zu 
Jahr eine höhere internationale Verantwortung aufgebürdet bekommen, müssen wir 
alles tun, daß das Land nicht durch radikale Experimente ins Abseits gerät. 

Die Furcht vieler unserer Freunde im Ausland, die vorhanden ist, braucht eine Antwort; 
und unsere Antwort muß heißen, daß wir Front machen gegen alles, was sich da 
radikal rechts und links bewegt. 

(Beifall) 

Es ist nicht minder wichtig: Wer sollte schließlich den inneren Frieden in unserem Land 
sichern, wie will er Bestand haben, wenn Radikale ein Klima der Intoleranz, des 
.Neides und der Feindseligkeit verbreiten? Wir dürfen nicht zulassen, daß Menschen 
ausgegrenzt werden - weder ihrer Überzeugung noch ihrer Abstammung wegen. Die 
deutsche Sozialdemokratie - es ist schlimm, daß man es sagen muß - versagt vor der 
Pflicht, den Radikalen Einhalt zu gebieten. 

(Beifall) 

Um der blanken Macht willen biedert sie sich bei den Grün-Alternativen an, mit all den 
schlimmen Konsequenzen, die jetzt jedermann in Berlin erkennen kann. Bundesweit 
- das ist auch deutlich sichtbar - sucht die SPD jetzt ihr Heil in einem rot-grünen Pakt. 
Es war doch schon fast zum Erbarmen, wie sich die Sozialdemokraten in diesem 
Sommer geziert haben, bis auch dem Letzten klar wurde, daß die Weichen für ein 
rot-grünes Bündnis längst gestellt sind. Man kann es ganz einfach sagen, die 
deutsche Sozialdemokratie ist bereit, ihr großes Erbe als eine der großen Volkspar­
teien zu verraten. 

(Beifall) 
Für uns als CDU steht fest: Demokraten dürfen niemals mit Radikalen zusammen­
arbeiten. Deshalb lehnen wir jede Vereinbarung über eine politische Zusammenarbeit 
und jede Koalition mit links- und rechtsradikalen Parteien - und ich nenne sie bewußt 
zusammen: mit den Kommunisten, den Grün-Alternativen, den Republikanern, der 
NPD und der DVU - entschieden ab. Dies hat der Bundesvorstand beschlossen, und 
dabei bleibt es. 

(Beifall) 
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Liebe Freunde, auch schon als Minderheit können Radikale demokratische Mehr­
heitsbildungen in den Parlamenten blockieren - und damit Weichenstellungen für die 
Zukunft. Nur wir, die Union, CDU und CSU, sind in der Lage, das zu verhindern. Nur 
wir, die Union, können gemeinsam mit der FDP wieder eine stabile und führungsstarke 
Regierung bilden. Ich bin entschlossen, mit Ihrer Unterstützung die erfolgreiche 
Zusammenarbeit mit der FDP nach einem Wahlsieg bei der Bundestagswahl 1990 
fortzusetzen. , „ 

(Beifall) 
Die Alternative dazu wären Handlungsunfähigkeit, wechselnde Mehrheiten, unsichere 
Verhältnisse. Instabilität ist aber das Letzte, was sich unser Land leisten kann. Gerade 
in dieser Zeit dramatischer Veränderungen gilt es, mutige Entscheidungen zu treffen, 
dies um so mehr - was die wenigsten bisher begriffen haben - , als die 90er Jahre, das 
letzte Jahrzehnt dieses Jahrhunderts, gewaltige Veränderungen in Staat und Gesell­
schaft mit sich bringen werden. Ich nenne nur vier besonders wichtige Beispiele, die 
zugleich ein Stück unserer Zukunftsvision beschreiben: erstens ein vereintes Europa, 
in dem die Teilung unseres Kontinents in Freiheit überwunden wird; zweitens Freiheit, 
Selbstbestimmung und Einheit für alle Deutschen; drittens die Bewahrung der uns 
anvertrauten Schöpfung; und viertens eine solidarische, eine mitmenschliche Gesell­
schaft, in deren Mittelpunkt die Familie steht. 
Liebe Freunde, wir sind jetzt mehr denn je Zeuge beim Aufbruch Europas in eine neue 
Epoche. Es ist unsere Chance und, wie ich denke, unsere Pflicht, diesen Aufbruch 
maßgeblich mitzugestalten. 

Jeder sieht doch: Die Ideologie des Kommunismus ist am Ende; sie zerbröckelt immer 
schneller - und mit ihr die verkrusteten Strukturen der Diktatur. Bei unseren Nachbarn 
in Ost- und Südosteuropa bricht sich der Wille nach Menschenrechten, nach Freiheit 
Bahn. Die Gesellschaftsordnung der Sozialen Marktwirtschaft findet immer mehr 
Zustimmung. Selbst in der Sowjetunion ist heute bei denen, die wirtschaftliche 
Verantwortung tragen, Ludwig Erhard viel mehr gefragt als Karl Marx. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, merken wir es eigentlich nicht? Es sind unsere Ideen, die sich jetzt auf 
dem Kontinent durchsetzen. Es sind die Ideale der CDU, mit denen wir vor über 
40 Jahren angetreten sind. Es sind die Ideale von Freiheit und von Frieden, von 
Wohlstand und von sozialer Gerechtigkeit. Wir haben keinen Grund, unser Programm 
umzuschreiben, wie andere es tun. Wir müssen nach diesen Prinzipien - ich füge 
hinzu: entsprechend den Ansprüchen einer modernen Zeit - die Zukunft gestalten. 
Das muß jedermann deutlich sein! 

(Beifall) 
Wir haben seit Konrad Adenauer die Vision eines Europas der Freiheit, eines Europas 
ohne Grenzen, eines Europas, das Krieg nicht mehr kennt. Wir wollen ein vereintes 
Europa, in dem die Menschen und Völker, auch die Deutschen, in gemeinsamer 
Freiheit zusammenfinden. ., „ 

(Beifall) 
Ich frage Sie: Gibt es eine großartigere und zugleich anspruchsvollere Aufgabe und 
Vision, als für die junge Generation Europas eine solche gemeinsame Heimat zu 
gewinnen? Müssen wir uns nicht fragen, woran es liegt, daß so wenige unter den 
Jungen begreifen, daß das die Chance ihres Lebens in Freiheit ist? 

(Beifall) 
Wer hat dafür in diesen 40 Jahren der Geschichte unserer Republik mehr getan als wir, 
die Union aus CDU und CSU? In 27 dieser 40 Jahre haben wir die Regierungs-
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geschäfte geführt. Es ist doch kein Zufall, daß in diesen 27 Jahren CDU/CSU-geführter 
Bundesregierungen immer wieder die Anstöße für Europa gekommen sind. 

(Beifall) 

Das große Ziel, bis Ende 1992 den Binnenmarkt zu vollenden, hat zu einer 
eindrucksvollen Dynamik geführt, die schon heute ein wichtiger Motor für unsere 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung ist. Wir bereiten uns jetzt auf die erste Stufe der 
Wirtschafts- und Währungsunion vor. Und über die enge Freundschaft mit Frankreich 
haben wir die Idee einer Politischen Union und einer Sicherheitsunion wiederbelebt. 

Liebe Freunde, was kann den Frieden und die Freiheit unseres Vaterlandes dauerhaf­
ter sichern als ein geeintes, freies und starkes Europa? Sind wir uns eigentlich noch 
der Größe dieser Aufgabe bewußt? Sind wir nicht dabei - das geht mir selbst ja auch 
so - , im Alltag der Europapolitik, des kleinlichen Streits über die Kommission in 
Brüssel, das große Ziel aus den Augen zu verlieren? Müssen wir nicht wieder lernen zu 
begreifen, welch ein Juwel wir hier in der Hand haben? 

Wir müssen uns doch fragen: Warum drängen eigentlich die anderen in Europa in 
diese Europäische Gemeinschaft? Warum sind die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Freihandelszone, der EFTA, dabei, ihr Verhältnis zur EG neu zu überdenken? Warum 
hat die Sowjetunion unter unserer EG-Präsidentschaft die Beziehungen zur Europäi­
schen Gemeinschaft nach über 30 Jahren endlich normalisiert? Warum verhandeln 
fast alle sozialistischen Staaten des Warschauer Paktes mit der EG über weitrei­
chende Handels- und Kooperationsverträge? Warum geht Michail Gorbatschow zum 
Europarat nach Straßburg? Sie alle haben die Chance begriffen. Begreifen wir sie 
doch bitte endlich auch, überall in unserem Land, weil es die Chance der Deutschen 
schlechthin ist! 

(Beifall) 

Liebe Freunde, dies war immer das Markenzeichen der Christlich Demokratischen 
Union, und bei aller Ängstlichkeit und bei allem, was geredet wird: Geben wir dieses 
Markenzeichen nicht auf! Aus dieser Politik leitet sich eine andere große Vision ab, 
nämlich die Vision der Überwindung des Ost-West-Konflikts. 

Liebe Freunde: Wer hätte vor wenigen Jahren noch, als Hunderttausende gegen 
amerikanische Raketen demonstrierten, von einer solchen Perspektive zu träumen ge­
wagt? Wer hätte damals gedacht, daß die Perspektiven für Abrüstung und Entspan­
nung so positiv sein werden wie heute? Das war damals für uns alle eine schwierige 
Zeit. Der Opportunismus und die Feigheit feierten Triumphe. Ich erinnere mich noch 
sehr gut an den Druck, der von vielen Seiten ausgeübt wurde: an die-„Mahnwachen" 
vor den Häusern unserer Abgeordneten und an die Menschenketten. Ich danke auch 
heute all denen, die stehengeblieben sind, die nicht bei jedem Wind umgefallen sind, 
die Kurs gehalten haben. Es war der Kurs, der mehr Freiheit gebracht hat!' 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wo stünden wir heute in der Abrüstung, wenn wir im Sinne der 
Vorschläge der Sozialdemokraten überall Vorleistungen erbracht hätten? Wir hätten 
nichts, aber auch gar nichts erreicht. Es war die Politik auch unserer Freunde in den 
USA- ich nenne Ronald Reagan für die damalige Zeit und für die heutige Zeit unseren 
Freund George Bush - , die mit dazu geführt hat, daß wir weitergekommen sind, daß 
sich die Beziehungen zwischen beiden Weltmächten so entwickelt haben, daß jetzt 
endlich - und in Wien spürt man das - Abrüstung möglich ist. 
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Es war auch - ich will das dankbar erwähnen - der Wille von Generalsekretär 
Gorbatschow, auf diesem Felde voranzukommen, weil er gezwungen ist, tiefgreifende 
Veränderungen in seinem Lande vorzunehmen. Einige seiner Büridnispartner, Polen 
und Ungarn, folgen ihm ja nicht nur, sondern sind dabei, ihm weit vorauszueilen. 
Diesen Prozeß des inneren Wandels der sozialistischen Staaten und der Verständi­
gung und Zusammenarbeit zwischen West und Ost müssen wir fortsetzen. 
Ich habe die Außen- und Sicherheitspolitik unserer Regierung unter das Thema 
gestellt: Frieden schaffen mit weniger Waffen. Liebe Freunde, wir haben Wort 
gehalten - Wort für Wort! ,„ . , 
^ (Beifall) 
2400 nukleare Sprengköpfe sind in unserer Regierungszeit aus Westeuropa abgezo­
gen worden. Weltweit werden alle amerikanischen und sowjetischen nuklearen 
Mittelstreckenraketen vernichtet. Wären wir den Ratschlägen der SPD gefolgt, hätten 
wir jetzt eine Null-Lösung im Westen, aber nicht im Osten. 72 deutsche Pershing I a-
Raketen werden abgerüstet. Ich habe die sichere Zusage des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten, daß im nächsten Jahr mit dem Abzug der chemischen Waffen 
aus der Bundesrepublik Deutschland begonnen wird. Ich will, daß wir alles tun, daß 
diese chemischen Waffen wie die biologischen weltweit geächtet werden und 
endgültig verschwinden. ,„ ., ,„ 

(Beifall) 
Der Stand der gegenwärtigen Gespräche in Wien und in Genf berechtigt zu der 
Hoffnung, daß wir im nächsten und übernächsten Jahr weitere weitreichende 
Ergebnisse erzielen können: 
- ein weltweites Verbot alle chemischen Waffen; 
- die Halbierung aller strategischen Nuklearsysteme der Weltmächte; 
- eine drastische Reduzierung der konventionellen Waffen in Europa. Das betrifft 

auch uns ganz unmittelbar; 
- weitere Forschritte bei den vertrauensbildenden Maßnahmen und Kontrollmöglich­

keiten. 
Liebe Freunde, wenn uns dies gelänge, wäre das ein spektakulärer Fortschritt und 
Durchbruch. 
Was viele nicht wissen - es ist an der Zeit, daß wir auch das stärker nach draußen 
tragen - : Alle Abrüstungsvorschläge, über die verhandelt wurde und jetzt verhandelt 
wird, sind vom Westen eingebracht worden. Es ist nicht wahr, daß der Westen mit 
seinen Initiativen zu spät gekommen wäre. Es sind Forderungen, die vom Westen 
kamen und die ganz wesentlich von uns, von der Bundesrepublik Deutschland, 
beeinflußt wurden. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, dies alles sind Ergebnisse unserer Politik, die auf eine andere große 
Vision hinweisen, nämlich auf die Vision einer dauerhaften und gerechten gesamt­
europäischen Friedensordnung. 
Vor ein paar Tagen haben wir in einer öffentlichen Veranstaltung des Deutschen 
Bundestages - viele werden es zu Hause für sich getan haben - auf den 1. September 
1939, der 50 Jahre zurückliegt, den Tag des Ausbruchs des Zweiten Weltkriegs, 
zurückgeschaut. Liebe Freunde, das ist ein Tag, der uns zur Selbstbesinnung anregt 
und der eigentlich jedem von uns klarmacht - das müssen wir vor allem an die Jungen 
weitergeben, die diese Zeit nicht erleben mußten - , welch wichtiges Gut Friede 
bedeutet; was es heißt, daß wir in Europa jetzt bald 45 Jahre in Frieden leben können. 
Das ist die längste Friedensperiode für die Deutschen in der neuen Geschichte. 
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Wir haben dieses Ziel, die Vision einer dauerPiaften und gerecliten europäisciien 
Friedensordnung, in der genieinsamen Bonner Erl<lärung niedergeschrieben, die 
Generalsekretär Gorbatschow und ich im Juni unterzeichnet haben. Anders als im 
Moskauer Vertrag aus den siebziger Jahren werden in dieser Erklärung gemeinsame 
Wege aufgezeigt, wie der Status quo, wie die Trennung Europas - das ist immer auch 
die Trennung Deutschlands-friedlich überwunden werden kann. 
Wir haben die Prinzipien und die Bauelemente der künftigen Architektur Europas 
genannt. Es ist die erste Erklärung dieser Art, die es überhaupt mit der Sowjetunion 
gibt. Wir haben dort die Prinzipien niedergelegt - der Text spricht für sich - : 
- der IVIensch mit seiner Würde und seinen Rechten muß im Mittelpunkt stehen; 
- die Menschenrechte müssen verwirklicht und der Austausch von Menschen und 

Ideen muß gefördert werden; 
- alle Völker und Staaten müssen das Recht haben, ihr Schicksal frei zu bestimmen; 

das Selbstbestimmungsrecht der Völker muß geachtet werden; 
- das Völkerrecht muß in der inneren und internationalen Politik Vorrang haben; 
- die Integrität und Sicherheit jedes Staates ist uneingeschränkt zu respektieren. 
Dieses Dokument trägt die Unterschrift des Staatschefs der Sowjetunion und meine. 
Dies ist bisher ein weltweit einzigartiges Dokument mit der Sowjetunion. Meine 
Damen und Herren, was ist das für ein Unterschied zwischen der Ostpolitik, wie wir sie 
verstehen, und jener der SPD in den siebziger Jahren? 

(Beifall) 
Es ist für jedermann erkennbar, daß damit etwas in Bewegung gekommen ist, was uns 
als Nation ganz unmittelbar berührt. 
Deutschlandpolitik heißt für uns immer: Freiheit und Einheit für alle Deutschen. Viele 
-auch von uns - haben jahrzehntelang darüber geredet. Viele haben daran 
gezweifelt. Viele sagten: „Das hat doch mit realistischer Politik überhaupt nichts mehr 
zu tun. Das mag eine Vision sein, aber realistisch ist sie nicht." 
Dürfen wir heute nicht feststellen, daß wir der Verwirklichung dieses Ziels näherge­
kommen sind? Vorausgesetzt, wir setzen die Prioritäten richtig und werfen bestimmte 
Fragen nicht zum falschen Zeitpunkt auf. 
Freiheit für alle Deutschen heißt: Verwirklichung der Menschenrechte und Selbst­
bestimmung. Liebe Freunde, dafür gibt es nur eine realistische Chance, wenn dieser 
Prozeß auch in der Sowjetunion und auch in den anderen sozialistischen Staaten in 
Gang kommt und sich durchsetzt. 
Ich glaube, wir stehen am Beginn eines solchen historischen Prozesses. Wir müssen 
jetzt fähig sein, alle Kräfte zu mobilisieren, um diese Entwicklung voranzutreiben. 
Liebe Freunde, wer Freiheit, wer die Menschenrechte genießt, wer über seine Zukunft 
frei und selbst bestimmen kann, der kann auch frei und selbst über die Einheit 
entscheiden. 
Ich frage mich angesichts dieser Entwicklungen: Warum reden wir über einen Mangel 
an eigenen Visionen? Beklagen können wir doch eigentlich nur, daß es uns noch nicht 
gelungen ist, möglichst vielen diese Ideen, diese Perspektiven, diese Visionen 
deutlich zu machen. 
Wir werden aber unsere Ziele nur erreichen können, wenn wir die Fundamente 
unseres Erfolges nicht in Vergessenheit geraten lassen. Wer das Atlantische Bündnis, 
wer die Europäische Gemeinschaft und die Freundschaft mit den USA, wer die 
Freundschaft mit Frankreich jetzt vernachlässigt oder gar für überflüssig hält, zerstört 
am Ende die Chance, daß unsere Visionen eines Tages Wirklichkeit werden können. 
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Deshalb - das muß jeder wissen - werden wir die Prioritäten unserer Außen- und 
Sicherlieitspolitil< nicht ändern. Wir bleiben berechenbare, zuverlässige, treue 
Freunde unserer Freunde im Westen. 

(Beifall) 
Das erlegt uns eine hohe - ich sage bewußt - , eine historische Verantwortung auf, auf 
die viele bei uns noch nicht hinreichend eingerichtet sind. 
Wir wollen den Reformprozeß bei unseren Nachbarn im Osten nach Kräften 
unterstützen. Insbesondere Polen und Ungarn brauchen unsere Hilfe. 

(Beifall) 
Auf ihrem Weg zu mehr Demokratie verdienen sie nicht nur Sympathie, sondern auch 
tatkräftige Solidarität. 
Meine Damen und Herren, wir haben in diesen Stunden - ich sage das bewußt an die 
Adresse Ungarns - erlebt, daß unsere Nachbarn dort wohl wissen, was sie den 
Menschen schuldig sind, und wir wissen, was wir den Ungarn schuldig sind. Ich sage 
das mit großer Dankbarkeit. ^ 

Das Ziel ist einfach formuliert, obwohl es unendlich schwer ist, die vielen Details dieses 
Wegs zu gestalten. Es gilt, die dynamische Entwicklung im Westen und den Reformpro­
zeß im Osten unseres Kontinents schöpferisch miteinander zu verknüpfen und so die 
Teilung Europas und die Teilung unseres deutschen Vaterlandes zu überwinden. Das ist 
die Aufgabe von heute und morgen, das ist unsere Aufgabe, liebe Freunde. 
Dazu gehört, um ein drittes großes Aufgabenfeld anzusprechen, der Schutz unserer 
Umwelt. Die Welt von morgen ist ohne intakte Umwelt nicht denkbar. „Die Schöpfung 
bewahren", so habe ich es in meiner Regierungserklärung von 1987 genannt - das ist 
eine im besten Sinne des Wortes konservative Aufgabe, denn es geht um das Erbe von 
Generationen, die vor uns waren, und von Generationen, die nach uns sein werden. 
Die Schöpfung bewahren - das gehört auch zu unserer Vision für die Welt von 
morgen. Es geht dabei nicht nur um Fragen, die allein uns in Deutschland angehen; es 
geht darum, die Schöpfung überall auf unserer Erde zu bewahren. Wir haben hier eine 
besondere Verantwortung, denn nach unserem Verständnis wurde die Schöpfung 
den Menschen anvertraut, und wir tragen Verantwortung für sie. Deshalb müssen wir 
die Natur mit Behutsamkeit behandeln, wir müssen sie schützen und pflegen, um sie 
für kommende Generationen zu bewahren. 

In diesem Sinne und aus diesem Geist heraus, liebe Freunde, haben wir in den 
vergangenen sieben tJahren, in denen wir Regierungsverantwortung trugen, Umwelt­
politik gestaltet - eine Umweltpolitik, die in Europa Vorbildcharakter hat. Dabei wollen 
wir - anders als die GRÜNEN und Teile der Sozialdemokraten - keinen Ausstieg aus 
der Industriegesellschaft. Wir wollen die Versöhnung von Ökonomie und Ökologie. 
Das muß unser Ziel sein. , „ ., ,„ 

(Beifall) 
Das heißt auch: Wir wollen die Kreativität und die Leistungskraft unserer Wirtschaft in 
den Dienst der Umwelt stellen. Das schließt die Nutzung modernster Technologien 
selbstverständlich mit ein. 
Es ist ein schwieriger Weg mit vielen Widerständen - ein Weg, bei dem viel Unvernunft 
zu überwinden ist; aber die Soziale Marktwirtschaft Ludwig Erhards muß in unserer 
Generation um die lebensentscheidende ökologische Dimension erweitert werden. 
Das ist eine der Aufgaben unserer Generation. 

(Beifall) 
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Liebe Freunde, dabei wird uns irtimer stärker bewußt, daß Wissenschaft und Technil< 
in Bereiclie vorstoßen, die die Grundfragen menscliiicher Existenz berülnren. Wir 
spüren sehr deutlich, daß es Grenzen gibt, die wir nicht überschreiten dürfen. Ich 
denke beispielsweise an die Problematik gentechnischer Eingriffe in menschliches 
Erbgut oder an die Diskussion über Sterbehilfe. In den Niederlanden ist dies schon 
jetzt eines der großen Themen. So wird es auch bei uns sein. Ich warne uns, hier aus 
Opportunismus auf die Stimmungen des Tages, etwa auf Umfragen, zu hören. Hier 
sind wir an Schranken angelangt, die für einen Christdemokraten nicht überschritten 
werden dürfen. Auch das muß klar und deutlich gesagt werden. 

(Beifall) 
Wir spüren mehr denn je - auch ich im Alltag der Regierungsarbeit - , daß sich Wissen 
und Gewissen nicht voneinander trennen lassen. Wir dürfen weder einem blinden 
Fortschrittsglauben oder einer Wachstumsideologie erliegen, noch jenem törichten 
Zukunftspessimismus unserer Zeit. Beides hat mit christlichem Selbstverständnis 
nichts zu tun. 
Wir als Union müssen unseren Weg konsequent weitergehen, so wie es zum Beispiel 
der hier vorliegende Leitantrag zur Umweltpolitik beschreibt. Wir wollen in den 
kommenden Jahren die Soziale Marktwirtschaft noch mehr als bisher um die 
ökologische Dimension erweitern. Wir wollen ein marktgerechtes System von 
Anreizen schaffen, das Umweltschäden von vornherein vermeiden hilft. 
Bisher, vielleicht zu lange - ich stelle mir diese Frage durchaus selbst - , haben wir uns 
darauf konzentriert, einen gesetzlichen Ordnungsrahmen von Geboten und Verboten 
für die Umweltpolitik zu errichten. Wir sind dabei weit vorangekommen. 
Aber jetzt, liebe Freunde, geht es auch darum, das marktwirtschaftliche Instrumenta­
rium noch stärker zugunsten des Schutzes der Umwelt zu nutzen. Dabei kommt uns 
zugute, daß die deutsche Wirtschaft heute zu den leistungsfähigsten in der Welt 
gehört. Denn konsequenter Umweltschutz und der mit ihm verbundene Strukturwan­
del erfordern enorme Investitionen, erfordern hohe Milliardenbeträge. Wenn ich dies 
sage, füge ich hinzu: Ich finde in allen Diskussionen viel guten Willen, mehr für die 
Umwelt zu tun. Aber wenn es ums Bezahlen geht, meine Damen und Herren, kann ich 
die gleiche Begeisterung oft nicht mehr feststellen. Auch das gehört zu den 
Heucheleien unserer Zeit. ,„ .̂  „, 

• • (Beifall) 
Die weitreichenden Umstellungen auf umweltfreundliche Produkte und Produktions­
verfahren können wir nur bewältigen, weil wir auf die freiheitliche Wirtschaftsordnung 
der Sozialen Marktwirtschaft setzen. Wir setzen auf die Kreativität und die Leistungs­
bereitschaft der Menschen im Lande, insbesondere auf die vielen jungen Leute mit 
ihrer Freude am Forschen, am Entdecken und am Gestalten. Nur eine funktionierende, 
eine dynamische und innovative Wirtschaft kann Zukunftsaufgaben lösen. 

Lassen Sie mich hier eine kurze Zwischenbemerkung zum Thema Wirtschaft machen. 
Wenn die deutsche Wirtschaft jetzt im siebten, bald im achten Jahr hervorragend 
dasteht, dann ist das für viele inzwischen so selbstverständlich geworden, daß sie 
kaum mehr darüber reden. Es erweckt sogar Langeweile bei manchen. Wer 
Augenmaß bewahrt hat und an die Zeit der Amtsübernahme dieser Regierung 1982 
zurückdenkt, der weiß, daß Wachstum und Beschäftigung alles andere als selbstver­
ständlich sind. Ich muß Ihnen sagen, liebe Freunde: Ich würde mir schon wünschen, 
daß das gelegentlich auch einmal auf der Hauptversammlung einer der großen 
deutschen Gesellschaften zu hören wäre. 

(Beifall) 
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Wenn man die Berichte über solche Hauptversammlungen liest - ich genieße diese 
Berichte, weil sie meistens frohe Kunde bringen - , vermisse ich den Hinweis darauf, 
daß es eine Regierung gibt. Wenn die Berichte schlecht wären, wüßte man allerdings 
ganz genau, wer schuld wäre. mpifain 

Natürlich ist der großartige Erfolg unserer Wirtschaft das Ergebnis der Arbeit von 
vielen: von großartigen Unternehmerpersönlichkeiten, vom Ideenreichtum der Fach­
leute. Die Arbeitnehmer leisten einen entscheidend wichtigen Beitrag, auch - alles in 
allem - die Gewerkschaften. Es ist eine gemeinsame Leistung. Aber, liebe Freunde, 
ohne die von uns gesetzten politischen Rahmenbedingungen wäre das alles nicht 
möglich gewesen. Ich habe letzten Dienstag im Bundestag gesagt: Wenn die 
Sozialdemokraten sieben Jahre lang solche Ergebnisse erzielt hätten, wäre der Beifall 
im Rheintal überhaupt nicht mehr zu übertreffen. Das ist doch auch eine der 
Erfahrungen, die wir gemacht haben: daß wir uns selbst in die Lage gebracht haben, 
daß unsere Erfolge totgeschwiegen werden. Das muß anders werden, wenn wir die 
Wahlen gewinnen wollen. fRofain 

Wir werden zum Schutz der Umwelt vieles tun müssen: beispielsweise Umstellungen 
im Steuersystem, die hilfreich sein können. Mit unserem Vorhaben, die Kfz-Steuer in 
Zukunft nach dem Schadstoffausstoß und nicht mehr nach dem Hubraum zu 
bemessen, betreten wir Neuland im finanz- und umweltpolitischen Bereich. Aber, 
meine Damen und Herren, wir werden das alles nicht als Vorwand für massive 
Steuererhöhungen mißbrauchen, wie es andere tun, etwa die Sozialdemokraten. 
International setzt sich unser umweltpolitischer Kurs ebenfalls immer mehr durch. 
Wenn Umweltschutz heute weltweit auf der Tagesordnung steht, haben wir einen 
wesentlichen Anteil daran. Unser Drängen auf den Weltwirtschaftsgipfeln, in der EG 
und anderswo trägt jetzt langsam Früchte. Ich muß hinzufügen, bei allen Sorgen ums 
eigene Land: Die eigentlichen Probleme, wenn wir die Schöpfung bewahren wollen, 
haben weltweite Dimension. Das Ozonloch über der Antarktis oder die Vernichtung 
der tropischen Regenwälder betreffen die Menschen in anderen Kontinenten nicht 
weniger als uns. Die Gefahr weltweiter Klimaveränderungen rührt ohne Unterschied 
an den Lebensnerv aller Völker. Nur gemeinsam - auch und gerade mit den Ländern 
der Dritten Welt - werden wir hier Abhilfe schaffen können. Eines ist auch klar: Zum 
Nulltarif können wir für die Regenwälder in Brasilien nichts tun. Wir müssen uns 
darüber im klaren sein, daß es um weltweite Verantwortung geht, - um weltweite 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, wenn wir helfen wollen. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, in einer Zeit raschen Wandels suchen die Menschen nach Orientie­
rung. Sie brauchen die Erfahrung des Vertrauten, der Geborgenheit und die Erfahrung 
von Heimat. Als wir vor ein paar Jahren von Heimat sprachen, galten wir als die ewig 
Gestrigen. Es ist unübersehbar: Dieses Europa, wie wir es wünschen, wird nur 
bestehen können,wenn wir, in unserer Heimat verwurzelt, ja sagen zum deutschen 
Vaterland und ja sagen zu Europa. Heimat, Vaterland, Europa - das ist der Dreiklang, 
um den es geht. 
Wenn wir Heimat und Geborgenheit bewahren wollen, müssen wir die Institutionen 
stärken, die Halt geben. Ich denke an den Rechtsstaat, der die Schwachen schützt, 
der inneren Frieden stiftet. Wer zuläßt, daß der Rechtsstaat ausgehöhlt wird, wer 
rechtsfreie Räume entstehen läßt wie in der Hamburger Hafenstraße, der muß wissen: 
Er höhlt auch die Grundsätze unserer Republik aus. Das dürfen wir nicht zulassen. 

(Beifall) 

32 



Unser Platz, liebe Freunde, Ist an der Seite derer, die das Recht schützen und den 
Inneren und äußeren Frieden des Landes garantieren. Den äußeren Frieden des 
Landes garantiert unsere Bundeswehr, die unsere Unterstützung, unsere Sympathie 
verdient hat. Es sind unsere Söhne, die dort Friedensdienst leisten. 

(Beifall) 
Die innere Sicherheit und den Inneren Frieden unseres Landes garantieren Polizeibe­
amte, die heute unter viel schwierigeren Bedingungen als früher Ihren Dienst tun 
müssen. Sie brauchen unsere Unterstützung und sie erhalten sie. 

(Beifall) 
Die wichtigste Quelle von Wärme, Geborgenheit und Halt ist und bleibt die Familie. Sie 
bestimmt die persönliche Entwicklung des einzelnen. Sie vermittelt Werte und 
Tugenden. Sie bringt,vor allem die Kraft einer Liebe zur Entfaltung, die nicht an 
Bedingungen, sondern nur an den Menschen selbst gebunden Ist. 
Ich glaube, wir brauchen nicht darüber zu diskutieren; das Ist ein Kernelement unserer 
Programmatik: Es Ist und bleibt unsere vornehmste Pflicht, die Familie zu stärken. 
Liebe Freunde, wir haben hier in wenigen Jahren grundlegende Neuorientierungen 
erreicht. Diese Neuorientierung ist bereits vielen zugute gekommen. Ab 1990 werden 
den Familien jährlich insgesamt rund 18 Milliarden DM mehr zur Verfügung stehen als 
noch vor dem Jahre 1985. 
Für mich ist wichtig: Diese Neuorientierung schlägt sich nicht nur im Materiellen 
nieder. Es Ist ein Wandel der Einstellungen spürbar, nicht zuletzt bei der jungen 
Generation. Die Familie rückt auch im Bewußtsein der Menschen wieder mehr in den 
Vordergrund. Das Ja zum Kind wird für viele wieder mehr zu einer Selbstverständlich-

'*®'*- (Beifall) 
Liebe Freunde, wir sind aber noch lange nicht da angekommen, wo wir hinmüssen. 
Wir sind angetreten, eine famllien- und kinderfreundlichere Gesellschaft zu schaffen. 
Dieser Auftrag ist noch nicht erfüllt. Vor allem für Kinder wird immer noch viel zu wenig 
getan. Kinder bedeuten Leben, Wärme, Fröhlichkeit und damit Zukunft. Sie brauchen 
besonderen Schutz, sie brauchen Hilfe und Zuwendung. Das gilt vor allem auch für die 
schwächste Form menschlichen Lebens, für das ungeborene Kind. 

(Beifall) 
Ein neues Miteinander der Generationen, Partnerschaft zwischen Mann und Frau, 
Liebe und Achtung zwischen Eltern und Kindern - all das kann unsere Gesellschaft 
nur prägen, wenn es sich zuvor zu Hause, in der Familie bewährt hat. 
Deshalb muß die Familie im Mittelpunkt unserer Bemühungen stehen. Ist das nicht 
auch eine große Vision: eine moderne, eine weltoffene Gesellschaft, die zugleich mehr 
als bisher von Solidarität, von menschlichem Miteinander, von tätiger Nächstenliebe 
geprägt ist? 
Dazu gehört auch, daß wir unsere älteren Mitbürger stärker in die Gesellschaft 
integrieren. Sie wollen Im Alter in einer Weise aktiv sein, die sie in Ihrem Lebensumfeld 
anregt, die sie als befriedigend empfinden. Können wir es uns eigentlich leisten, die 
Weisheit und Lebenserfahrung einer ganzen Generation - die zudem geprägt ist von 
den Erfahrungen unseres schwierigen Jahrhunderts - zur Seite zu schieben? 
Zu den Defiziten in unserer Gesellschaft gehört für mich der Skandal, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland Prozesse geführt werden, um Altersheime oder Kinder­
spielplätze aus sogenannten reinen Wohngebieten herauszuhalten. 

(Lebhafter Beifall) 
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Liebe Freunde, ich sage klar und deutlich: Wir werden die Rechtslage überprüfen, und 
wenn es sich als notwendig erweist, werden wir auch handeln, um notfalls durch 
Gesetzgebung gegen diese unerträgliche Entwicklung vorzugehen. 

(Beifall) 
Zu unserem Bild einer von Mitmenschlichkeit geprägten Gesellschaft gehört auch, 
daß wir vor allem jenen helfen, die beim Tempo des wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Fortschritts sonst nicht mithalten können. Ich denke hier zum Beispiel an die 
Langzeitarbeitslosen, denen wir mit einem umfangreichen Programm und mit neuen 
Ansätzen zur Seite stehen. Ich denke auch an die vielen Kranken und Behinderten, die 
regelmäßige Pflege brauchen. Nicht zuletzt um ihretwillen haben wir - allen Dema­
gogien zum Trotz - die Gesundheitsreform durchgesetzt. Mit einem beachtlichen 
Milliardenbetrag haben wir den Einstieg in die Pflegehilfe geschafft. 

(Beifall) 
Liebe Freunde, ich habe einige der wichtigsten Herausforderungen beschrieben, die 
die vor uns liegende Zeit beherrschen werden. Ich bin sicher: Nur die Union aus CDU 
und CSU ist in der Lage, diese großen Herausforderungen zu bestehen. Nur wir - als 
die große Volkspartei der Mitte - sind fähig, divergierende Interessen zusammen­
zuführen. 

Nur wir können die Kräfte des Erneuerns und des Bewahrens in unserer Gesellschaft 
auf schöpferische Weise zum Ausgleich bringen. Wir haben klare Vorstellungen von 
der Zukunft. Wir haben die organisatorische und die programmatische Kraft, diese 
Zukunft zu gestalten. 

Liebe Freunde, wir haben vor allem einen zuverlässigen Kompaß: das ist unser 
christliches Verständnis von Mensch und Schöpfung. Es nimmt uns in einer 
besonderen Weise in die Pflicht. 

In vielen Diskussionen - nicht zuletzt mit jungen Leuten - werde ich immer wieder 
gefragt: Ist eigentlich dieses „C" noch zeitgemäß? Ich gebe hier meine ganz 
persönliche Antwort: Ich gehöre jetzt der Union seit über vier Jahrzehnten an. Wenn 
ich die Aufgaben sehe, die wir in den vergangenen Jahrzehnten lösen konnten - oder 
auch jene, die geblieben sind - , und wenn ich die Herausforderungen sehe, die vor 
uns liegen, dann bin ich heute mehr denn je davon überzeugt, daß das „C" in den 90er 
Jahren noch wichtiger sein wird als in den frühen 50er Jahren, nach Gründung 
unserer Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 
Die Antworten müssen heutzutage - bis hinein in die 90er Jahre - vielleicht in einer 
anderen Form gegeben werden. Aber das ändert nichts am Inhalt. 

Das „C" im Namen unserer Partei drückt aus, was uns verbindet. Es beschreibt das 
sittliche Fundament, auf dem Menschen unterschiedlicher Herkunft und aus den 
verschiedensten Berufen in unserer Volkspartei CDU zusammenfinden. Konservative 
ebenso wie liberale und christlich-sozial engagierte Menschen treffen sich hier in einer 
gemeinsamen Überzeugung. Erst dieses Zusammenwirken, liebe Freunde, prägt das 
unverwechselbare Profil unserer Partei. Deswegen darf es nie dazu kommen, daß eine 
der drei großen Strömungen in unserer Partei keine Heimat mehr hat. Alle sind 
gleichberechtigt: Die christlich-sozial und die liberal-freiheitlich Denkenden und die 
Konservativen. Das ist die große Idee unserer CDU seit über 40 Jahren, und das muß 
so bleiben. 

(Beifall) 
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Auf dem Weg zu einer Gesellschaft des menschlichen Miteinanders ist heute mehr 
denn je das christliche Menschenbild ein unverzichtbarer Wegweiser. Aus unserem 
Verständnis von IVIensch und Schöpfung kommt auch unser Engagement für die 
Umwelt. Im christlichen Menschenbild, liebe Freunde, wurzeln auch die Ideale, die 
Europa geistig vereinen -von den Klöstern und Kapellen Irlands bis hin zu den Kirchen 
und Kathedralen von Warschau, von Prag und von Kiew. 

Wir wollen unser Land in das Europa der Zukunft führen - in eine gute, in eine 
freiheitliche Zukunft für alle Deutschen. Das ist unsere Hoffnung, das ist unser Wille 
und das ist unsere Pflicht. Liebe Freunde, für diese Politik trete ich ein. Dafür möchte 
ich unsere Partei, meine politische Heimat, weiter führen und mit Ihnen gemeinsam zu 
weiteren Siegen lenken. 

Denken wir immer daran: Es geht nicht um Macht und Ämter für den einzelnen. Es geht 
um eine gemeinsame Verantwortung für diese großartige Ideengemeinschaft der 
Christlichen Demokraten. Es geht um unser Vaterland.' 

Die CDU ist für viele zur geistigen und politischen Heimat geworden - auch für mich. 
Sie ist ein Stück meines eigenen Lebens, und ich weiß, was ich dieser Partei verdanke. 
Weil ich dies weiß, will ich meine Pflicht tun und Sie einladen, mit mir gemeinsam 
diesen Weg zu gehen. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall -
Die Delegierten erheben sich) 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Lieber Helmut Kohl, der Beifall, dem man 
nichts mehr hinzufügen kann, hat gezeigt, wie dankbar wir alle Ihnen für die 16 Jahre 
unermüdlichen Einsatzes als Parteivorsitzender und für die erfolgreichen - inzwischen 
schon -sieben Jahre als Bundeskanzler sind. Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, bevor ich jetzt die Plenarsitzung unterbreche, möchte ich 
Sie gern auf eine beabsichtigte zeitliche Korrektur hinweisen. In der Tagesordnung ist 
ausgedruckt: Fortsetzung der Plenardebatte um 14.30 Uhr. Wir liegen zwar recht gut 
in derzeit, aber damit wir am Nachmittag mehr Zeit zur Aussprache haben, wollen wir 
bereits um 14 Uhr die Plenarsitzung fortsetzen. Ich möchte Sie herzlich bitten, 
pünktlich zu sein. 

Diejenigen Damen und Herren, die zum Empfang im Rathaus eingeladen sind, 
möchten sich dort bitte bis spätestens 13 Uhr einfinden. Wir ziehen also auch diesen 
Termin vor. 

Ich schließe die 1. Plenarsitzung. 

(Unterbrechung von 12.23 bis 14.00 Uhr) 
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Montag, 11. September 1989 

2. Plenarsitzung 

Beginn 14.13 Uhr 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Ich eröffne die 2. Plenarsitzung und erteile zu 
einem Grußwort das Wort dem Vorsitzenden der Europäischen Demokratischen 
Union, Außenminister Dr. Alois Mock. 

Dr. Alois Mock (mit Beifall begrüßt): Herr Vorsitzender Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl! Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen die Grüße der in der Europäischen 
Demokratischen Union vereinigten christlichen demokratischen konservativen und 
liberalen Parteien überbringen. Ich darf mich auch sehr herzlich für die stete 
Unterstützung durch die Christlich Demokratische Union und insbesondere durch 
ihren Vorsitzenden Helmut Kohl bedanken. Es ist, meine Damen und Herren, keine 
Routineangelegenheit, wenn ich dies auf den verschiedenen Parteitagen der CDU 
schon getan habe. Jedesmal sind wir in der Entwicklung der Europäischen Demokrati­
schen Union dank der Unterstützung durch die CDU und dank der Unterstützung 
durch Helmut Kohl ein Stück weitergekommen. 

(Beifall) 

Wir können für die Zukunft um so mehr Optimismus haben, als es die gesellschafts­
politischen Grundsätze der Christlich Demokratischen Union sind, die die internatio­
nale Entwicklung prägen: das Ordnungssystem der Sozialen Marktwirtschaft, die 
parlamentarische Mehrparteiendemokratie und die Rechtsstaatlichkeit. 

Sozialismus, meine Damen und Herren, ist schal geworden. Der reale Sozialismus, 
wie sich der Kommunismus nennt, versucht, durch einige sprachliche Formulierun­
gen, wie die Rede von der „sozialistischen Marktwirtschaft" oder von der „sozialisti­
schen Parteiendemokratie", darüber hinwegzutäuschen, daß der reale Sozialismus 
politisch bankrott gemacht hat. Es gibt keine sozialistische Marktwirtschaft. Entweder 
ist ein System ausgerichtet nach dem Ordnungssystem der sozialen Marktwirtschaft, 
dann ist es nicht sozialistisch, oder es ist sozialistisch, dann hat es nichts mit 
Marktwirtschaft zu tun. 

(Beifall) 
Natürlich führt die Reformentwicklung in osteuropäischen Ländern zu einer größeren 
Instabilität. Aber, meine Damen und Herren, ich nehme diese Instabilität bewußt in 
Kauf. Es ist dies eine positive Instabilität, weil sie eine Veränderung der politischen 
Systeme zu mehr Selbstbestimmung der osteuropäischen Nationen, zu Demokratie 
und Freiheit erlaubt. Wir sollten hier die Entwicklung der letzten Jahrzehnte, den 
Terror des kommunistischen Systems nicht damit abtun, daß wir immer nur vom 
Stalinismus reden. Nicht der Stalinismus hat bankrott gemacht, sondern der Kommu­
nismus als ideologisches System hat bankrott gemacht. 

(Beifall) 

Das, was sich in Polen, in Ungarn und ansatzweise auch in der Sowjetunion 
entwickelt, ist eine gewaltige Herausforderung für die Soziale Marktwirtschaft und für 
jene politischen Parteien, die sie vertreten. Es ist dies sicherlich die härteste 
Herausforderung seit dem Zweiten Weltkrieg, weil 40 Jahre Kommunismus aufzu­
arbeiten sind. Die Reform in diesen Ländern verlangt daher unsere volle Unterstüt­
zung, auch wenn es ein Risiko ist, auch wenn wir heute von der Unumkehrbarkeit 
dieser Reform noch weit weg sind. Es wäre unverantwortlich, meine Damen und 
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Herren, wenn wir den Reformgruppen in den osteuropäischen Ländern und auch den 
reformbereiten Mitgliedern der derzeitigen Machthaber durch Risikoscheu und 
Bequemlichkeit die Unterstützung versagen, nur weil es eben ein Risiko ist. Die 
Entschlossenheit, mit der Tausende Bürger aus der DDR auswandern und die Freiheit 
suchen, die Begeisterung und die Freude, die man auf den Fernsehschirmen sehen 
konnte, als ihnen gestern mitgeteilt wurde, daß sie ab Mitternacht die Österreich-unga­
rische Grenze überschreiten können - alles das, meine Damen und Herren, stärkt 
mich in der Überzeugung, daß sich auch die anderen Länder des sogenannten realen 
Sozialismus ä la longue dem Reformdruck für Demokratie und Freiheit nicht entziehen 
können. 

(Beifall) 

Die Unterstützung, die die österreichische Bundesregierung dem österreichischen 
Roten Kreuz gegeben hat, entspricht nicht nur der traditionellen Funktion Österreichs 
als Asylland, sondern bleibt auch für die Zukunft für uns von einer hohen moralischen 
Priorität. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wer hätte vor fünf Jahren geglaubt, daß ein kommunisti­
scher Außenminister Ungarns mit mir im Juni den Eisernen Vorhang eigenhändig 
abbaut? Wer hätte vor fünf Jahren geglaubt, daß eine zum erstenmal freigewählte 
ungarische Abgeordnete auf einer Parlamentarierkonferenz der Europäischen Demo­
kratischen Union das Wort ergreift? Wer hätte vor fünf Jahren geglaubt, daß es in 
Polen einen bekennenden Christen als Ministerpräsidenten gibt? Das alles verlangt 
die volle Unterstützung der christlich-demokratischen und anderen nicht kollektivisti­
schen Parteien. 

(Beifall) 
Meine Damen und Herren, so wie es seinerzeit vor einigen Jahrzehnten Christdemo­
kraten waren, ein Adenauer, ein de Gasperi, ein Schuman, die die Dynamik der 
europäischen Einigung entwickelt und damit die Voraussetzungen für das größte 
praktische Friedenswerk in den letzten Jahrhunderten geschaffen haben, so müssen 
die christlich-demokratischen und gleichgesinnten Parteien auch jetzt in vorderster 
Linie stehen, um mit Engagement und - ich wiederhole es - Risikobereitschaft die 
demokratische Entwicklung im europäischen Osten in Richtung auf eine neue 
gesamteuropäische Friedensordnung zu unterstützen. 

Wir brauchen dazu eine geschlossene, eine dynamische Christlich Demokratische 
Union. Wir brauchen dazu einen starken Vorsitzenden Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Aber lieber Freund Helmut Kohl, nicht nur wir brauchen Dich als seinerzeitigen 
Mitbegründer der Europäischen Demokratischen Union, nicht nur Deutschland 
braucht Dich, sondern auch Europa braucht Dich in den kommenden Jahren. 
Deswegen wünsche ich Dir vor allem alles Gute für den hoffentlich sehr kurzen 
Krankenhausaufenthalt am kommenden Donnerstag. 

(Beifall) 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, wir bedanken uns 
bei Ihnen, Herr Dr. Mock, und zwar bei Ihnen und Ihrer Regierung. Denn die Tatsache, 
daß wir uns bei den Ungarn bedanken, bedeutet ja auch, daß wir uns gleichzeitig bei 
Ihrer Regierung und Österreich bedanken, daß Sie gegenüber unseren Landsleuten 
so hilfreich sind. 

37 



Bevor wir nun in der Tagesordnung fortfaiiren, zunächst noch ein geschäftsmäßiger 
Hinweis: Wir haben heute vornnittag zu Beginn der ersten Plenarsitzung festgelegt, 
daß die Frist für die Einreichung weiterer Wahlvorschläge zur Wahl des Bundesvor­
stands um 14.30 Uhr abläuft. In der Zwischenzeit werden die Stimmzettel für die 
einzelnen Wahlgänge erstellt. Ich bitte die Geschäftsführer der Landesverbände und 
der Bezirksverbände in Baden-Württemberg, sich auf Abruf bereitzuhalten, um die 
Stimmzettel im Büro des Organisationsleiters abzuholen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 8.2 auf: 

Bericht des Generalsekretärs der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands, 

Dr. Heiner Geißler MdB 

ich bitte jetzt unseren Generalsekretär Heiner Geißler, das Wort zu nehmen. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU (von den Delegierten mit Beifall 
begrüßt): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Ich stand ja nun schon oft in dieser Eigenschaft hier an diesem Pult. Ich gebe 
diesen Rechenschaftsbericht als Generalsekretär nach zwölf Jahren Arbeit für unsere 
gemeinsame Sache, für unsere gemeinsame Idee und am Anfang auch eines 
wichtigen Abschnitts unserer Partei: 14 Monate vor der Bundestagswahl, vor einer 
Serie von Landtags- und Kommunalwahlen und auch in einer Zeit politischer und 
gesellschaftlicher Veränderungen von historischem Ausmaß, Veränderungen, die an 
Umfang und Tempo, aber auch an Gefährlichkeit alles in den Schatten stellen, was 
sich in früheren Zeiten an Wandel vollzogen hat. 

Ich kann nicht zu allem Stellung nehmen, was mich heute bewegt. Sie können sich 
vorstellen, daß mich vieles bewegt, vor allem, wenn ich einmal Revue passieren lasse, 
was wir alles miteinander angestellt haben. Wir sind in der Zeit sogar an die Regierung 
gekommen. Wir haben uns - Sie wissen, daß ich von Natur aus friedlich gesonnen bin -

(Heiterkeit und vereinzelt Beifall) 

angemessen mit den Sozialdemokraten auseinandergesetzt. Und wir haben sogar 
den Kieler Parteitag überstanden. 

(Heiterköit und Beifall) 

Aber was bewegt uns denn nun eigentlich? Und da will ich Ihnen sagen: Mich bewegt 
vor allem die Sorge um unsere Partei - und damit natürlich auch die Sorge um unser 
Land - , von der wir alle wollen, daß sie in den Köpfen und Herzen der Menschen fest 
verankert ist und wieder überall die stärkste politische Kraft wird. 

Wenn wir den vor uns liegenden Wahlmarathon gewinnen wollen, dann müssen wir 
alle an Deck sein. Wenn es allein nach den wirtschaftlichen Erfolgen ginge, müßten wir 
bei den Wahlen einen Stimmenanteil um die 60 % für uns verbuchen können. Die 
Wirklichkeit ist aber anders. Man kann diese Wirklichkeit nicht einfach von oben 
verändern. 

Mehrheiten - davon bin ich fest überzeugt - können wir dann wieder bekommen, 
wenn wir nicht nur den Geldbeutel, sondern auch Herz, Geist und Gemüt der 
Menschen erreichen. 

(Beifall) 
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Die Menschen wählen heute eben nicht allein die Bilanz, sondern sie wählen auch ihre 
eigene Zukunft. Junge Menschen, die ihre Zukunft noch vor sich haben, achten 
besonders darauf. Wenn wir dies nniteinander besprechen, können wir nicht so tun, 
als seien die letzten Jahre spurlos an uns vorübergegangen. Wir können aber auch 
nicht so tun, als ob wir die Wahlsiege schon in der Tasche hätten. Wir müssen über 
diese Dinge in Ruhe miteinander diskutieren. 

Ich möchte heute nachmittag zu zwei Punkten etwas sagen: , 

1. zu den geistigen Grundlagen der Christlich Demokratischen Union und 

2. zur Zukunft der CDU als moderner Volkspartei. 

Dazu möchte ich Ihnen einige Geschichten erzählen, die ich selber erlebt habe und die 
mit dem Thema Volkspartei zu tun haben. 

Mitte der 50er Jahre habe ich - wie viele andere unter uns auch - versucht, 
Ortsverbände der Jungen Union zu gründen. Damais war ich Landesvorsitzender der 
Jungen Union von Württemberg-Hohenzollern. Ich erinnere mich z. B. an die 
Bemühungen in Rottweil, die wir zusammen mit einigen Freunden, die hier auch noch 
unter uns sind, seinerzeit unternommen haben. Es war eine mühsame Geschichte. 
Manche Ortsverbände mußte man zwei- oder dreimal gründen. Eines Tages hat sich 
der Dekanatsjugendführer von Rottweil bei mir gemeldet und gesagt: „Morgen wirst 
du etwas Schönes in der Zeitung lesen." - Ich habe am anderen Tag daraufhin den 
„Schwarzwälder Boten" aufgeschlagen. Darin stand ein Aufruf, in dem es sinngemäß 
hieß: „Nach den schrecklichen Erfahrungen einer gottlosen Diktatur geht es heute 
darum, ein neues christliches Deutschland aufzubauen. Ich fordere alle Mitglieder des 
Bundes der Katholischen Jugend auf, in die Junge Union einzutreten und dort 
mitzuarbeiten. - Unterschrift: Erwin Teufel, Dekanatsjugendführer." 

(Heiterkeit und Beifall) 

Von da ab ging es mit der Jungen Union in der Tat aufwärts. Das ist nun 30 Jahre her. 

So etwas wie damals ist heute nicht mehr möglich. Dafür fallen einem viele Gründe 
ein: Wertepluralismus, Rückgang der kirchlichen Bindungen, innerkirchliche Verände­
rungen nach dem Zweiten Vatikanischen Konzil usw. Welche Gründe es aber auch 
immer sein mögen: Es kann uns nicht gleichgültig lassen, daß unsere politische 
Verankerung im kirchlichen Raum immer weiter nachläßt. Manchmal habe ich auch 
den Eindruck, daß dort an uns nur noch wenig Interesse besteht. 

Sind wir vielleicht nicht offen und interessiert genug an Diskussionen? Sprechen wir 
denn noch die richtige Sprache, die junge Christen verstehen? Können Christen den 
Eindruck haben, daß wir in unserem persönlichen Verhalten dem ethischen Anspruch 
des „C" immer genügen? Daß sich die CDU mit ihrem „C" schwertut, aber daß sie es 
sich mit ihrem „C" auch umgekehrt manchmal zu leicht macht, läßt sich kaum be­
streiten. Dies kann natüriich auch einer der Gründe für die erwähnte Entwicklung sein. 

Schwer haben wir es uns mit dem Schutz des ungeborenen Lebens gemacht. Keine 
Partei hat ernsthafter um die Antwort auf diese fundamentale Frage gerungen, als wir es 
getan haben. Trotzdem sind wir von der fundamentalistischen Kritik evangelischer und 
katholischer Christen mehr betroffen als andere. Eigentlich müßte es doch so sein - das 
wünsche ich mir für die CDU - , daß auf evangelischen und katholischen Kirchentagen 
Christliche Demokraten wieder mehr Zustimmung erfahren, ja sogar mehr Beifall 
erhalten als die Vertreter anderer Parteien. So müßte es doch eigentlich sein. 

(Beifall) 
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Das werden wir dann erreichen, wenn wir alle endlich mehr über die Freude am Kind 
und über die Hilfen für die Mütter reden, die wir beschlossen haben, als über die 
Strafen bei der Abtreibung. 

(Beifall) 

Reden wir nicht nur über unsere Exportchancen in der Dritten Welt, sondern genauso 
laut und deutlich über unsere Pflichten als reiches Land gegenüber den Menschen 
angesichts von Hunger und Armut. 

(großer Beifall) 

Mit der Solidarität - auf deutsch gesagt heißt das: mit der Nächstenliebe - machen wir 
es uns manchmal vielleicht zu leicht. Nächstenliebe bedeutet heute ja, umgesetzt in 
die Politik, nicht mehr warme Suppen und Lazarette, sondern z. B. Toleranz und 
Mitmenschlichkeit gegenüber Ausländern, entschlossene Hilfe für Polen, aber auch 
für die Länder der Dritten Welt, energisches Eintreten für die Menschenrechte überall 
auf der Welt. 

(Beifall) 

Wir machen es uns dabei vielleicht ein bißchen zu leicht. Dann braucht man sich nicht 
zu wundern, wenn wir Gefahr laufen, in die schiefe Schlachtordnung „Kopf gegen 
Herz" zu geraten. 

Wir müssen dafür sorgen, daß sich mit uns, unserem Namen und unserer Politik - ich 
habe es vorhin gesagt - auch Wärme, Herzlichkeit, Verständnis und Liebe zum 
Nächsten verbinden. Es kommt in diesem Zusammenhang auch sehr auf unsere 
Sprache an. 

Ich habe unsere Diskussion auf dem Wiesbadener Parteitag über den Schutz des 
ungeborenen Kindes noch einmal nachgelesen. Ich kann eigentlich jedem nur 
empfehlen, es ebenfalls zu tun. Diese Diskussion ist ein Musterbeispiel dafür, wie eine 
große Volkspartei um ihre Grundsätze und Ziele ringt. Es war eine eindrucksvolle 
Diskussion, die uns bisher keine andere Partei und keine andere Organisation 
nachgemacht hat. In diesem Stil sollten wir auch die anderen grundsätzlichen Fragen 
miteinander erörtern. 

Ich bin froh darüber, daß wir auf diesem Parteitag die Programmarbeit zu dem Thema 
„Verantwortung gegenüber der Schöpfung", aber auch zu dem Thema „Verhältnis zu 
den ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern" abschließen, eine Programm­
arbeit, die, soweit es meine Arbeit zusammen mit Helmut Kohl anbelangt, eigentlich 
auf dem Grundsatzprogramm-Parteitag in Ludwigshafen begonnen hat, programma­
tische Aussagen, die wir einschließlich der Aussagen zur Sozialen Marktwirtschaft in 
Wiesbaden auf die Basis unseres Bekenntnisses zum christlichen Menschenbild 
gestellt haben. Auch der heutige Parteitag, der die Themen Umwelt und ausländische 
Mitbürgerinnen und Mitbürger behandelt, steht unter der Überschrift: „Politik auf der 
Grundlage des christlichen Menschenbildes." 

Nun haben manche - auch in Zeitungen, angesehenen Zeitungen - die Frage gestellt, 
ob es denn nun ein Ende mit den Volksparteien habe und insbesondere mit der CDU 
als Volkspartei, vor allem nach dem Aufkommen radikaler Gruppierungen. Das ist in 
der Tat eine ernsthafte Frage. Die Bindewirkung mancher politischer Sachverhalte hat 
abgenommen. Deswegen ist die Antwort auf diese für uns zentrale Frage nicht ganz 
einfach. Aber etwas scheint mir notwendig zu sein: Wir können den Charakter der 
Volkspartei nur erhalten, wenn wir die innere Kraft aufbringen, die gemeinsame 
Grundlage, nämlich das christliche Menschenbild, für unsere politische Arbeit zu 

40 



erhalten. Eine solche Chance hat keine andere Partei. Unseren Kompaß, das 
christliche Menschenbild, müssen wir gerade in Zeiten des Wandels und der 
Veränderung behalten, sonst fallen wir auseinander. 

Weder die Genspaltung noch die Kernspaltung, weder humanes Sterben noch der 
Schutz des ungeborenen Kindes, weder personale noch soziale Menschenrechte 
noch die Gestaltung unserer Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung können ohne 
Orientierung an der Würde des Menschen, die in Gott begründet ist, politisch 
beantwortet werden. 

Eine Zeitung hat nach dem Ludwigshafener Parteitag geschrieben: Die CDU hatte den 
Mut, Gott in ihr Programm hineinzuschreiben. Das haben wir nicht wegen nichts 
getan, sondern weil dies zentral ist für die Begründung unseres Fundaments, für die 
Fragen, die damit verbunden sind. 

(Beifall) 

Allerdings hat das Konsequenzen. 

Ich will Ihnen eine weitere Geschichte erzählen. Bitte, nehmen Sie sie zunächst einmal 
einfach so zur Kenntnis, obwohl sie umstritten ist. Ich will damit etwas verbinden. Es 
ist eine umstrittene Sache, auch in unseren eigenen Reihen: Das Sommertheater 
1987, wie es genannt worden ist, ausgelöst durch die Reise von Norbert Blüm im 
Auftrag des Parteivorsitzenden nach Chile, wo sich Norbert Blüm mit Pinochet wegen 
der Menschenrechte auseinandergesetzt hat. Er wurde wegen vielem, was er dort 
gesagt hat, auch aus den eigenen Reihen angegriffen. Ich habe Norbert Blüm damals 
gegen alle Angriffe in Schutz genommen. Ich dachte, das gehört zur Aufgabe des 
Generalsekretärs, wenn einer von uns angegriffen wird. 

(Beifall) 

Ich würde es auch in Zukunft jederzeit wieder tun, und das sollte für jeden von uns 
gelten, weil das Eintreten für die Menschenrechte zu unserem Selbstverständnis als 
Christliche Demokraten gehört. 

Allerdings füge ich hinzu, wenn wir die Verpflichtung haben, für die Menschenrechte in 
Ländern einzutreten, die 9000 Kilometer von uns entfernt sind, dann haben wir erst 
recht die Verpflichtung, uns für die Menschenrechte unserer eigenen Landsleute 
einzusetzen. Das ist auch wahr. 

(Beifall) 
Ich weiß, die Menschenrechtspolitik ist nicht die ganz große Außenpolitik, aber ist sie 
eine Marotte? Warum sind denn z. B. Chile, Polen, Nicaragua, DDR so wichtig? Wo ist 
der Zusammenhang? Der Zusammenhang besteht darin, daß es trotz der unter­
schiedlichen geopolitischen Situationen in allen diesen Ländern um ein und dasselbe 
Kernproblem geht, nämlich die Durchsetzung der Freiheit, der Demokratie und der 
Menschenrechte. 

Darin unterscheiden wir uns möglicherweise von anderen Parteien, wenn wir jetzt die 
Zukunft ansprechen, wenn wir sie sogar weltweit beschreiben wollen. Nicht wert­
neutrale Interessen- und Machtpolitik, sondern Freiheit und Menschenrechte sind der 
Schlüssel für das Tor zu einer Weltfriedensordnung, in der endlich alle Menschen frei 
und sozial gerecht zusammenleben können. 

Für eine solche Konzeption hätten wir gerne die Unterstützung der SPD. Sie hat aber 
bisher - und das gilt, ich muß es leider sagen, auch für den Vorsitzenden der 
Sozialistischen Internationale, Willy Brandt - ihre internationale Politik eben nicht in 
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erster Linie an der Freiheit und den Menschenrechten, sondern eben an eher 
wertneutralen Zielen wie Macht, Status quo, Sicherheitspartnerschaft und ähnlichem 
orientiert. 
Mich hat selten etwas so bekümmert wie das Erlebnis, das ich vor wenigen Wochen 
gehabt habe, als Napoleon Duarte, der schwer krank ist und nicht mehr lange leben 
kann - dieser christlich-demokratische Vorkämpfer für Freiheit und Menschenrechte 
gegen die rechten Todesschwadronen und die linke Guerilla in El Salvador - , zu mir 
gesagt hat, das bedrückendste Erlebnis für ihn sei gewesen, daß der Vorsitzende der 
Sozialistischen Internationale, Willy Brandt, nie ihn, aber dafür den kommunistischen 
Diktator Fidel Castro in Havanna in Kuba besucht hat. 
Das ist ein ähnlicher Vorgang wie die Tatsache, daß Willy Brandt und die Sozialdemo­
kraten sich über lange, lange Zeit schwergetan haben mit Lech Walesa und 
Solidarnosc und lieber ihre Gespräche mit den Kommunisten geführt haben. 
Deswegen waren die Sozialdemokraten, weil sie hier den Kompaß nicht hatten, in 
Lateinamerika auf der Seite der Kubaner und Sandinisten und auf unserem Kontinent 
Gesprächspartner und Vertragspartner der SED und der kommunistischen Parteien 
Osteuropas. Sie haben eben durch diese Politik - ich muß dies leider sagen - die 
Schwächung freiheitlicher Bewegungen und die Stabilisierung totalitärer Parteien in 
Kauf genommen, in der DDR genauso wie in Polen. 

(großer Beifall) 
Wir haben die freiheitlichen Kräfte gefördert und die totalitären Systeme und Parteien 
bekämpft, in Chile, in der DDR und in Polen. Die SPD - und ich hoffe, daß sie das 
ändert, und ich fordere sie dazu auf - hat dem real existierenden Sozialismus immer 
mehr zugetraut als dem Freiheitswillen der Völker. 

(Beifall) 
Mir liegt jetzt eine Meldung vor, daß Walter Momper, der Regierende Bürgermeister 
von Berlin, auf die Frage, ob er die Gründung einer SPD in der DDR begrüße, gesagt 
hat: „Mit Parteigründungen durch kleine Gruppen kann in der DDR jetzt gar nichts 
bewegt werden, denn die SED hat in der DDR tatsächlich die Macht, und sie wird sie 
in absehbarer Zeit behalten; Änderungen gehen nur über diesen Weg." 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will das ein bißchen locker nehmen. Ich 
war immer der Auffassung, man soll auch in der demokratischen Auseinandersetzung 
Stilmittel verwenden, die da normalerweise nicht Platz greifen, denn ich bin ein 
Anhänger des politischen Reims. 
Ich habe zur Verteidigung der Gesundheitsreform von Norbert Blüm als Antwort auf 
die verheerenden Aussagen des SPD-Parteivorsitzenden Vogel einmal gesagt: 
„Lügen haben kurze Beine, kürzer sind dem Vogel seine." 
Wenn ich mir jetzt das vor Augen halte, was Walter Momper da sagt, würde ich den 
Berlinern eigentlich den Schüttelreim empfehlen: 

Von Ost-Berlin wird heiß geliebt, 
was Momper täglich von sich gibt. 

(Heiterkeit und Beifall) 
Diesen Reim kann man immer wieder verwenden, denn Herr Momper wird mit 
Sicherheit morgen und übermorgen wieder etwas ähnliches von sich geben. 
Das, was mit einer solchen Aussage zutage tritt, ist im Sinne der SPD eigentlich auch 
konsequent, denn im außen- und deutschlandpolitischen Kapitel des SPD-Grund­
satzprogrammentwurfs kommt zwar der Begriff „Friede" - ich habe es einmal 
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nachgezählt - 26mal vor, aber der Begriff „Freiheit" nicht ein einziges IVIal. Das heißt, 
die Freiheit ist bei der SPD programmatisch in der Außen- und Deutschlandpolitil< auf 
null gebracht worden. Ich hoffe, daß dies geändert wird! 

Nun werde ich eine andere Geschichte erzählen: Am 12. März 1976 fuhr ich mit Helmut 
Kohl zu der entscheidenden Bundesratssitzung über die Vereinbarungen mit Polen. Die 
meisten von uns erinnern sich an die fast dramatischen Auseinandersetzungen über die 
Ostverträge innerhalb der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Ich habe damals als junger 
Minister in dem berühmten Zimmer 113 des Bundesrates den Durchbruch der Union zu 
einem - so will ich es einmal sagen - konstruktiven Verhältnis gegenüber Polen, was 
diesen Vertrag anbelangt - es ging um die Rentenfrage - , erlebt. Helmut Kohl als 
Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz, Ernst Albrecht für Niedersachsen, Franz Röder 
vom Saarland, Gerhard Stoltenberg für Schleswig-Holstein, Hans Filbinger für Baden-
Württemberg und - für mich in einer besonders eindrucksvollen Weise - Alfons Goppel 
als Ministerpräsident von Bayern gaben ein entscheidendes politisches Signal, indem 
sie den deutsch-polnischen Vereinbarungen zustimmten. 

Das hatte auch Folgen, z.B. für den Bundesparteitag in Hamburg 1981, den Jugend­
parteitag; die meisten von Ihnen können sich an ihn erinnern. Die Beschlüsse, die 
damals dort gefaßt wurden, waren ein Beitrag zu einer konstruktiven Ostpolitik der CDU. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß der erwähnte Beschluß eine inhaltliche 
Voraussetzung für den neuen Anfang war, den wir zusammen mit den Freien 
Demokraten im Oktober 1982 begannen. Wir waren - darauf mache ich aufmerksam -
damals, ein Jahr vor der Regierungsübernahme durch Helmut Kohl, programmatisch 
und personell auf das Regieren vorbereitet. Das war eine große politische Leistung 
der CDU als Oppositionspartei, das Ergebnis der geistigen und politischen Erneue­
rung der Christlich Demokratischen Union in der Opposition. 

Wie stellt sich in dieser Hinsicht die Perspektive für das nächste Jahr dar? Die heutige 
Oppositionspartei, die SPD, hat ein Jahr vor der nächsten Bundestagswahl kein 
Programm, dafür aber drei Kanzlerkandidaten. Das deutsche Volk kann sich hier sein 
Urteil bilden und kann Vergleiche anstellen. 

Nun sind dramatische Veränderungen in Osteuropa im Gange; es ist darauf 
hingewiesen worden. Der Ausgang ist ungewiß. Ich möchte voi- Ihnen bekennen, daß 
mich in den letzten Tagen etwas tief bewegt hat. Ich werde so schnell nicht vergessen, 
wie Lech Walesa vor 14 Tagen im Fernsehen beschwörend sagte: Wenn Polens Weg 
in die Demokratie nicht gelingt -jetzt zitiere ich - , „dann nicht, weil die Kommunisten 
uns daran gehindert haben, sondern die Freunde nicht helfen wollten". Wenige Tage 
später habe ich mir von meinem Sohn, der Slawistik studiert und in Moskau war, 
berichten lassen, daß der zum dogmatischen Flügel der KPdSU gehörende Liga-
tschow im Fernsehen - in Abwesenheit von Gorbatschow, der auf der Krim war -
gesagt hat, „politische Aktionen zur Abwehr von Attacken gegen die Partei, die 
Armee, das KGB und die UdSSR als solche" seien zu fordern. Das war eine 
verschlüsselte, aber eindeutige Drohung gegen Perestroika und Glasnost. 

Wir wissen nicht, wie sich die Dinge entwickeln, aber ich frage uns alle: Wie würden wir 
vor der Geschichte dastehen, wenn wir im freien Westen nicht alles unternähmen, um 
diese Kräfte der Öffnung zu fördern? 

(Beifall) 
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Und wie würden wir vor der Geschiclite dastehen, wenn wir durch Halbherzigkeit, 
Krämergeist und falsche Rücl<sichten - auch innenpolitische - die Kräfte des 
Dogmatismus und der Unfreiheit stabilisierten, statt den neuen Anfang in Polen zu 
fördern? Wir müssen die Frage stellen: Sind wir denn eigentlich inhaltlich, konzeptio­
nell auf die Situation vorbereitet, wenn z. B. in der DDR das einträte, was wir 
wünschten, was sich in Ungarn bereits vollzogen hat und sich in Polen anbahnt? 
Welche Rolle könnten westliche Vorschläge - z. B. zur Abrüstung - spielen, um die 
Entwicklung in Osteuropa zu fördern? „NATO 2000" -zusammen mit Volker Rühe von 
uns ausgearbeitet und auf dem Wiesbadener Parteitag beschlossen - das war ein 
konstruktives Konzept als Antwort auf diese Entwicklungen. Ich finde, es ist höchste 
Zeit, daß wir Konzepte entwickeln, und zwar im gesamten Westen, in der NATO, 
Konzepte, die es uns erlauben, nicht nur auf das zu reagieren, was sich dort drüben 
entwickelt, sondern die Entwicklung selber positiv mitgestaltet. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will auch ein Wort zu der die Polen und 
uns bewegenden Frage sagen: Was ist mit Schlesien, was ist .mit Pommern, was ist 
mit Ostpreußen? Da haben wir eine klare völkerrechtliche Position, die wir nicht 
aufgeben. Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite müssen wir unseren Bürgern 
und den Menschen in anderen Ländern aber auch sagen, wie wir uns die gemeinsame 
Zukunft von Deutschen und Polen vorstellen. Es wird von uns erwartet, daß wir den 
Mut haben, dies zu entwerten. 

Ich finde, auch hier sind wir doch in einer ganz großartigen Position, auch gegenüber 
anderen Parteien, und diese Position lautet doch: Europa und Freiheit. Je mehr sich 
Freiheit und Menschenrechte und Demokratie in Polen, in der Tschechoslowakei, in 
Ungarn und in der Sowjetunion durchsetzen, desto unwichtiger - damit es ganz klar 
ist: ich sage nicht „unwichtig", aber: desto unwichtiger - werden doch die Grenz­
fragen. 

Was geschieht denn, wenn wir in Osteuropa freiheitliche Demokratien bekommen? 
Dafür ist eine Chance da, auch wenn sie noch ganz entfernt ist, aber sie ist da, und die 
Chance ist deswegen vorhanden, weil wir heute eine andere Situation haben als 
früher, wo sich zu Hitlers und Stalins Zeiten die Imperien gegenüber den Einflüssen 
von außen abschotten konnten. Das ist heute im weltweiten Kommunikationsverbund 
und im Zeichen des Satellitenfernsehens nicht mehr möglich. Heute sind die 
Gedanken zum erstenmal in der Geschichte wirklich frei, und die Ideale der Freiheit 
und der Demokratie können voll ihre ansteckende Kraft entfalten. Deswegen läßt sich 
- davon bin ich fest überzeugt - dieser Prozeß nicht mehr aufhalten. 

Wenn wir diese freiheitlichen Demokratien eines Tages in Osteuropa haben, und wenn 
wir zu einem gemeinsamen freiheitlichen Europa kommen, dann können eben auch 
die Schlesier, die Pommern und die Ostpreußen wieder in ihre Heimat zurückkehren, 
wenn sie dies wollen; aber doch nicht gegen die Polen und nicht gegen die Russen, 
sondern mit ihnen, und nicht in dem Sinne, wie Helmut Kohl es kürzlich gesagt hat, 
daß wir den Polen, die nun seit Jahrzehnten dort wohnen, das Heimatrecht bestreiten, 
sondern daß wir mit ihnen friedlich zusammenleben, so wie wir heute z. B. auch die 
Probleme zwischen Deutschland und Frankreich - da hat man ja vor 50 Jahren noch 
aufeinander geschossen, und vor über 100 Jahren fanden die Schlachten bei 
Weißenburg und bei Wörth statt-gelöst haben. Ich finde, das ist unsere Position, die 
wir den eigenen Bürgern, aber auch unseren Nachbarn sagen müssen. 
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Die Grenzen der Staaten in ganz Europa müssen ihren die iVlenschen trennenden 
Charakter verlieren. Wir wollen, daß die IVlenschen zueinanderkommen können. So 
haben wir es in Wiesbaden beschlossen. Grenzen zu überwinden durch Menschlich­
keit und Verständigung mit allen unseren östlichen Nachbarn, das ist unsere 
Vorstellung von einer europäischen Friedensordnung. 

(Beifall) 

Auch die deutsche Frage ist eine Freiheitsfrage. Nur durch die Freiheit kommen wir 
zum Selbstbestimmungsrecht. Wir erleben nun seit 40 Jahren eine weltweite 
Auseinandersetzung zwischen den Idealen der Freiheit und der totalitären Ideologie 
des Kommunismus. Heute können wir feststellen, daß der Weltkommunismus diese 
Auseinandersetzung verloren hat. Die Freiheit ist endlich ein Faktor der Weltpolitik 
geworden. 

(Beifall) 

Die Christlich Demokratische Union hat von Anfang an einen wesentlichen Anteil an 
der geistigen Auseinandersetzung gehabt. Ohne - hier erscheint wieder dieser rote 
Faden - das christliche Menschenbild als Fundament unserer Politik hätte die CDU 
doch nicht die innere Kraft gefunden, gegen alle innen- ur;d außenpolitischen 
Widerstände der kommunistischen Ideologie und der Propaganda in den vier 
Jahrzehnten nach dem Krieg als einzige Partei die Ideale der Freiheit und der 
Demokratie hochzuhalten. Die Sozialdemokraten und die Freien Demokraten waren 
mit dabei, aber es gab schon geschichtliche Perioden, bei denen es in der praktischen 
Politik darauf ankam, die Fahne hochzuhalten, z. B. 1983, als es um den NATO-Dop-
pelbeschluß und darum ging, in der NATO zu bleiben und dafür zu sorgen, daß dieses 
Freiheitsbündnis nicht zerstört wurde. Da waren wir fast allein! Fast allein waren wir 
damals. 

(großer Beifall) 

Weil wir diese feste Position hatten, haben wir auch den Grund dafür geschaffen, der 
Hoffnung, daß diese Ideale leuchten konnten für Hunderte von Millionen Menschen in 
Osteuropa, für die sie ein Signal der Hoffnung waren, daß sich auch bei ihnen eines 
Tages Freiheit und Demokratie verwirklichen. 

Der SPD-Abgeordnete Schmude sagte in der letzten außenpolitischen Debatte zur 
DDR und den Bürgeriniien und Bürgern der DDR folgendes - das muß man auch vor 
dem Hintergrund dessen sehen, was sich heute, da Tausende von Deutschen über 
Ungarn in die Freiheit kommen, abspielt - : „Uns Sozialdemokraten überrascht es 
nicht, daß engagierte kritische Bürger der DDR sich mit ihren Überlegungen dem 
demokratischen Sozialismus nahe fühlen." 

Wenn ich die Bilder richtig betrachtet habe, und wenn ich richtig gehört habe, was die 
deutschen Landsleute in den Lagern in Ungarn, die heute und morgen zu uns 
kommen, gesagt haben, dann weiß ich das eine: Diese Deutschen haben von jeder Art 
von Sozialismus heute die Nase voll, und sie wollen nichts anderes als die Freiheit. 

(starker Beifall) 

Die Machthaber in der DDR - das müssen wir auch sagen - haben weder eine 
nationale, noch eine moralische oder geschichtliche Legitimation, 17 Millionen 
Deutschen vorzuschreiben, wohin sie reisen und was sie reden dürfen. Dafür haben 
sie keine Legitimation. 

(Beifall) 
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Jetzt kommt noch eine Geschichte: Gleich zu Beginn meiner Arbeit als Generalsekre­
tär hat ein Ereignis stattgefunden, das mich bis auf den heutigen Tag nicht 
losgelassen hat. Das ist auch eine kritische Geschichte, aber ich erzähle sie trotzdem 
und bitte alle, die das möglicherweise anders sehen, um Generalpardon. 

Der frühere GDU-Bundestagsabgeordnete Herbert Gruhl hatte im Jahre 1975 den 
Bestseller „Ein Planet wird geplündert" geschrieben. Es war das erste große populäre 
Umweltbuch in Deutschland, von einem Mann in unseren Reihen, einem Mann, der 
seit 1954 CDU-Mitglied war. 1978 ist er aus der CDU ausgetreten. Wir alle - ich war 
damals Generalsekretär; deswegen trifft mich viel mehr Verantwortung als viele 
andere - haben es zugelassen, daß er uns verlassen hat. Er war eine kantige und 
schwierige Persönlichkeit und hat uns wahnsinnig viel Ärger gemacht, den Freunden 
in Niedersachsen und im Deutschen Bundestag. Das weiß ich alles. Aber ich frage 
mich, ob wir es uns mit unbequemen Positionen und Parteifreunden manchmal nicht 
zu leicht machen. 

(Beifall) 

Er hat Ärger gemacht; das ist wahr. Aber morgen reden wir den ganzen Tag über das 
Thema Umwelt, über ein Thema, das schon vor 15 Jahren sein Thema war. Da kann 
man sich die Frage stellen: Wie würden wir heute dastehen, wenn wir sensibler und 
rechtzeitiger reagiert, wenn wir diese Probleme früher ernstgenommen hätten? Dann 
wären die GRÜNEN möglicherweise gar nicht entstanden oder so stark geworden. All 
diese Fragen kann man nicht mehr beantworten. Das weiß ich auch. Herbert Gruhl ist 
ja inzwischen in einer anderen Partei. Deswegen will ich wenigstens das eine sagen: 
Um so besser und wichtiger ist es, daß wir jetzt den Klaus Töpfer haben. 

(Beifall) 

Er ist sicher der beste und effizienteste Umweltpolitiker, den wir in der Bundesrepublik 
Deutschland haben. Wir wünschen ihm viel Glück, und wir geben ihm alle Unterstüt­
zung, damit er im Saarland Boden gutmacht und damit er im Saarland eine Wende her­
beiführt. Lieber Klaus Töpfer und natürlich liebe Saarländer - die saarländische CDU 
ist eine prima CDU; das möchte ich hier auch einmal sagen; es ist eine gute CDU - , 

(Beifall) 

Sie können mit unserer Unterstützung rechnen. 

Nur, für den politischen Erfolg der CDU als Volkspartei ist es entscheidend, daß sie 
rechtzeitig bemerkt, welche politischen Fragen virulent werden. Erkennt sie diese 
nicht oder gibt sie darauf keine überzeugende Antwort, dann machen sich diese 
Probleme selbständig und suchen sich politisch eine andere Trägerschaft. Die Folgen 
sind dann neue soziale Bewegungen oder neue Parteien. Dadurch wird die Wähler­
basis einer Volkspartei natürlich schmaler. 

Aber es gibt glücklicherweise auch positive Beispiele. Wir haben als erste und einzige 
Partei auf die große Zahl der aktiven, jungen Alten die richtige Antwort gegeben: die 
Gründung der Senioren Union. Das war eine der besten Erfindungen der letzten Jahre. 

Deswegen werden nach meiner Auffassung die Grauen Panther im Gegensatz zu den 
GRÜNEN bei den Wahlen keinen oder keinen großen Erfolg haben. Man muß richtig 
und rechtzeitig reagieren. 

(Vereinzelt Beifall) 

Etwas anderes will ich im nachhinein allen Skeptikern auch noch einmal sagen. Es ist 
vom Vorsitzenden zu Recht angesprochen worden. Der Frauenparteitag in Essen ist in 
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der Diskussion in unseren eigenen Reihen nach wie vor ein Problem, vor allem, was 
die Konsequenzen anbelangt. Aber ich frage Sie: Was wäre eigentlich aus der CDU als 
Volkspartei geworden, wenn wir den Frauenparteitag in Essen nicht gehabt hätten 

(Vereinzelt Beifall) 

und als Folge davon z. B. auch nicht - das sage ich ganz bewußt - die politisch 
bedeutendste, populärste und angesehenste Frau in unserer Mitte, nämlich Rita 
Süssmuth? Was wäre dann? 

(großer Beifall) 

Sie ist auch eine, die Ärger macht. 

(Heiterkeit und Beifall) 
Ich wiederhole, was ich in Wiesbaden gesagt habe: Die Frauen in unsererp Volk 
werden genau aufpassen, wie wir mit den Frauen in unserer Partei umgehen. 

(Beifall) 

Etwas anderes will ich auch noch in Erinnerung rufen. Nicht die Sozialdemokraten, 
sondem wir haben die Neue Soziale Frage formuliert und beantwortet. Das ist ein 
weiterer Beweis für die Innovationsfähigkeit der CDU als Volkspartei. Das, was 
Norbert Blüm in der einen Hälfte der Gesundheitsreform durchgeführt hat, nämlich in 
der einen für die Pflegebedürftigen, ist eine Antwort der CDU auf diese Frage. 

Die beste Erfindung der Christlich Demokratisch Union, nämlich die Soziale Marktwirt­
schaft, beginnt sich - das hat Helmut Kohl vorhin schon gesagt - auf der ganzen Welt 
durchzusetzen. Im Politbüro in Moskau reden in der Tat die Kommunisten inzwischen 
mehr über Ludwig Erhard als über Karl Marx. Das einzige Gremium in Europa, in dem 
noch mehr über Marx als über Erhard geredet wird, ist die SPD-Programmkommission 
unter Oskar Lafontaine. 

(Heiterkeit und großer Beifall) 

Zukunftsgerechte politische Konzepte entstehen allerdings nur, wenn, wie ich schon 
gesagte habe, neue Probleme auch erkannt werden. Aber es gibt auch Kräfte - das 
will ich hier ganz offen ansprechen - , gar nicht so sehr innerhalb der Partei, aber 
außerhalb der Partei, die sich mehr als die Oberlehrer und die Klugscheißer der 
Christlich Demokratischen Union aufführen, Kräfte, die uns nicht nur Frageverbote, 
sondern auch Denk- und Antwortverbote erteilen wollen. Ein Teil der uns angeblich 
oder wirklich nahestehenden deutschen Publizistik warnt uns z. B. schon seit Jahren 
davor, darüber nachzudenken, wie wir wieder eine Mehrheit bei den Menschen unter 
45, bei Arbeitnehmern, die mit modernen Technologien arbeiten, oder bei jungen 
Frauen finden können. Solche Wähler können wir doch nur durch moderne Politik und 
durch Programme, durch Inhalte überzeugen. Wie sollten wir sonst Volkspartei 
bleiben? Aber das nennen diese Leute Linksruck. Ich habe den Verdacht, daß sie in 
Wahrheit die CDU aus der Mitte nach rechts rücken wollen. 

(Beifall) 

Diese Leute haben keine Ahnung, was eine moderne Volkspartei ist und was sie tun 
muß. Wir wollen weder eine linke Mitte noch eine rechte Mitte. Wir wollen eine starke 
Mitte. Das ist das, was wir brauchen. 

(großer Beifall) 

Es gibt aus der Erfahrung mit unbequemen Leuten ein Fazit. Wir haben lernen und 
umdenken müssen, und wir waren immer dann gut, wenn wir schneller als die anderen 
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die Erfordernisse der Zeit erkannten und wußten, wo die Leute der Schuh drückt. Im 
Jahre 1974 kam eine junge Frau zu mir ins Sozialministerium in Mainz, mit einem vier 
iVIonate alten Kind auf dem Arm, und sagte zu mir: „Ich bin völlig allein. Die Eltern sind 
tot. Mein Freund hat mich verlassen. Was soll ich machen? Behalte ich das Kind, dann 
bekomme ich Sozialhilfe. Davon kann ich kaum leben. Gehe ich aberarbeiten, muß ich 
das Kind weggeben." 

Diese menschenunwürdige Situation von alleinstehenden Frauen, die die Kraft hatten, 
ihr Kind auf die Welt zu bringen, und es nicht abgetrieben haben, das war der 
bewegende Grund oder zumindest ein bewegender Grund für unsere moderne 
Familien- und Frauenpolitik, nämlich die Konzeption des Erziehungsgeldes, des 
Erziehungsurlaubs, der Anerkennung von Erziehungsjahren. Nicht die Sozialdemokra­
ten, sondern wir Christlichen Demokraten haben das geschaffen. Wir haben gesagt, 
daß Arbeit in der Familie oder Arbeit für pflegebedürftige Familienangehörige zu 
Hause mindesetens genauso wertvoll ist wie die Arbeit in der Fabrik oder im Büro. 
Neue Arbeit, das ist ein Begriff, den wir nicht nur erfunden haben, sondern aus dem wir 
in der Regierung praktische politische Konsequenzen gezogen haben. 

(Beifall) 

Ich will ein weiteres Erlebnis bringen, das auf den ersten Blick gar nichts mit dem zu 
tun hat, was ich gerade gesagt habe: Ich wollte im Jahre 1986 mit dem Ring 
Christlich-Demokratischer Studenten eine Veranstaltung auf dem Campus der 
Universität Göttingen durchführen, obwohl die Spartakisten dort - Ernst Albrecht 
weiß das, auch Wilfried Hasselmann; wir haben vorher darüber geredet - seit acht 
Jahren eine Veranstaltung einer demokratischen Partei verhindert hatten. Sie hatten 
sich gerühmt und hatten gesagt: Wir sorgen dafür, daß auf dem Campus in Göttingen 
weder eine CDU-Veranstaltung noch eine SPD-Veranstaltung stattfindet. Bernd 
Vogel war 1978 der letzte, der so etwas gemacht hatte. Herr von Oertzen, der 
probierte 1980, auf den Campus zu gehen, hat die Sache zwei Tage vorher 
abgeblasen. 

Meine Veranstaltung mit dem RCDS fand statt, aber nur deswegen, weil die 
Bereitschaftspolizei von Niedersachsen bereit war, dafür zu sorgen, daß ich in den 
Hörsaal zu den 2000 Studenten, die auf mich warteten, kommen konnte. Ich habe 
damals mit dem Leiter der Bereitschaftspolizei über die Frage gesprochen. Ich habe 
dann gesagt: Wenn es ohne Verletzungen abgeht, ja. Denn ich bin der Auffassung, 
daß es in unserem Staat keine demokratiefreien und damit auch keine CDU-freien 
Räume geben darf, 

(großer Beifall) 

auch nicht an den Universitäten. Ich habe heute, lieber Ernst Albrecht, großen 
Respekt und große Hochachtung vor den hundert Polizisten, die es dem RCDS und 
mir mit ihrem Einsatz gegen den erbitterten Widerstand der Kommunisten und der 
linken Chaoten ermöglicht haben, diese demokratische Veranstaltung durchzuführen. 
Die Polizei - das will ich hier auch einmal sagen - leistet tagtäglich der Meinungsfrei­
heit, der Demokratie und dem Rechtsstaat einen unschätzbaren Dienst. Dafür 
schulden wir ihr Dank und Anerkennung. 

(großer Beifall) 

Ich habe diese beiden Beispiele eigentlich aus einem anderen Grunde erzählt, nämlich 
um zu belegen, daß in diesem Land Millionen von Menschen - Eltern für ihre Familien 
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und Kinder, Angestellte und Arbeiter in Betrieben und Büros, Handwerker in ihren 
Werkstätten, Krankenschwestern in den Krankenhäusern, Beamte in ihren Büros -
Tag für Tag ihre Pflicht tun, zur Arbeit kommen, regelmäßig ihre Steuern zahlen, für ihre 
Familien sorgen und dadurch die Voraussetzungen dafür schaffen, daß diese 
Gesellschaft und dieser Staat überhaupt funktionieren. 

Unser Problem ist nicht, daß wir als Regierungspartei für diese Menschen keine gute 
Politik machten, sondern das Problem ist ein ganz anderes. Das Problem besteht 
darin, daß ihre Lebenssituation, ihre Interessen, ihre Motive und ihre Leistungen -also 
die des sogenannten kleinen Mannes, ich will es einmal so sagen - , daß das alles in 
der Öffentlichkeit so gut wie verschwiegen wird. 

(Beifall) 

Die Lebensgefühle, die Interessen dieser Menschen finden in der Öffentlichkeit und 
auch in den Medien nicht statt. Wir müssen ihre Probleme und Interessen wieder mehr 
zur Sprache bringen. Unsere Aufgabe muß es sein, daß wir im Bewußtsein dieser 
Menschen, dieser übergroßen Mehrheit in unserem Volke, verankert bleiben als die 
große Volkspartei, die für sie da ist, sie versteht und sie vertritt. Diese Menschen 
müssen spüren, daß wir auf ihrer Seite stehen. Denn sie sorgen durch ihre Leistung 
auch dafür, daß wir denen helfen können, die zur Leistung nicht mehr in der Lage sind: 
den Kranken, den Alten und den Behinderten. 

Ich habe auf dem Mainzer Parteitag in einem anderen Zusammenhang auch einmal 
einen Appell an die Medien gerichtet. Ich habe damals gesagt: wenn hundert Leute 
auf der Straße gegen irgend etwas demonstrieren, dann erscheint dieses Ereignis 
abends groß im Fernsehen. Gegen dieses Demonstrieren ist nichts einzuwenden. 
- Ich habe auch schon einmal eine Demonstration mitgemacht. Wir haben alle 
miteinander eine große Demonstration im Hofgarten gemacht. Demonstrationsfreiheit 
ist in der Demokratie eine ganz große Sache. -

Aber gleichzeitig, während da vielleicht nur von hundert Menschen demonstriert wird, 
engagieren sich Millionen von Menschen für ihren Beruf, arbeiten beim Roten Kreuz, 
bei der Feuerwehr, bei den Turn- und Sportvereinen, bei den kulturellen Vereinen, bei 
der Bundeswehr und im Zivildienst. Diese Menschen würden sich freuen, wenn auch 
sie, die das Fundament unserer Gesellschaft und unseres Staates bilden, einmal in 
der Öffentlichkeit gewürdigt werden würden und im Fernsehen zur Sprache kämen. 

(Lebhafter Beifall) 

Radikalismus kann eben auch dadurch entstehen, daß Menschen sich der sogenann­
ten veröffentlichten Meinung mit ihrer Leistung nicht mehr wiederfinden. 

Im übrigen, was Polizisten anbelangt - das will ich einmal nebenher sagen -führt mich 
zu dem Thema Rechtsunsicherheit, was auch mit Rechtsradikalismus zu tun hat. Ich 
will bloß einmal die Frage stellen, wie es sich denn eigentlich auf die Mentalität unserer 
Mitbürgerinnen und Mitbürger ausgewirkt hat, daß im deutschen Fernsehen abendfül­
lend drei Tage lang dieses Geiselgangsterdrama in Nordrhein-Westfalen über die 
Bildschirme lief. Nicht wegen der Polizei, die da versagt hat, sondern weil die 
politische Führung in Nordrhein-Westfalen die Polizei gehindert hat, da das Richtige 
zu tun. 

Wir sind hier in Bremen. Ja, das war doch eine Katastrophe. Unter Begleitung des 
Fernsehens sind die Geiselgangster durch ganz Deutschland gefahren. An der Grenze 
zu Bremen hat die nordrhein-westfälische Polizei die Verantwortung an die bremische 
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Polizei abgeben müssen. Dann passierte erst mal gar nichts. Die Geiselgangster sind 
sogar mit ihrer Tussi im Supermarkt einkaufen gegangen. Also ich sage Ihnen: der 
Dorfpolizist von Madonna dl Campiglio hätte das verhindert. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Dann ging die Sache weiter: w/ieder zurück nach Nordrhein-Westfalen mit dem 
bekannten Ergebnis: Geisel tot, Verbrecher lebt, Polizisten vor dem Kadi, aber der 
verantvi^ortliche Innenminister ist immer noch im Amt. Wir müssen doch einmal eine 
klare Sprache sprechen und sagen, was das für die Einstellung der Bürger gegenüber 
dem Rechtsstaat ausmacht! 

(Lebhafter Beifall) 

Also gemessen an der Verbrechensbekämpfungspolitik des Herrn Schnoor war der 
Hauptmann von Köpenick ein moderner FBI-Agent. 

(Heiterkeit) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sage das ja nur deswegen, weil wir 
darauf aufmerksam machen müssen, daß wir auch eine Verantwortung haben für die 
Befindlichkeit, die Gefühle und die Interessen der Menschen - ich sage es noch 
einmal, die ihre Arbeit verrichten, ihre Steuern bezahlen - und die wollen, daß 
diejenigen, die die politische Verantwortung haben, dies auch in ihrer Sprache und in 
ihrer politischen Arbeit entsprechend berücksichtigen. 

Wir alle kennen die Wahlergebnisse der letzten Europawahl, der Landtags- und 
Kommunalwahlen und die gegenwärtigen Trends. Und da sind wir uns alle einig, da 
gibt es gar keinen Unterschied: Es ist nicht so, als ob da der eine mehr, der andere 
weniger interessiert wäre. Natürlich wollen wir die Wahlen gewinnen! Die Bürgerinnen 
und Bürger haben aber bei diesen politischen Entscheidungen - das muß man sehen -
über ihre konkreten Probleme und deren Beantwortung durch die Politik abgestimmt 
und nicht über irgendwelche Theorien. 

Aber die Faktoren der Regierungspolitik erklären natürlich nicht alles. Die Ursachen 
sind vielfältiger. Es ist jetzt keine Zeit vorhanden, um Analysen vorzutragen. 

Alle Untersuchungen und leider auch die Wahlergebnisse der letzten Jahre bestätigen 
die Wahlanalyse, die ich als Generalsekretär dem Bundesvorstand im Juni 1987 nach 
der Bundestagswahl vorgelegt habe und die damals mit Zustimmung zur Kenntnis 
genommen wurde. 

Welche Schlußfolgerungen sind daraus zu ziehen. Ich kann nicht alle ziehen; aber 
einige will ich nennen: 

1. Eine zunächst fast selbstverständliche Folgerung besteht darin, daß wir erkennen 
müssen, daß Wahlkämpfe noch wichtiger werden als früher, und zwar ganz einfach 
deswegen, weil sich die Menschen kurzfristiger entscheiden. Deswegen kommt es 
auch auf die aktuellen Themen an. Übrigens ist das auch ein Grund, warum wir bei der 
Bundestagswahl 1987 solche Probleme gehabt haben. Aber diese Geschichte wärme 
ich hier jetzt nicht mehr auf, obwohl mich das geärgert hat und es dazu geführt hat, 
daß wir auch Geld verloren haben. 

2. Der Wahlkampf muß geführt werden in einer modernen Mediengesellschaft. Wer 
dies verkennt, geht mit schlechten Karten in eine Wahlkampfauseinandersetzung 
hinein. Zu dieser modernen Mediengesellschaft gehören die Tageszeitungen, dazu 
gehören aber auch die großen Magazine mit ihren Millionen-Auflagen, der Rundfunk, 
die öffentlich-rechtlichen und privaten Fernsehanstalten. Wenn wir die Mehrheit 
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gewinnen wollen, dann dürfen wir große Medien nicht ausschließen oder gar 
bekämpfen. Zumindest erschweren wir uns dann die Arbeit. Richtig ist nämlich die 
amerikanische Journalistenweisheit: Es gibt keine dummen Fragen, sondern nur 
dumme Antworten. 

(Beifall) 

Im übrigen bin ich der Auffassung, daß Interviews eine Chance sind, die wir nutzen 
sollten. Es kommt nicht auf die Zahl und den Zeitpunkt der Interviews an, sondern auf 
deren Qualität. Ich habe den Eindruck: von uns werden nicht zu viele gute Interviews 
gegeben, sondern zu wenig. Wie sollen wir denn eigentlich unsere Auffassungen und 
Ziele vermitteln, wenn wir die modernen Medien nicht nutzen? 

3. Die CDU muß sich immer wieder fragen, ob sie mit ihrer Politik die Lebensgefühle, 
die Gedankenwelt und die Zukunftsvorstellungen vor allem der jungen Menschen 
anspricht. Klar ist, daß es auf Inhalte entscheidend ankommt, aber genauso auf Stil 
und Glaubwürdigkeit. Junge Menschen achten genau darauf, ob Programm und 
praktische Politik, persönliches Verhalten und ethischer Anspruch übereinstimmen. 

4. Dann möchte ich noch etwas zu der Frage der Stammwähler sagen. Ich bestreite 
- und ich weiß, wovon ich rede; dazu gibt es inzwischen gute und überzeugende 
Untersuchungen - , daß diejenigen CDU-Wähler, die in Berlin und in Hessen oder bei 
der Europawahl zu den sogenannten Republikanern übergelaufen sind; in ihrer 
großen Mehrheit Stammwähler waren. Ganz im Gegenteil! Alle seriösen Umfragen 
und Wähleranalysen zeigen, daß es sich in der Mehrheit um Leute handelt, die der 
Gruppe der Wechselwähler zuzuordnen sind, zu einem großen Teil um Leute, die 
sogar früher SPD gewählt, dann bei der CDU geparkt haben und dann auch zu den 
Republikanern gewandert sind. Das wissen wir aus der Wahlanalyse in Berlin. Das 
geschah aus ganz unterschiedlichen Gründen und aus konkreten Problemen. 

Das bedeutet natürlich nicht, daß wir diese Leute fallenlassen. Ganz im Gegenteil, wir 
müssen sie zurückgewinnen; das ist doch ganz klar. 

(Beifall) 
Wir müssen sie zurückgewinnen! 

Aber nochmals zur Frage der Stammwähler: Wer aus aktueller Verärgerung heraus 
einem Schaumschläger wie dem Herrn Schönhuber nachläuft, der ist kein Stamm­
wähler der Christlich Demokratischen Union. 

(großer Beifall) 

Als ob Stammwähler auf den ersten Pfiff wegliefen. Wer uns das einreden will, der will 
das politische Koordinatensystem verschieben. 

Aber ich sage trotzdem: Wir müssen diese Wähler genauso zurückgewinnen, wie wir 
natürlich von der SPD Wähler zurückgewinnen müssen, wenn wir die führende Kraft in 
der Bundesrepublik Deutschland bleiben wollen. 

Ich habe in meinem Wahlkreis eine Initiativgruppe für Asylbewerber. Das sind 12 
engagierte Leute: Pfarrer, Lehrer, Winzer, Hausfrauen. Einige von ihnen gehören der 
CDU an. Die Leute haben mir gesagt: Wir haben die CDU gewählt, seit wir überhaupt 
wählen können - das sind also die klassischen Stammwähler - , wir haben nie etwas 
anderes als Christlich Demokratische Union gewählt. Aber sie haben mir gesagt: 
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Wenn ihr in der Union anfangen solltet - ich habe gesagt, das tut aber bei uns nie­
mand - , über Asylbewerber und Ausländer ähnlich zu reden wie der Schönhuber, 
dann haben wir euch das letzte Mal gewählt. Auch das sind Stammwähler der 
Christlich Demokratischen Union, und es sind nicht die schlechtesten. 

(Beifall) 

Helmut Kohl hat heute morgen und auch auf dem Saarbrücker Parteitag am letzten 
Samstag - damit komme ich zu dem letzten Kapitel - Gründe dafür genannt - lieber 
Helmut, ich muß das hier auch ansprechen - , warum er mich nicht wieder dem 
Parteitag als Generalsekretär vorschlägt. Der persönliche Streit muß zurückgestellt 
sein. Aber wir müssen klären - weil es für die gesamte CDU wichtig ist - , welche 
Auffassungen wir über die Führungsstruktur unserer Partei haben. 

(Zustimmung) 

Es ist in der Tat richtig: Wir hatten in zwei Punkten Differenzen; das kann man doch 
alles ganz offen und ruhig ansprechen. Wir waren uns nicht einig über die Ursachen 
der Wahlniederlagen der letzten zwei Jahre. Aber zweitens hatten wir offenbar auch 
unterschiedliche Auffassungen über die Rolle des Generalsekretärs der CDU dann, 
wenn sie Regierungspartei ist. Helmut Kohl hat es in Saarbrücken - wenn die 
Agenturen es richtig wiedergegeben haben - mit seinen Worten so gesagt: Es sei 
darum gegangen, „ob der Generalsekretär mehr General oder mehr Sekretär" sei. 

Mit einer solchen Argumentation ist in der Tat ein Führungsproblem umschrieben, das 
im übrigen ausweislich vieler Parteitage und der Diskussionen, an denen sich Helmut 
Kohl sehr intensiv beteiligt hat, weit in die Geschichte der Partei zurückreicht. Die 
Diskussion auf dem Braunschweiger Parteitag 1967, als wir das Amt des General­
sekretärs eingeführt haben, aber auch die Diskussion auf dem Saarbrücker Parteitag 
zu diesem Thema sind nachlesenswert. 

Daraus kann man entnehmen, daß die Partei dem Generalsekretär dann, wenn der 
Parteivorsitzende gleichzeitig Bundeskanzler ist, in der Führungsstruktur der Partei 
einen Platz einräumt, der das politische Profil und die Eigenständigkeit der Partei in 
der Regierung und innerhalb der Koalition sicherstellen soll. 

(Beifall) 

Ob ich das richtig gemacht habe, will ich einmal dahingestellt sein lassen. Aber es ist 
wichtig, daß man sich darüber unterhält. 

Insofern ist das Verhältnis des Parteivorsitzenden zum Generalsekretär nicht alleine 
oder noch nicht einmal in erster Linie ein Problem der persönlichen Beziehungen - die 
sind auch wichtig - , sondern ein Problem, das die gesamte Führungsstruktur und die 
gesamte Partei berührt. Der Generalsekretär wird zwar vom Parteivorsitzenden 
vorgeschlagen, aber seine politische Legitimation bekommt er vom Parteitag. 

(Beifall) 

Das ist die Lage der Satzung. 

Unbestritten ist, daß die CDU als Regierungspartei die Aufgabe hat, die eigene 
Regierung zu unterstützen. Das haben wir oft gesagt, und wir haben es im übrigen 
auch getan. Aber richtig ist auch - das habe Ich auf dem ersten Parteitag nach der 
Regierungsübernahme in Köln gesagt, und zwar unter großer Zustimmung des 
Parteitags und auch mit Zustimmung von Helmut Kohl - , daß die Partei eine Aufgabe 
hat, die über den Inhalt einer Regierungserklärung und auch einer Koalitionsverein-
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barung hinausgeht. Wir können mit unserem Programm und unserem Profil natürlich 
nicht identisch sein mit dem, was innerhalb einer Koalition von drei Parteien inhaltlich 
möglich ist. Deshalb muß klar sein: Der Generalsekretär der CDU ist nicht der 
Generalsekretär der Regierung. Er ist eben der Generalsekretär der CDU. 

(Beifall) 
Unsere Inhalte müssen klar unterscheidbar bleiben von dem, was die Koalitionspart­
ner für richtig halten. Das gilt zum Beispiel für die Menschenrechte, für die 
Ausländerpolitik, für die Wirtschafts- und Sozialpolitik, die Außen- und Sicherheits­
politik. 

Natürlich haben wir unseren Vorsitzenden, und er braucht unsere Unterstützung. Er 
wird sie auch haben. Aber wenn wir neben dem Vorsitzenden - das gehört auch zum 
Thema Volkspartei - Männer und Frauen haben, die etwas können, die eigene 
Kompetenz, eigene Ausstrahlung, eigenes Profil haben, dann müssen wir uns darüber 
freuen und sie herausstellen. Das nützt uns allen miteinander. 

(Beifall) 
Wenn wir im Parteipräsidium über eine Aufgabenverteilung gesprochen haben - die 
ich absolut für richtig halte - , dann auch deswegen, weil wir personelle Akzente 
gerade auch in den Sachbereichen setzen müssen, wo wir in der Regierung nicht 
vertreten sind. Wehe der CDU als Volkspartei, wenn die Vielfalt der Persönlichkeiten, 
ihres Könnens und ihrer Ideen in der Bevölkerung nicht mehr sichtbar werden würde. 
Was wir brauchen, sind Teamarbeit und Teamgeist, das Wachsen vieler Begabungen 
und Ideen auf einem gemeinsamen geistigen Boden. 

Der Generalsekretär ist, wenn Sie so wollen, der Transportarbeiter der CDU. Er hat die 
Aufgabe, die Ziele und Erfolge der Bundesregierung in die eigene Partei und vor allem 
auch in die Bevölkerung hineinzutragen. Sie wissen alle: Das Konrad-Adenauer-Haus 
hat die erfolgreichen Kanzlerkampagnen für Helmut Kohl gemacht. Über die Steuer­
reform und über die Gesundheitsreform haben wir die Partei und die Öffentlichkeit 
- im übrigen aus verständlichen Gründen - oft früher informiert, als das der Regierung 
möglich gewesen ist. Das muß auch in der Zukunft so bleiben. 

Aber der Generalsekretär ist der Transportarbeiter auch in der umgekehrten Richtung. 
Wenn in der Partei Unruhe vorhanden ist - und es war doch Unruhe, und es ist Unruhe; 
denn es ist ja nicht alles spurlos an uns vorbeigegangen, nicht zuletzt wegen der 
verlorenen Wahlen - , dann ist es nicht die Aufgabe des Generalsekretärs, Valium zu 
verteilen und alles zu beschönigen. Vielmehr muß er das, was Mitglieder in ihrer Sorge 
artikulieren, auch in der Parteiführung vortragen. 

(Zustimmung) 
Liebe Parteifreunde, eine große Volkspartei muß für ihre Überzeugungen auch in 
streitigen Auseinandersetzungen einstehen. Wer um die politische Führung in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht zu kämpfen versteht, von dem nimmt der Wähler 
an, daß er seiner Sache nicht sicher ist. Wir werden nur dann eine starke Mitte sein, 
wenn wir entschlossen für die Mitte kämpfen und uns klar gegenüber radikalen 
Parteien von links und rechts abgrenzen. 

Ich sage: Wenn eine Partei wie die sogenannten Republikaner im Berliner Wahlkampf 
einen Fernsehspot zeigen, in dem Türkenkinder über die Straße laufen, unterlegt mit 
der Filmmusik „Spiel mir das Lied vom Tod", dann sage ich, dann sagen wir alle: Mit 
einer solchen Partei haben Christliche Demokraten auf keiner Ebene etwas zu tun. 

(Lebhafter Beifall) 
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Ich würde mich freuen, wenn sich die Sozialdemokraten - das hat der Parteivorsit­
zende vorhin schon gesagt-zu einem ähnlich klaren Beschluß gegenüber den Links­
und Rechtsradikalen bereitfänden. Wir fordern sie von diesem Parteitag aus auf, einen 
ähnlichen oder denselben Beschluß zu fassen. 

(Beifall) 
Meine lieben Parteifreunde, ich möchte noch ein kurzes Wort zu meinen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeitern in der Bundesgeschäftsstelle sagen. Sie sind in den letzten 
Wochen und Monaten in der Diskussion gewesen. Ich will an dieser Stelle sagen: Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundesgeschäftsstelle - das sagt die unabhän­
gige Presse - haben aus der Bundesgeschäftsstelle eine schlagkräftige, eine 
moderne Parteizentrale gemacht. Andere Parteien beneiden uns darum. 
Das hat Kurt Biedenkopf begonnen, ich habe es fortgesetzt. Das muß auch fortgeführt 
werden; wir reden ja morgen über alle diese Fragen. Dafür sind zwei Leute von großer 
Bedeutung. Es sind der Bundesgeschäftsführer und der neue Generalsekretär. Dem 
Bundesgeschäftsführer, Peter Radunski, danke ich für eine langjährige hervorragende 
und gute Zusammenarbeit ,„ 

(Beifall) 
stellvertretend für alle hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Volker Rühe 
wünsche ich viel Glück, Erfolg und Gottes Segen. Ich werde alles tun - das ist ganz 
klar-, damit er seine Sache gut machen kann. Er bekommt von mir jede Unterstützung 
und jede Hilfe für seine Arbeit. 

(Beifall) 
Ich habe den beiden, dem Bundesgeschäftsführer und dem neuen Generalsekretär, 
noch etwas mitgebracht. Ich mache das eigentlich nur den besten persönlichen 
Freunden gegenüber, aber ich glaube, der Anlaß ist bedeutend genug. Viele wissen, 
daß ich zu Hause einen kleinen Weinberg mit etwa 500 Quadratmetern habe. Da 
bekomme ich 400 bis 500 Flaschen. Wir sind in meiner Familie zu Hause fünf 
Personen, ergibt also pro Kopf 100 Flaschen pro Jahr. Sie sehen, das ist nicht sehr 

^'®'' (Heiterkeit) 
Deswegen muß ich mit dem Wein sorgsam umgehen. Ich habe angefangen, als der 
sowjetische Botschafter Kwizinski einmal zu mir kam, nachdem er seine feindlichen 
Aktivitäten gegen die CDU einzuschränken begann. Da habe ich mir gesagt, ich muß 
ihm auch etwas Freundliches tun, und habe ihm fünf Flaschen Weinbau Heiner Geißler 
„Gleisweiler Hölle" überreicht. 

(Heiterkeit) 
Das stand in der Zeitung. Dann kam der amerikanische Botschafter und hatte gehört, 
bei mir gibt es Wein. Dann habe ich, um nicht den Eindruck von Äquidistanz zu 
Moskau und Washington aufkommen zu lassen, dem amerikanischen Botschafter 
sechs Flaschen gegeben. , . , ., 

^ ^ (Heiterkeit) 
Dann hatte Lothar Späth Geburtstag, und ich habe Lothar Späth sieben Flaschen 
gegeben. Und dann kam Helmut Kohl. Er bekam acht Flaschen. 

(Heiterkeit) 
Vielleicht würde er jetzt im Moment nur sieben bekommen. 

(große Heiterkeit und Beifall) 
Aber die beiden, Peter Radunski und Volker Rühe, bekommen von mir jetzt zehn 
Flaschen als Dank und als Aufmunterung für die kommende Arbeit. 

(Beifall) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute verabschiede ich mich von Ihnen nur 
als Ihr Generalsekretär, aber nicht als Heiner Geißler, denn meine Überzeugung, 
meine Kraft und mein Engagement werden auch in Zukunft unserer gemeinsamen 
großartigen Sache, der CDU, gehören. Ich bin, Helmut, erst seit 36 Jahren Mitglied der 
CDU. Sie ist meine politische Heimat. Über die richtige Politik und gute Ideen habe Ich 
mit Ihnen allen viele Diskussionen geführt, und die daraus entstandenen Programme 
und Beschlüsse - auch zusammen mit Helmut Kohl und in seiner Verantwortung -
haben unsere Partei vorangebracht. 

Wir haben in unzähligen Wahlauseinandersetzungen Seite an Seite gekämpft. Wir 
haben auch unterschiedliche Meinungen gehabt, das kann ja gar nicht anders sein. 
Ich habe mit Ihrer Hilfe und Ihrem Vertrauen in wichtigen Amtern, die längste Zeit 
zusammen mit Helmut Kohl, als Landesminister, als Bundesminister, als General­
sekretär für unsere gemeinsame Sache gearbeitet. Dafür bin ich dankbar. Wir haben 
viel miteinander erreicht. Ich denke, mit Ihrem Vertrauen werde ich meine Arbeit 
fortsetzen. 

Dankeschön. 

(Langanhaltender Beifall - Die Anwesenden erheben sich) 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Lieber Heiner Geißler, besser als dieser 
langanhaltende Beifall kann der Dank des Parteitages der CDU für Ihre langjährige 
außerordentlich hervorragende Arbeit als Generalsekretär der CDU Deutschlands 
nicht ausgedrückt werden. Wir finden es alle hervorragend, daß Sie weiterhin an 
vorderster Front zur Union stehen und gemeinsam für die Sache streiten. 

(Beifall) 

Ich füge ein, daß sich die Stimmzählkommission in das Studio auf der linken Seite der 
Stadthalle begeben möchte. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 8.5 auf: 

Bericht des Bundesschatzmeisters 
der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, 

Walther Leisler Kiep, 
und Vorlage des Rechenschaftsberichts 1987 zur Erörterung 

(§ 23 Abs. 2 Parteiengesetz) 

Ich erteile unserem Freund Walther Leisler Kiep das Wort. 

Walther Leisler Kiep, Bundesschatzmeister: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Nach der Abschieds­
rede unseres Freundes Heiner Geißler fällt es mir besonders schwer, das Thema zu 
wechseln und Sie in einer eindrücklichen Weise mit meinem Bericht über den Zustand 
der CDU-Finanzen zu konfrontieren. 

Die Bundespartei, unsere Bundespartei CDU, wird am 31. Dezember 1989 mit etwa 
75 Millionen DM verschuldet sein. Ich darf Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, an meine Rede auf dem Parteitag am 9. November 1987 in Bonn erinnern, in 
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der ich zum erstenmal und dann auf dem Wiesbadener Parteitag immer wieder aufdie 
dramatische Entwicklung der Parteifinanzen hingewiesen habe. Wir haben - Heiner 
Geißler, Peter Radunski und ich - angesichts der schwierigen Lage im Februar und 
März 1988 in einer Rundreise durch die Bundesrepublik mit Ausnahme von Bayern 
alle CDU-Landesvorsitzenden, Generalsekretäre und Geschäftsführer der Landesver­
bände auf die Situation in persönlichen intensiven Gesprächen und unter Vorlage des 
Zahlenmaterials unterrichtet. 

Die Organisationskommission, die Helmut Kohl ins Leben gerufen hat, hat sich unter 
dem Vorsitz von Heiner Geißler und später in der zweiten Phase von Helmut Kohl 
ausführlich und detailliert mit der Finanzsituation befaßt. Diese Verschuldungssitua­
tion ist also nicht über Nacht über uns hergekommen, sondern ist die Folge einer 
Entwicklung, über die wir seit Jahren ernsthaft miteinander sprechen und diskutieren. 

Die Vermögensbilanz der Union für 1987 sieht so aus, daß Besitzposten von 
27,7 Millionen DM Schuldposten von 59,3 Millionen DM gegenüberstehen und daß 
die Einnahmen von 59,2 Millionen DM durch Ausgaben von 72,5 Millionen DM zu 
einem Verlust entsprechender Höhe führten. 

Ich muß hier daran erinnern, daß die Gesamtfinanzsituation des, wenn ich es so 
nennen darf, CDU-Verbundes, also Bundespartei, Landesverbände und nachgeord­
nete Verbände, nach wie vor ein positives Bild ausweist, daß die Vermögensbilanz 
positiv ist und daß die Gesamteinnahmen der Partei z. B. aus Spenden In etwa auf 
dem gleichen Niveau geblieben sind. 

Nur, meine Freunde, was sich total und dramatisch verändert hat, ist die Verteilung 
der Einnahmen auf die verschiedenen Ebenen der Partei, ist - ich werde das im 
einzelnen darlegen - insbesondere auch die Verteilung der Kosten - sprich: die 
Anforderungen, die Aufgabenverteilung - , die sich in einem dramatischen Maße von 
unten nach oben verlagert haben. Das ist im Grunde genommen das Problem, vor 
dem wir stehen und mit dem wir uns - heute hier und morgen abend in der Diskussion 
im Rahmen des Berichtes über die Parteiarbeit - auseinandersetzen müssen. 

Ich darf an den Anfang meiner Darlegungen die Aussage stellen: Der Einnahmerück­
gang ist unser Problem, nicht eine Ausgabenexplosion. Ich möchte dies in aller 
Deutlichkeit und Klarheit gerade als der Redner sagen, der hier nach dem Rechen­
schaftsbericht unseres ausscheidenden Generalsekretärs zu sprechen hat, damit gar 
nicht erst der Eindruck entstehen kann, als ob hier etwa die Bundesgeschäftsstelie 
durch eine maßlose Ausgabenpolitik die Grundlage für die katastrophale finanzielle 
Entwicklung gelegt hätte. 

Der Grund ist ein Rückgang an Einnahmen, und zwar in besonderer Weise im Bereich 
der Spenden, in dem wir von 11,3 Millionen DM im Jahre 1980, um ein Beispiel zu 
nennen, auf 3,7 Millionen DM im Jahre 1987 zurückgefallen sind.Ich brauche die 
Gründe - ich komme darauf nachher noch kurz zu sprechen - fü r dieses verschlech­
terte Klima hier jetzt nicht im einzelnen darzulegen. 

Die Spenden insgesamt aber - das muß ich noch einmal unterstreichen - , die 
Spenden, die der Gesamtverbund CDU in diesen Jahren eingenommen hat, sind 
konstant geblieben und liegen in der Gesamtheit nach wie vor etwa in einem Bereich 
von 30 Millionen DM. Nur: Verlagerung weg von oben nach unten, zum Teil auch von 
den Landesverbänden nach unten auf Kreisverbände und Ortsverbände. Aber das 
Volumen insgesamt ist im wesentlichen stabil geblieben. 
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Ein weiterer Grund sind natürlich auch der Mitgliederverlust, den wir gehabt haben, 
und die Tatsache, daß die MJtgliederbeiträge insoweit rückläufig sind, immerhin in 
einer Größenordnung, die im Jahre 1989 mit etwa 600 000 DIVI bei uns zu Buche 
schlägt. 

Ein weiterer Grund ist schließlich: Die öffentlichen Mittel sind auf Grund der 
Wahlergebnisse erheblich zurückgegangen. Auch das bedarf keiner näheren Erläute­
rungen. Ich möchte nur erwähnen, daß allein das Ergebnis der Europawahl in diesem 
Jahr gegenüber dem der letzten Europawahl uns ein Minus von 17 Millionen DM 
gebracht hat. 

Die Bundespartei hat in dem Berichtszeitraum wie auch in den Vorjahren und wie auch 
im Augenblick eine Fülle von Finanzierungsaufgaben übernehmen müssen. Zwischen 
1980 und 1989 haben wir in steigendem Maße auch für unsere Vereinigungen Mittel 
aufwenden müssen; in dem Zeitraum 1980 bis 1989 etwa 42,7 Millionen DM. 

Wir haben im Zeitraum 1980 bis 1988 Modellversuche in der Größenordnung von 
2,2 Millionen DM finanziert, aber, was viel wesentlicher ist, im Bereich der elektroni­
schen Datenverarbeitung für die nachgeordneten Gliederungen in dem Zeitraum von 
1980 bis 1988 14,2 Millionen DM aufwenden müssen. Und wir haben an Zuwendungen 
für die Landesverbände in diesem Zeitraum, insbesondere im Zusammenhang mit 
Landtagswahlen, insgesamt 18 Millionen DM aufgewendet und geleistet. 

In dieser Zahl, meine Freunde, ist nicht etwa der personelle Einsatz der Bundes­
geschäftsstelle mit Mark und Pfennig enthalten und berechnet, sondern dies sind 
Leistungen, die die Personalkosten der Bundesgeschäftsstelle nicht beinhalten. 

Und wir haben aus dem vorletzten Europawahlkampf, wie Sie alle wissen, 12,7 Millio­
nen DM an Wahlkampfkostenerstattung an die Landesverbände weitergegeben. 
Summa summarum also: 52,9 Millionen DM Leistungen an die Landesparteien im 
Zeitraum 1980 bis 1988. 

Nun wird behauptet, meine Damen und Herren, liebe Freunde: Die Bundesgeschäfts­
stelle hat zuviel Geld. Ich möchte Sie daran erinnern - das Zahlenwerk liegt Ihnen 
zusammen mit meinem Bericht, den ich hier erstatte, vor-, daß wir 1985 48 Millionen 
DM, 1986 43 Millionen DM, 1987 46 Millionen DM-ein Bundestagswahljahr-, 1988 
42 Millionen DM ausgegeben haben und daß es 1989 41 Millionen DM sein werden, 
wobei wir beim Vollzug des Haushaltes 1989 in etwa 1 Million DM von dem 
vorgesehenen Etat sogar noch einsparen werden. Und wir werden uns in unserer 
Planung - ich darf sagen: im Rahmen unseres Sanierungskonzepts - bis zum Jahre 
1994 darauf einstellen müssen, daß sich die Ausgaben für die Bundesgeschäftsstelle 
- sprich: der Etat der Bundespartei - ab 1991 nur noch auf 36 Millionen DM belaufen. 
Also, eine erhebliche Reduzierung der Ausgaben. 

Die zweite Behauptung, der wir immer wieder begegnen, ist: Die Bundesgeschäfts­
stelle hat zuviel Personal. Ich darf Sie daran erinnern, daß die Bundesgeschäftsstelle 
1976, bereinigt um den EDV-Bereich, 238 Mitarbeiter hatte, 1982 209, 1989 gemäß 
Stellenplan ebenfalls 209, während es tatsächlich nur 197 sind. Ich darf weiter daran 
erinnern, daß der Abbau - den wir auf Grund der katastrophalen Finanzlage 
beschlossen haben - in Höhe von 25 % der Stellen der Bundesgeschäftsstelle bis 
Ende 1990 dazu führen wird, daß wir nur noch 157 Stellen haben werden, d.h., ein 
Minus von 52 Stellen gegenüber dem derzeitigen Planstellen-Soll von 209. 
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Im Rahmen dieser Personalreduzierung sind bereits 11 Stellen gestriclien, 14 werden 
durch Nicht-Ersatz bei Fluktuation wegfallen, 20 Mitarbeiter hoffen wir auf Grund 
eines gezeigten Interesses der Konrad-Adenauer-Stiftung oder der Fraktion dort 
unterbringen zu können. Es bleibt aber für uns die schmerzliche Notwendigkeit, etwa 
14 IVlitarbeiter bis Ende 1990 zu entlassen. Ich wiederhole noch einmal: per Ende 
1990, in 1991:157 Stellen. 

Und nun möchte ich Ihnen eine kleine Vergleichszahl nennen: Allein das Bundesbau-
ministerium hat 322 Mitarbeiter, das BPA 691 und das BMZ 571. Wer da glaubt, daß 
diese Bundesgeschäftsstelle über zuviel Personal verfügt, muß sich, meine ich, mit 
diesen Tatsachen schon auseinandersetzen. Ich darf hinzufügen: Die Reduzierungen, 
die ich hier darlege, führen zu einer Verminderung der Leistungsfähigkeit der 
Bundesgeschäftsstelle; das ist völlig klar. 

Wir haben sicherlich auch Fehler gemacht. Wir haben mit Sicherheit nicht genügend 
Energie aufgewandt, um erstattungsfähige Leistungen der Bundespartei von den 
Landesverbänden auch tatsächlich zurückzubekommen. Und ich meine, daß wir, 
meine Damen und Herren, auch einen Fehler bei der Gestaltung von zu aufwendigen 
Veranstaltungen gemacht haben. 

(Zustimmung) 

Ich glaube, daß wir auch in Wahlkämpfen hier gelegentlich des Guten zuviel getan 
haben, etwa dadurch, daß wir z.B. bei großen Veranstaltungen unter einem 
erheblichen Einsatz von Mitteln Parteifreunde aus entfernteren Orten an den zentralen 
Veranstaltungsort transportiert haben, um die Halle zu füllen und den Eindruck zu 
erwecken, daß eine große Massenveranstaltung stattfindet. Sicherlich hat das auch 
eine positive Wirkung in der Öffentlichkeit. Man muß sich allerdings folgendes vor 
Augen führen. Erstens: Es kostet sehr viel Geld. Zweitens: Die Männer und Frauen, die 
an einer solchen Veranstaltung teilnehmen, werden ja im günstigsten Fall von 100 
%igen zu 150 %igen CDU-Anhängern gemacht. Eigentlich muß es aber doch darum 
gehen, aus unentschiedenen Wählern solche Wähler zu machen, die entschlossen 
sind, ihre Stimme der Union zu geben. 

Wir haben auch bei den Parteitagskosten - das müssen wir uns ebenfalls vorwerfen, 
und auch ich muß es mir vorwerfen - des Guten zuviel getan. Ich erinnere Sie daran, 
daß Sie auf diesem Parteitag schon sehen, daß es ein wenig bescheidener zugeht. Die 
Folge ist, daß dieser Parteitag etwa 1,5 Millionen DM kostet. Die anderen Parteitage 
haben demgegenüber im Schnitt 3 Millionen DM gekostet. Wir müssen bei den 
Kosten der Veranstaltungen, bei den Kosten der Parteitage und auch durch 
Personalabbau also Konsequenzen ziehen. Wir denken nicht deshalb an einen 
Personalabbau, weil zu viele Mitarbeiter bei uns beschäftigt sind, sondern deshalb, 
weil zu wenig Geld da ist, um den Personalapparat zu finanzieren. 

Die Sachkosten haben wir im Jahre 1989 um 1 Million DM unter den Haushaltsansatz 
reduziert. Das wird sich beim Rednereinsatz, wie er von der Bundesgeschäftsstelle 
betrieben wird, bei der Kongreßorganisation und bei der Medienabdeckung aus­
wirken. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alles dies ist aber noch keineswegs 
ausreichend. Wenn wir zu einer Konsolidierung und Sanierung der Parteifinanzen 
kommen wollen, müssen wir darüber hinaus noch andere Schritte unternehmen. 
Darüber ist in vielen Sitzungen und auch auf Parteitagen diskutiert worden. Der 
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Bundesausschuß hat auf seiner Sitzung im Mai ennpfohlen, daß der Beitragsanteil der 
Bundespartei per 1. Januar 1990 von 1 DIVl auf 1,25 DM, also um 0,25 DM pro Mitglied 
erhöht werden soll. Ich darf daran erinnern, daß wir den jetzigen Beitragsanteil der 
Bundespartei in Höhe von-1 DM seit 1972 haben. Seinerzeit lag der Durchschnitts­
beitrag der CDU-Mitglieder bei 3 DM. Heute liegt er zwischen 9 und 10 DM. Der 
Beitragsanteil der Bundespartei beträgt aber nach wie vor nur 1 DM. Deshalb wird 
nunmehr empfohlen, diesen Beitragsanteil per 1. Januar 1990 auf 1,25 DM zu 
erhöhen. Über diese Beschlußempfehlung werden wir morgen abend noch intensiv 
diskutieren. 

Diese Maßnahme muß zusammen mit einer Reihe von Voraussetzungen gesehen 
werden, die erfüllt werden müssen, wenn das Ziel des Sanierungskonzeptes erreicht 
werden soll. Wir brauchen natürlich bei den Wahlen im Jahre 1990 und 1994 
Wahlergebnisse, die in etwa den jetzigen Ergebnissen, die die CDU erzielt hat, 
entsprechen. Wenn das Ergebnis bei der Europawahl 1994 für die CDU schlechter 
ausfallen wird, als es bei der Europawahl in diesem Jahr ausgefallen ist, ergibt sich ein 
zusätzliches Problem. Eine Voraussetzung sind somit konstante bzw. hoffentlich 
verbesserte Wahlergebnisse für die CDU. Eine weitere Voraussetzung ist eine 
konstante Mitgliederzahl, wobei wir von 668 000 Mitgliedern ausgehen. Sehr wichtig 
ist, wie ich glaube, auch der stabile Fortbestand der Wahlkampfkostenerstattung 
durch die öffentliche Hand. Ich darf an das Risiko erinnern, das wir im Zusammenhang 
mit der Normenkontrollklage der GRÜNEN in Karlsruhe sehen müssen. 

Wichtig ist ferner eine dramatische Anstrengung der gesamten Partei im Bereich der 
Spendenwerbung. Wir müssen, wenn wir das für 1994 gesetzte Konsolidierungsziel 
erreichen wollen, im Zeitraum von 1991 bis 1994 33 Millionen DM an Spenden 
einnehmen. Die Spendensituation ist schwierig. Ich habe darauf schon hingewiesen. 
Sie hat sich in den letzten Monaten oder sogar Wochen ein wenig verbessert. Es 
bedarf im Hinblick auf die Bundestagswahl aber einer großen Anstrengung aller-der 
Mitglieder des Bundesvorstandes wie auch der Landesverbände und aller anderen 
Gliederungen - , wenn wir das Ziel eines Spendenaufkommens in Höhe""von 33 
Millionen DM für die Bundespartei tatsächlich erreichen wollen. 

Wir müssen die Voraussetzungen im Haushalt der Bundesgeschäftsstelle schaffen. 
Ich sprach davon, daß die Ausgaben in den Jahren bis 1994 36 Millionen DM nicht 
übersteigen dürfen. Wir müssen die Ausgaben für den Bundestagswahlkampf 1990 
auf 42 Millionen DM begrenzen. Im Doppelwahljahr 1994 - dann stehen Bundestags­
wahl und Europawahl an - dürfen wir nicht mehr als 50 Millionen DM für die 
Wahlkämpfe ausgeben. 

Nur wenn wir alle diese Voraussetzungen erfüllen, würden wir am Ende der Periode, 
am 31. Dezember 1994, einen Schuldensaldo verzeichnen können, der immer noch 
35 Millionen DM beträgt. Dies ist ein Schuldenstand, derfür 1994 in dieser Höhe nicht 
vertretbar und nicht verantwortbar ist. Wir müssen deshalb - auch dies wird ein 
Thema der Diskussion sein; dieses Thema hat den Bundesvorstand gestern mehrere 
Stunden lang beschäftigt - nach unserer Meinung - ich gebe hier sowohl die Meinung 
von Helmut Kohl wie meine eigene Überzeugung wieder, und ich tue dies mit 
ausdrücklicher Unterstützung und Zustimmung von Helmut Kohl - den Beitragsanteil 
der Bundespartei zum 1. Januar 1991 um weitere 0,75 DM anheben. Wir müssen dafür 
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sorgen, daß die Kreisverbände und die Betroffenen in dem Zeitraum vom 1. Januar 
1990 bis zum 1. Januar 1991 alles ihnen IVlögliche tun, um sich auf diese zusätzliche 
Belastung, deren Bedeutung und zugleich Problematik ich sehr wohl sehe, vorzube­
reiten. Es ist unsere Absicht - auch darüber wird morgen abend disl<utiert werden - , 
sehr schnell eine Kommission zu bilden, der je ein Vertreter aus den Landesverbänden 
angehört, die zusammen mit uns, zusammen mit den Rechnungsprüfern bis zum 
1. Februar 1990 die Lage, weitere Einsparungsmöglichkeiten und mögliche Auf­
gabenteilungen untersucht und dem nächsten Parteitag dann Empfehlungen unter­
breitet, über die 1990 sodann diskutiert und entschieden werden muß, damit die 
entsprechenden Maßnahmen am 1. Januar 1991 in Kraft treten können. Wenn wir die 
erwähnten Maßnahmen durchführen, würden wir am 31. Dezember 1994 einen 
Schuldenstand von 12 Millionen DM haben. Ich glaube, dies wäre angesichts des per 
ultimo dieses Jahres zu erwartenden Schuldenstandes von 75 Millionen DM ein 
Ergebnis, das man sehr wohl als Sanierung und Konsolidierung in einem gerade noch 
vertretbaren Rahmen bezeichnen könnte. Ich darf Sie, die Sie diesen sicherlich eher 
unerfreulichen Ausführungen zuhören, sehr herzlich bitten, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß wir die Funktionsfähigkeit der Bundesgeschäftsstelle in dieser schwierigen 
Finanzlage bis zum Ende des Wahljahres 1990 nur deshalb - und zwar mit großer 
Mühe - haben sicherstellen können, weil wir einen zusätzlichen Kredit von 15 
Millionen DM aufgenommen haben. Daraus resultiert der Schuldenstand von 75 Mil­
lionen DM. 

Wir werden morgen Abend sicherlich noch ausführlich und im Detail über diese 
Problematik sprechen können. 

Meine Damen und Herren, wir legen mit den Entscheidungen, die jetzt anstehen, den 
Grundstein für die Funktionstüchtigkeit und Funktionsfähigkeit der Partei für das 
Superwahljahr 1990 mit all den Landtagswahlen und mit der Bundestagswahl im 
Dezember nächsten Jahres. 

Ich sagte vorhin zu dem Thema Spenden, daß ich nicht im einzelnen darzulegen 
brauche, warum die Spendenfreudigkeit auf Bundesebene und zum Teil auch auf 
Landesebene so stark zurückgegangen ist. Das hat zu tun mit den Verfahren, die 
gegen die Spender der Union in einem großen Umfang stattgefunden haben und auch 
noch stattfinden. Ich darf nur noch einmal zu Ihrer Erinnerung darauf hinweisen, daß 
die Bundespartei CDU durch ein von der Landesregierung Niedersachsen bewirktes 
Bundesverfassungsgerichtsurteil die Spendenfinanzierung gemäß diesem Urteil 1979 
umgestellt hat. Die CDU-Bundespartei war die einzige Partei in der Bundesrepublik 
Deutschland, die diesen Schritt weg von der indirekten Partelenfinanzierung hin zu 
einer Parteienfinanzierung aus versteuerten Spenden tatsächlich vollzogen hat. 

Die Spender für die Parteien haben sich mit ihren Spenden nicht bereichert, sie haben 
der Union bei der Erfüllung ihrer Aufgaben helfen wollen und geholfen. Dafür sind wir 
unverändert dankbar. 

Ich möchte Sie alle heute daran erinnern, daß wir am 20. April 1983 auf meine Initiative 
hin ein Gespräch mit den beteiligten Staatsanwälten in Bonn hatten und daß ich in 
diesem Gespräch angesichts der drohenden Lawine von Spendenverfahren gegen 
mehr als 1000 Spender der Staatsanwaltschaft das Angebot unterbreitet habe, sie 
möge doch ein Verfahren gegen die Bundespartei CDU und gegen mich als 
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Schatzmeister in Gang setzen, eine Art Musterprozeß, um nach dem Ausgang dieses 
Verfahrens zu entscheiden, ob es tatsächlich gerechtfertigt ist, gegen eine so große 
Zahl von Spendern gerichtlich vorzugehen. Dies w/ar 1983 am 20. April. Heute ist das 
Jahr 1989 schon zum größten Teil vorbei, und die Verfahren laufen immer noch weiter. 

Ich möchte zum Schluß meiner Ausführungen hier noch einmal in aller Deutlichkeit, 
aber ohne jedes Pathos, unsere Solidarität mit unseren Spendern und insbesondere 
mit denjenigen, die angeklagt und verurteilt wurden, bekunden. 

(Beifall) 
Ich möchte stellvertretend für alle anderen - und die Zahl ist groß - hier Helmut 
Eberspächer und Hans Merkle namentlich nennen. 

(Beifall) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde, ich möchte Sie am Ende 
meines Berichts hier herzlich bitten, daß wir morgen Abend ein offenes und klares 
Gespräch untereinander führen können. Ich möchte Sie alle bitten, daß Sie bei Ihren 
Diskussionsbeiträgen, bei Ihren Meinungsäußerungen, bei Ihrer Kritik sich immer 
wieder der Tatsache bewußt bleiben, daß dies Ihre Bundespartei ist und daß Sie 
genauso wie wir Verantwortung für diese Partei tragen. Ohne diese Bundespartei und 
ihre Funktionstüchtigkeit sind wir völlig außerstande, unsere politische Aufgabe, von 
der Helmut Kohl heute morgen und Heiner Geißler heute nachmittag gesprochen 
haben, überhaupt zu erfüllen. Es geht um unsere gemeinsame Partei, es geht um 
unsere gemeinsame Sache. Wir müssen auch für die Außenwelt, für diejenigen, die 
uns hier beobachten, über jeden Zweifel erhaben klarmachen, daß wir auch in 
Gelddingen eine solidarische Gemeinschaft sind. 

Herzlichen Dank. , „ .̂  ,„ 
(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Kiep, für diesen Bericht, 
herzlichen Dank aber auch für die Arbeit, die Sie in dem besonders dornenreichen Amt 
des Bundesschatzmeisters nunmehr seit 18 Jahren für unsere Partei ausüben. 

(Beifall) 
Wenn Sie in den nächsten Monaten zusammen mit einem Mitarbeiter der Bundes­
geschäftsstelle wegen dieser Arbeit für unsere Partei einen Prozeß durchzustehen 
haben, dürfen Sie der ganz besonderen Solidarität und Unterstützung dieses 
Parteitages und der Christlich Demokratischen Union Deutschlands sicher sein. 

(Beifall) 
Diesen Beistand schulden wir natürlich auch denjenigen Mitbürgern, die uns in gutem 
Glauben in der Vergangenheit geholfen haben, in der Erwartung, damit diefreiheitliche De­
mokratie und die Politik der Sozialen Marktwirtschaft zu unterstützen, und die sich jetzt 
plötzlich von Staatsanwälten verhört sehen und sogar vor Strafgerichten stehen müssen. 
Auch ihnen gehört unsere Solidarität, unser Beistand, unser Bekenntnis in dieser Stunde. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 10: 

Bericht der Rechnungsprüfer 
Da die Rechnungsprüfer Erik Blumenfeld und Alfons Horten an der Teilnahme 
verhindert sind, wird der von ihnen schriftlich vorgelegte Bericht vom Tagungs­
präsidenten Bernd Neumann vorgetragen. 
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Ich erteile das Wort Bernd Neumann. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
habe von den beiden Rechnungsprüfern Erik Blumenfeld und Alfons Horten einen 
fünfseitigen Bericht vor mir liegen. Wenn ich diesen fünfseitigen Bericht vorlese, 
würde ich, zumals es viele Wiederholungen gibt, einen beträchtlichen Teil der 
Diskussionszeit in Anspruch nehmen. Deshalb erlaube ich mir folgenden Vorschlag: 
Die unmittelbaren Ausführungen, die das Testat betreffen, trage ich Ihnen vor. Ich 
v\/eise bei den Stellen, die Walther Leisler Kiep angesprochen hat, darauf hin, daß ich 
sie nicht wiederhole. Sie bekommen anschließend diesen Bericht so, wie er mir 
vorliegt, zugestellt, so daß ich glaube, daß das ein ordentliches Verfahren ist. 

Herr Präsident, wenn Einverständnis bestünde, daß wir so verfahren, würde ich das so 
tun. 

Jürgen Echtemach, Tagungspräsidium: Darf ich fragen, ob es dagegen Bedenken 
gibt? - Das scheint nicht der Fall zu sein; dann ist der Parteitag mit diesem Verfahren 
einverstanden. Sie haben das Wort. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: In dem Bericht der beiden Rechnungsprüfer 
heißt es: 

Herr Horten und ich haben Ihnen - im Anschluß an unseren letzten Bericht an 
dem 35. Bundesparteitag in Bonn - über die Jahre 1987 und 1988 zu berichten. 

Grundlage unseres Berichtes sind die von dem Abschlußprüfer der Bundes­
partei testierten Jahresrechnungen zum 13. 12. 1987 und 31. 12. 1988; beide 
Berichte liegen mit uneingeschränktem Prüfungstestat vor. 

Soweit das erste Zitat. Dann beschreiben die Rechnungsprüfer die finanzielle 
Situation der Partei. Auf die hat Herr Leisler Kiep bereits hingewiesen. Es heißt dann 
weiter: 

Am 31.12.1987 betrug die Überschuldung 32,3 Mio DM und am 31.12.1988 
32,1 Mio DM. 

Dann folgt ein Zitat, das ich vortragen muß: 

Der Abschlußprüfer Prof. Pougin hat in einem Schreiben an die Parteiführung 
kritische Anmerkungen zu dieser für die Bundespartei bedrohlichen Finanz­
situation gemacht, die auch Herr Horten und ich uns zu eigen machen. 

Prof. Pougin verbindet seine Feststellung zur Überschuldung der Bundespartei 
mit dem Hinweis darauf, daß „die politische Partei CDU auf der besonderen 
Grundlage des Parteiengesetzes, als eine Einheit betrachtet, zum 31.12. nicht 
überschuldet ist", und sagt dann weiterhin dazu: „Es ist jedoch partei- und 
zivilrechtlich offen, ob die Bundespartei und die nachgeordneten Verbände 
(einschließlich Vereinigungen und Sonderorganisationen) eine Rechtseinheit 
(Haftungsgemeinschaft) bilden oder ob jede Gliederung für sich zu betrachten 
ist. 

Im Hinblick auf eine tatsächliche Überschuldung und die Gefahr, die in 
Anspruch genommenen Kredite innerhalb von vier Jahren nicht ausgleichen zu 
können, muß der Vorstand unverzüglich durchgreifende Sanierungsmaßnah­
men einleiten bzw. die bereits in Gang gesetzten Maßnahmen verstärken." 
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Die hier angesprochene unverzügliche Einleitung von Maßnahmen zum Abbau 
der Überschuldung haben auch Herr Horten und ich bereits in unserem letzten 
Bericht dringend angemahnt und wiederholen diese Forderung auch heute mit 
allem Nachdruck. 

In dem laufenden Text wird dann darauf hingewiesen, daß die Rechnungsprüfer die 
ihnen vorliegende Beantragung der Erhöhung des Anteils um 0,25 DM auf 1,25 DM für 
bei weitem nicht ausreichend halten und davon überzeugt sind, daß eine Verdoppe­
lung des Beitragsanteils auf 2 DM per 1.1.1991 notwendig sei. Sie sagen dann weiter: 

Wir sind ... der Überzeugung, daß die Landes- und Kreisparteien sich bei 
zukünftigen Wahlkämpfen (beginnend ab 1990) auch an den Wahlkampfkosten 
der Bundespartei beteiligen müssen, die von ihnen - z. B. für Veranstaltungen -
veranlaßt sind. Die Bundespartei kann diese Kosten nicht mehr allein tragen. 

Dann ein abschließender Absatz: 

Herr Horten und ich sind aus übergeordneten politischen Gründen bereit zu 
akzeptieren, daß mit diesem Bundesvorstandsbeschluß - damit ist die Erhöhung 
von 1 DM auf 1,25 DM gemeint - jetzt endlich jene Maßnahmen auf den Weg 
gebracht werden, die wir in Übereinstimmung mit dem Abschlußprüfer für 
dringend erforderlich halten, um die Überschuldung der Bundespartei abzu­
bauen. Wir verbinden damit die Erwartung, daß mit dem vom Bundesvorstand 
geforderten Aufarbeiten nach dem Parteitag unverzüglich begonnen wird. 

Diese Forderung ist Teil unseres Antrages, den wir hiermit stellen, dem 
Bundesvorstand auf der Grundlage der uneingeschränkten Prüfungstestate des 
Abschlußprüfers für die Jahresrechnungen 1987 und 1988 der Bundes­
geschäftsstelle Entlastung zu erteilen. 

Nach mehr als 20 Jahren, die Herr Horten und ich die ehrenamtlichen Rechnungs­
prüfer unserer Partei waren, haben wir den Parteivorsitzenden um Verständnis 
dafür gebeten, daß wir von einer erneuten Wiederwahl Abstand nehmen 
möchten. 

Wir danken der Partei für alles Vertrauen, das sie uns in diesen 20 Jahren 
entgegengebracht hat, danken dem Parteivorsitzenden, dem Bundesschatzmei­
ster und dem Generalsekretär für alle gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
und wünschen den Nachfolgern, aber auch allen, die die verantwortungsvolle 
und mehr denn je auch politisch gewordene Finanzierungsarbeit auf allen Ebenen 
unserer Partei übernommen haben und zukünftig übernehmen werden, insbe­
sondere aber auch dem Bundesschatzmeister-, gutes Gelingen. 

Meine Damen und Herren, so weit der Bericht der Rechnungsprüfer, der Herren 
Blumenfeld und Alfons Horten. - Vielen Dank. 

. (Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank für diesen Bericht! 

Da die beiden Rechnungsprüfer nicht mehr kandidieren werden, haben wir alle 
Veranlassung, ihnen für die Arbeit zu danken, die sie seit vielen Jahren für uns 
geleistet haben, dem erfahrenen Alfons Horten genauso wie Erik Blumenfeld, der ja 
seit dem Ende des Kheges, seit 1945, nach Konzentrationslager und Nazi-Vertolgung, 
unmittelbar darangegangen ist, am Aufbau der neuen Demokratie mitzuwirken, der 
43 Jahre lang parlamentarisch tätig gewesen ist, von 1946 bis jetzt, zum Sommer 
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dieses Jahres, und der auf diesem Parteitag sein letztes Wahlamt in unserer Partei 
abgibt. Ihnen beiden also, Alfons Horten genauso wie Erik Blumenfeld, von dieser 
Stelle aus herzlichen Dank für ihre Arbeit für unsere Partei! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 9: 

Aussprache zu den Berichten 
Ich habe bisher 28 Wortmeldungen vorliegen. 

(Zustimmung und Unruhe) 

Wenn Sie wollen, lese ich Ihnen die Reihenfolge vor, damit jeder sich darauf einrichten 
kann, Wortmeldungen liegen vor von Dr. Noack, Herrn Hans, Herrn Trommel, Herrn 
Dr. Lehmann, Herrn Bohr, Herrn Dübel, Herrn Diepgen, Herrn Kipp, Herrn Wallmann, 
Herrn Dr. Albrecht, Herrn Dr. Blüm, Herrn Braun, Frau Professor Süssmuth, Herrn 
Dr. Stoltenberg, Herrn Stern, Herrn Professor Biedenkopf, Graf Kerssenbrock, Herrn 
Späth, Herrn Fink, Herrn Hasselmann, Frau Hieke, Herrn Jaeger, Frau Hellwig, Herrn 
Herrmann, Herrn Kues, Herrn Dr. Peters, Herrn IVIerkel und Herrn Pieroth. 

Ich erteile zunächst Herrn Dr. Noack das Wort. 

Dr. Harald Noack: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Nachdem sich bereits vor der Rede Heiner Geißlers die Friedenstaube deutlich 
sichtbar hier in den Sperren niedergelassen hatte, habe ich für einen Moment damit 
gezögert, hier meinen Beitrag zu halten, 

(Vereinzelt Zustimmung) 

aber ich meine, die Partei hat einen Anspruch darauf, hier über das zu diskutieren, was 
heute morgen in den Ausführungen unseres Vorsitzenden, insbesondere aber in der 
Rede Heiner Geißlers zum Ausdruck gekommen ist. 

Schon zum Bundesparteitag in Wiesbaden sind nicht wenige Delegierte mit Zorn im 
Herzen und mit formulierter Kritik an Beschlüssen der Bundesregierung im Sinn 
angereist. Es bedurfte nach der bösen Sentenz von der Karawane, die da weiterzieht, 
schon einer fulminanten Rede unseres Parteivorsitzenden am Nachmittag des ersten 
Tages, um die Stimmungslage zum Positiven zu verändern, einer Rede, die im übrigen 
Selbstkritik, ja, Selbstironie ausdrückte. 

Heuer, meine Damen und Herren, gibt es wohl noch mehr Teilnehmer des Parteitages, 
die ob der stillosen Entlassung unseres Generalsekretärs mit kaltem Zorn angereist 
sind. 

(Widerspruch) 
Wer da meint, daß die Parteibasis nach kurzem Remonstrieren zur Tagesordnung 
übergegangen sei, irrt. Die Mehrzahl der Parteimitglieder hat die einsame Entschei­
dung nicht als Führungsstärke empfunden. Führungskraft äußert sich nicht In 
einsamen, überraschenden Personalentscheidungen nach dem Urlaub, zumal ver­
bunden mit dem politischen Gesellschaftsspiel: Ätsch, meinen Kandidaten erraten 
Sie doch nicht. 

(Vereinzelt Zustimmung - Zuruf: Aufhören!) 

Mir geht es nicht in erster Linie um Stilfragen. Manche Kritik an Art und Weise der 
Entlassung beruht In Wirklichkeit auf der Sorge, die Berufung Volker Rühes stelle eine 
Veränderung politischer Akzente dar. Eine überzeugende inhaltliche Begründung für 
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die Ablösung Heiner Geißlers habe ich bisher vom Parteivorsitzenden nicht vernom­
men. Das zunächst kolportierte Argument, ein jüngerer Mann müsse her, stellt die 
Intelligenz der Zuhörer in Frage. Die Vermutung, unser Parteivorsitzender könne das 
Gesicht Heiner Geißlers einfach nicht mehr sehen, liegt auf gleichem Niveau und 
unterstellt unserem Parteivorsitzenden zudem die Attitüde eines Duodezfürsten. 

Wenn aber veränderte Akzentsetzungen, worin dann? Meine Damen und Herren, 
Heiner Geißler hat mit großem Geschick - das ist in seiner Rede noch einmal deutlich 
geworden - Zukunftsperspektiven der Union formuliert, hat wichtige Akzentsetzun­
gen herausgearbeitet. Für viele der 20-, der 30-, der 40jährigen verkörpert er 
christliche, soziale, konservative, zukunftsweisende, aber auch angriffslustige über­
zeugende Politik. Unser Parteivorsitzender, soviel Lob ihm nach wie vor zuteil wird, 
spricht gerade in dieser Altersgruppe die politischen Wünsche und Sehnsüchte nicht 
aller an. Ich habe Verständnis dafür, daß bei einem inhaltlichen Dissens zwischen 
Vorsitzenden und Generalsekretär ein neuer, dem Vorsitzenden genehmer Mann 
berufen wird, aber wenn die politischen Ideen und Zukunftsperspektiven, wenn die 
Dynamik unserer Partei nicht mehr in vollem Umfang durch ihren Vorsitzenden 
verkörpert wird, dann ist das nicht Anlaß, die Partei zu verändern.-Vielen Dank. 

(Beifall) 
Peter Hans: Liebe Parteifreundinnen! Liebe Parteifreunde! Auch ich habe sehr wohl 
die Friedenstaube aufsteigen sehen, und mir kommt ein Zitat eines preußischen 
Generals nach der verlorenen Schlacht bei Jena und Auerstedt in den Sinn, das ich in 
etwas abgewandelter Form vortragen möchte: Die Könige haben eine Bataille 
geschlagen, Ruhe - ich hätte fast gesagt, Rühe - ist die erste Mitgliederpflicht. Ich 
meine aber, die CDU braucht eine eingebaute Unruhe; nur dann tickt sie richtig. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Ich möchte noch einmal die Frage aufgreifen, die auch der Generalsekretär gestellt 
hat, nämlich: Wieso laufen einer nach herkömmlichen Maßstäben sehr erfolgreichen 
Regierung - Glückwunsch, Herr Bundeskanzler! - , wieso laufen einer solchen 
Regierung eigentlich die Wähler davon? 

Ich denke fast, die gute Konjunktur, die ja auf unsere Bemühungen zurückgeht, bietet 
die materielle Absicherung und gibt den Menschen vermehrt Anlaß, Sinnfragen zu 
stellen. Gerade eine G-Partei sollte doch prädestiniert sein, die richtigen Antworten zu 
geben. 

Ich frage mich deshalb: Haben wir unsere durchaus wertbezogenen'Programme 
immer richtig in die Praxis umgesetzt? Dazu vielleicht ein aktuelles Beispiel. Wir 
diskutieren morgen mit viel Engagement, wie ich hoffe, über die Frage des 
Umweltschutzes, des Recyclings, aber wenn ich mich heute hier umsehe und 
registriere, was wir hier an Einwegverpackungen verkonsumieren, 

(Beifall) 

dann kann ich mich nicht des Eindrucks verwehren, daß hier in der Tat eine 
Glaubwürdigkeitslücke besteht. 
Ein weiterer Grund dürfte sicherlich auch der Eindruck einer gewissen Orientierungs­
losigkeit sein. Im Januar wird die Frage der Verlängerung des Wehrdienstes noch als 
unabdingbar hingestellt, und drei Monate später wird das ad acta gelegt. Als ich 
gerade die Menschen an der Basis davon überzeugt hatte, daß die Quellensteuer 
auch unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten notwendig sei, mußte ich schon wieder 
damit beginnen, die Leute von etwas anderem zu überzeugen. 

65 



Ein letztes - ich brauche es l<aum noch zu sagen - ist die Frage des Flugbenzins. Wie 
stolz waren wir hier vor einem Jahr, daß wir einen Beschluß gefaßt hatten. Wir sind mit 
gestärl<tem Rücl<en nach Hause gefahren und mußten, nachdem wir uns zu Hause in 
den Sessel gesetzt haben, als erstes hören, daß das für die Bundestagsfral<tion ja 
überhaupt nicht bindend sei. Ein bißchen später haben wir das Ganze trotzdem 
vollzogen. 

Uns fehlt also trotz aller politischen Erfolge so etwas wie der politische Sex-Appeal. 
Entsprechend geringer wird die Zahl der Freier. 

Liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde, diese Regierung hat viele Tore gemacht. 
Die Gegentreffer waren bisher lediglich Eigentore. Ein solches Eigentor, liebe 
Parteifreunde, meine Damen und Herren, ist für mich auch der Vorgang um Heiner 
Geißler. Die Defizite, die ich soeben genannt habe, sind nicht die Folge organisatori­
scher Schwächen im Adenauer-Haus oder programmatischer Lücken als Partei der 
Mitte, sondern sie bestehen in handwerklichen Fehlern der Koalition. Wir sollten nicht 
versuchen, die Querdenker im Konrad-Adenauer-Haus, die die CDU für die Zukunft 
fitmachen wollen, in die Wüste zu schicken, sondern Vielleicht eher den einen oder 
anderen Quertreiber im Kanzleramt. 

Liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde, ich meine, Heiner Geißler war nicht das 
Problem der Partei. Herr Bundeskanzler, er war Ihr Problem. 

In unserem Grundsatzprogramm - man kann es nicht immer unter dem Arm mit sich 
herumtragen, aber es ist an und für sich sehr, sehr nützlich - heißt es in Ziffer 10 unter 
dem Stichwort „Konfliktlösung" - ich zitiere-: 

Unterschiede der Meinungen und Interessen können zu Konflikten führen. Sie 
sollen offen und in gegenseitiger Achtung ausgetragen und dadurch fruchtbar 
gemacht werden. 

Ich bezweifle ernsthaft, daß die bisherige Diskussion fruchtbar gewesen ist. Ich hoffe 
aber sehr, daß diese offene Aussprache auf dem Parteitag zu einer neuen Vertrauens­
grundlage und damit fruchtbar wird. 

Ich darf mit einem leicht geänderten Zitat John F. Kennedys schließen. Es gilt für 
diejenigen, die hier oben sitzen, für uns alle. Es lautet: Frage nicht, was deine Partei für 
dich tun kann, sondern was du für deine Partei tun kannst. 

Ich bedanke mich. 
(Zustimmung) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr Tremmel aus dem 
Landesverband Baden-Württemberg. Nach ihm hat der Bundesvorsitzende der 
Jungen Union, Herr Bohr, das Wort. 

Frit2 Tremmel: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dies ist 
der 30. Parteitag, an dem ich teilnehme, und der erste, zu dem ich mit wirklich 
aufgewühlten Gefühlen gefahren bin. Mit aufgewühlten Gefühlen deshalb, weil, Herr 
Parteivorsitzender, die Entscheidung, die Sie getroffen haben, viele Menschen und 
viele Parteifreunde sehr hart getroffen hat. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Ich möchte weiter sagen - es ist vorhin in einem Referat bereits angesprochen 
worden - , daß man seinerzeit, als das Amt des Generalsekretärs geschaffen wurde, in 
der Tat vor Augen hatte, daß die Partei, wenn der Parteivorsitzende Regierungschef 
ist, daneben auch ihr eigenes Profil haben muß, daß sie die Regierung kritisch 

66 



begleiten kann, denn dort müssen ja immer Koalitionsabkommen getroffen und 
Kompromisse geschlossen werden, und dadurch verliert das Profil der Partei an 
Kontur. 

Ich möchte ein weiteres feststellen: Herr Parteivorsitzender, ich habe in Ihrer Rede 
auch eine Analyse zu den Wahlverlusten vermißt, die wir in den vergangenen Jahren 
erlitten haben, obwohl die Partei und die Regierung Hervorragendes geleistet haben. 

Ich will einen Vergleich anstellen. Wenn In einer Gemeinde - ich bin vor allen Dingen 
kommunalpolitisch tätig -e in großes Bauwerk errichtet wird, z. B. ein Bürgerzentrum 
mit einem wunderbaren Park, dann ist das schön, und dann wird das auch gefeiert, 
aber wenn ein Zebrastreifen nicht angelegt wird, dann wird in der Tat emotional 
darüber diskutiert, warum er nicht angelegt wird. Meine beiden Vorredner haben 
vorhin in der Tat Beispiele genannt: die Flugbenzin-Steuer und einiges andere; ich will 
es jetzt nicht wiederholen. Das sind im Grunde genommen Peanuts, Kleinigkeiten, 
gemessen an dem, was die Regierung geleistet hat. Aber diese Kleinigkeiten haben 
die Arbeit überlagert und die Diskussion in der Öffentlichkeit ganz stark beeinflußt. 
Das wiederum hat zu einem Negativ-Image geführt. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 

Meine große Sorge jetzt ist: Wenn wir einen neuen Generalsekretär haben, der andere 
Eigenschaften als der bisherige haben soll, d. h. der weniger kantig sein soll, der 
weniger Profil haben soll, der weniger - auch im positiven Sinne - auch einmal 
widerspricht, dann haben wir, meine lieben Freunde - das muß ich einmal sagen - , 
einen Hauptgeschäftsführer, und einen solchen brauchen wir im Grunde genommen 
nicht. Dann müssen wir uns überlegen, ob nicht eigentlich das Modell, das man jetzt 
im Präsidium erörtert hat, ausreicht und ob man in Zukunft auf einen Generalsekretär 
wird verzichten können. Dies ist ein ganz wichtiger Punkt, denn so hat der 
Generalsekretär in der Form diese Aufgabe - ich muß sagen - leider nicht mehr, da die' 
Funktion eines Generalsekretärs natürlich ganz stark mit von seiner Persönlichkeit 
geprägt ist. Ich will Volker Rühe nicht zu nahe treten; er hat seine Qualitäten, aber 
sicherlich, soweit sie mir bekannt sind, auf anderen Gebieten, aber nicht auf dem. Das 
will ich zum Ausdruck bringen. 

Herr Parteivorsitzender, lieber Helmut Kohl, ich habe Ihnen im Zorn einen kurzen Brief 
geschrieben. Vielleicht würde ich das eine oder andere Wort so nicht mehr wählen. 
Aber dennoch bleibe ich dabei - das muß auch zum Ausdruck gebracht werden - : Ich 
kann Sie heute nicht wählen - , was mich nicht daran hindert, Sie, wenn Sie gewählt 
werden, nachher wieder in voller Stärke zu unterstützen. 

(Zustimmung) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Jetzt hat Herr Bohr das Wort. Nach ihm 
spricht Herr Dübel, der Vorsitzende der Exil-CDU. 

Christoph Bohr: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Helmut Kohl hat heute 
morgen darauf hingewiesen - Heiner Geißler hat diesen Hinweis in seiner beeindruk-
kenden Rede heute nachmittag mit gutem Grund, wie ich denke, aufgegriffen - , daß 
Leistungsbilanzen heute längst nicht mehr ausreichen, um die Bürger für uns und 
unsere Politik zu gewinnen. Ich möchte bei diesem Satz eigentlich einmal einen 
Moment innehalten, weil sich aus ihm Folgen für die Arbeit der Partei und für das 

•Selbstverständnis der Partei ergeben und weil wir, wenn dieser Satz richtig ist, 
bedenken müssen, und zwar auch und gerade auf diesem Parteitag, was es denn für 
Folgen sind, die wir in der Arbeit zukünftig zu berücksichtigen haben. 
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Denn in der Tat werden Wahlkämpfe immer weniger durch Erfolgsbilanzen einer 
Regierung entschieden, auch wenn sie noch so sehr beeindrucl<en. Es ist das 
Problem, unser Problem, das Problem der Union, daß unsere Erfolge ja gar nicht 
bestritten werden, daß wir uns aber trotzdem in einem Tief befinden, in einem 
Stimmungstief, in einem Meinungstief, und das nicht nur punktuell, nicht nur von Zeit 
zu Zeit, nicht nur ab und an. 

Meine Damen und Herren, das wird um so sichtbarer, um so dramatischer sichtbar, 
wenn Sie sich einmal das Verhältnis der jungen Generation zu unserer Partei vor 
Augen führen. Der Vertrauensverlust bei jungen Leuten könnte in den letzten Jahren 
kaum dramatischer ausgesehen haben. 

(Vereinzelt Beifall) 

Bei den letzten Wahlen hat unsere Partei bei den Jungwählern in der Regel deutlich 
unter 30 % erreicht. Da hilft nicht, daß wir diesen Tatbestand verdrängen oder daß wir 
ihn beschönigen. Dieses Ergebnis ist für uns eine Katastrophe. Dieses Ergebnis muß 
für uns Grund sein, auch darüber nachzudenken, wo wir denn Fehler gemacht haben, 
daß wir uns fragen, wo die Gründe liegen, die wir zu verantworten haben. Denn eines 
scheint mir sicher zu sein: Allein der Mangel an Einsicht bei jungen Leuten hat nicht zu 
diesem Ergebnis geführt. 

Viele junge Menschen finden heute kaum noch einen Zugang zu unserer Politik und 
unserer Partei. Sie stoßen sich an dem, was Inhalt und Stil unserere Politik ist. Meine 
Damen und Herren, so sehr kann uns das eigentlich nicht verwundern. Auch in unserer 
Partei, im alltäglichen Leben unserer Partei spielt Jugend kaum noch eine Rolle. Wir 
müssen uns einmal fragen, was nach dem Jugendparteitag im Jahre 1981 eigentlich 
geschehen ist. Das ist inzwischen acht Jahre her. Was haben Partei und Regierung 
seitdem getan? 

(Zuruf: Und die Junge Union?) 

Die Antwort, fürchte ich, fällt ziemlich mager aus. Wir müssen an die Diskussion von 
damals anknüpfen, wenn wir Ergebnisse bei Jungwählern erreichen wollen, wie wir sie 
erfreulicherweise 1983 verbuchen konnten. Immer mehr junge Leute fragen uns: Für 
was steht die Union eigentlich? Was macht uns als Union unverwechselbar? Wie läßt 
sich das Profil der Union beschreiben? Immer häufiger wissen wir auf diese Fragen 
keine Antwort mehr. 

Die Chance dieses Parteitags liegt ähnlich wie die des letzten Parteitags in Wiesbaden 
auch darin, daß wir wieder einmal den Versuch unternehmen, auf die Frage nach 
unserer Identität Antworten zu formulieren. Wir wollen die Umweltpolitik aus dem 
Schattendasein herausholen. Wir wollen endlich die Meinungsführerschaft erringen, 
wenn es um den Schutz der Schöpfung geht. Die Union muß die führende 
Umweltpartei in Deutschland werden, so wie sie die Partei der Sozialen Marktwirt­
schaft und die Partei der Wiedervereinigung ist. Die Umweltpolitik muß Teil unserer 
unverwechselbaren Identität werden. 

Was nach 1945 die große politische Herausforderung darstellte - die Integration von 
Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik im einheitlichen Ordnungsrahmen der Sozialen 
Marktwirtschaft - , das, denke ich, ist heute im wesentlichen die Umweltpolitik. Die 
Aufgabe ist ähnlich. Die Aufgabe ist der damaligen Aufgabe vergleichbar. War es 
damals der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit, so ist es heute der Gegensatz von 
Ökonomie und Ökologie. So wie die Union nach 1945 die Soziale Marktwirtschaft 

68 



erfunden hat, so müssen wir heute die ökologische IVIarktwirtschaft erfinden. Das muß 
das iVlarkenzeichen der Union der 90er Jahre sein. Hier muß sich ein Stück unserer 
Identität zeigen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Ich denke, meine Damen und Herren, die Union läuft Gefahr, ihr Selbstbewußtsein zu 
verlieren, weil viele es einfach leid sind, immer nur den Diskussionen der Regierung 
hinterherzulaufen. Die Partei will mitarbeiten. Sie will die Chance der Diskussion vor 
allem auch vor Entscheidungen der Regierung und nicht nur danach. Die Partei will 
gestalten. Die Partei will gefragt werden, und nicht nur dann, wenn Handzettel verteilt 

•werden sollen. Die Partei will entscheiden. Sie will mehr sein als Werbeagentur der 
Regierung. Das, meine ich, muß Selbstverständnis der Partei gerade dann sein, wenn 
sie führend in der Regierungsverantwortung steht. 

In den letzten Jahren war es vor allem Heiner Geißler, der die programmatische 
Entwicklung der Union zu seiner persönlichen Sache gemacht hat, zu seiner Sache als 
Generalsekretär. Gerade weil Heiner Geißler für diese Aufgabe in der Partei gestanden 
hat und weiter dafür einsteht, so hoffe ich, ist die Entscheidung, ihn nicht mehr 
vorzuschlagen, vor allem im Bereich der jungen Generation auf viel Unverständnis 
gestoßen. Meine Freunde, deshalb muß Heiner Geißler in der Führung der Union 
bleiben. Wir können nicht auf ihn verzichten, und wir wollen auch nicht auf ihn 
verzichten. Wir brauchen ihn weiter. 

(Beifall) 

Wir brauchen einen Generalsekretär - hier beschreibt sich ein Stück Aufgabe der 
Partei, denke ich - , der notwendige Spannungen zwischen Partei und Regierung nicht 
nur aushält, sondern auch sichtbar macht, weil es ohne dieses Sichtbarmachen nicht 
geht. Wir brauchen einen Generalsekretär, der die Eigenständigkeit der Partei 
verkörpert. Wir brauchen einen Generalsekretär, der die politische Richtung des 
Generalsekretärs Heiner Geißlers nicht verändert. Deshalb, meine Damen und Herren, 
bin ich froh, daß mit Volker Rühe ein Personalvorschlag gemacht wird, der eben keine 
Korrektur des politischen Kurses beinhaltet, sondern weiter für eine Politik der Mitte 
steht, wie sie Heiner Geißler vertreten hat. 

Viele spekulieren heute - das wurde in den Diskussionsbeiträgen deutlich - , ob 
Änderungen der politischen Richtung vielleicht notwendig sind. Viele fühlen sich 
durch das Entstehen einer neuen Partei am rechten Rand verunsichert. Deshalb muß 
dieser Parteitag mit Nachdruck bestätigen, meine Damen und Herren: Das Auftreten 
der Rechten darf uns nicht dazu verführen, den Kurs der sozialen Mitte zu verlassen. 
Nicht die Republikaner, sondern wir selbst und wir allein bestimmen unsere 
Orientierung und unseren Kurs. Deshalb darf es kein Schielen nach der rechten Seite 
geben. Mit den Republikanern darf und wird es keine Zusammenarbeit geben, auf 
keiner Ebene der Partei. Jetzt nicht und auch nicht in Zukunft wird es eine solche 
Zusammenarbeit geben. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Damen und Herren, wer die politische Diskussion in unserem Lande verfolgt, 
fragt sich manchmal, wo er eigentlich lebt. Ich denke, daß wir in einer Zeit leben, von 
der eine seltene Faszination ausgeht, in einer Zeit, in der sich die Freiheit Bahn bricht, 
in einer Zeit, in der Konturen eines freien Europas sichtbar werden, in einer Zeit, in der 
die Menschen in ganz Europa frei sein wollen und nach Freiheit streben. 

(Zuruf: Aufhören!) 
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Meine Damen und Herren, ich bin persönlich zutiefst davon überzeugt, daß meine 
Generation erleben wird, daß wir die Spaltung unseres Vaterlandes überwinden. 

(Vereinzelt Beifall) 

Wir leben aber auch in einer Zeit, in der uns diese faszinierenden Perspektiven jedenfalls 
in der öffentlichen Diskussion kaum beschäftigen. Vieles bewegt uns im politischen 
Alltag. Aber wie klein unsere Sorgen oft sind, stellen wir fest, wenn wir z. B. mit 
Deutschen sprechen, die als Übersiedler aus der DDR zu uns kommen. Viele, bis in die 
Partei hinein, die abfällig über Aussiedler reden, sollten vielleicht erst einmal mit ihnen 
reden, um sich zu informieren, aus welchen politischen Zusammenhängen diese 
IVIenschen zu uns kommen. Unsere Zeit eröffnet faszinierende politische Perspektiven. 

Ich möchte noch einen Satz sagen; denn in der öffentlichen Diskussion, finde ich 
persönlich, entsteht häufig ein falsches Bild. An den faszinierenden Perspektiven, die 
sich uns heute eröffnen, an dieser Entwicklung hat Helmut Kohl einen sehr viel größeren 
Anteil, als das in der öffentlichen Debatte oft sichtbar wird. Das im Blick zu behalten ge­
hört auch zum Bild dieses Parteivorsitzenden, der es vielen von uns nicht immer einfach 
macht, meine Damen und Herren. Wir müssen uns einig sein: einig in der Führung der 
Partei, einig in der Basis der Union, die Erneuerung der Partei gemeinsam zu wollen, 
jetzt damit zu beginnen, uns jetzt zu erneuern, während wir in der Regierungsverantwor­
tung stehen, weil wir sonst unseren Führungsanspruch verlieren werden. 

Vielen Dank. 
(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Bohr. Ich muß auf die 
Geschäftslage verweisen. In der Zwischenzeit ist die Zahl der Wortmeldungen auf 35 
angestiegen. Die Geschäftsordnung räumt dem amtierenden Präsidenten das Recht 
ein, wenn es die Geschäftslage erfordert, die Redezeit auf fünf Minuten zu begrenzen 

Ich möchte davon im gegenwärtigen Zeitpunkt noch keinen Gebrauch machen, aber 
doch alle Redner bitten, nach Möglichkeit diesen Satz nicht sonderlich zu überschrei­
ten. Anderenfalls sind wir gezwungen, von dieser Bestimmung der Geschäftsordnung, 
dem § 18, Gebrauch zu machen. 

Das Wort hat jetzt zunächst Herr Dübel, danach Herr Diepgen. 

Siegfried Dübel: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Süssmuth hat in ihrer 
Eigenschaft als Bundestagspräsidentin bei den Feierlichkeiten zu 40 Jahren Bundestag 
und Bundesrat angesichts der ständigen Baustellen ausgeführt: „Wir sehen, das 
Provisorium nimmt kein Ende." Sollte darin eine höhere Weisheit liegen? Ob höhere 
Weisheit, weiß ich nicht. Aber immerhin, alle Welt redet von der deutschen Wiederver­
einigung, die polnische Solidarität fordert sie, der amerikanische Botschafter macht 
sich dafür stark und der Sunday Telegraph schreibt: „Die Zeit ist gekommen." 

Nur bei den deutschen Politikern - mit Ausnahme des Bundeskanzlers - hat zunächst 
Schweigen geherrscht, vor allem natürlich wie immer bei der SPD. Um so mehr freue 
ich mich, an ein Wort von Lothar Späth anknüpfen zu können: die Wiedervereinigung 
werde in Polen, in Skandinavien, in Großbritannien als die Herstellung eines 
natürlichen Zustandes angesehen, „und die Spaltung ist nicht hinnehmbar". Deshalb 
ist es gut, meine Freunde, daß Helmut Kohl am Ziel der Wiedervereinigung festhält, 
daß wir uns wehren gegen den Versuch von Sozialdemokraten, das Grundgesetz zu 
ändern, oder gar, eine besonders raffinierte Tour, wie es Herr Schmude will, es 
umzuinterpretieren. 
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Bei aller Freude darüber, daß die deutsche Frage wieder in den Mittelpunkt der 
internationalen Politik rückt, müssen wir uns ernsthaft fragen: wie real sind denn die 
Chancen? Ausgangspunkt unserer Überlegungen muß die Erkenntnis sein, daß die 
Reformpolitik Gorbatschows diese Entwicklung eingeleitet hat, die die Chancen zur 
Lösung der deutschen Frage sichtbar werden läßt. Deshalb muß oberste Maxime sein 
und bleiben: diese Politik darf nicht gefährdet werden, ihr darf nicht der Boden 
entzogen werden. Sie muß behutsam und umsichtig fortgesetzt werden. 

Noch hat sie keinen universellen Durchbruch im Osten erreicht, sondern der Spaltung 
Europas in Ost und West noch eine zweite Spaltung in Osteuropa zwischen 
reformfreudigen Ländern einerseits und reformunwilligen Staaten andererseits hinzu­
gefügt. Die reaktionären stalinistischen Kräfte sind auch in der Sowjetunion noch sehr 
stark und wohl auch durch die Entwicklung in China gestärkt worden. Die Reform-
unwilligkeit Honeckers und seiner Regierung basiert vor allem darauf, daß sie hoffen, 
daß sich die Reaktionäre im Kreml, die sie heute unterstützen, morgen wieder 
durchsetzen. 

Die Ungarn haben mit Recht bei allen tiefgreifenden Reformen immer wieder betont 
und Gorbatschow hat es auch als eine Rahmenbedingung vorgegeben, daß das Land 
Mitglied des Warschauer Paktes bleiben will, weil niemand ein Interesse daran haben 
kann, das Machtgleichgewicht in Europa zu verschieben. 

Deshalb muß im Rahmen der Deutschlandpolitik die Forderung nach Reformen in der 
DDR sachlich und zeitlich Vorrang haben vor allen anderen Überlegungen. Nur eine 
Refprmpolitik nach dem Beispiel Polens und Ungarns oder mindestens dem der 
Sowjetunion kann den Menschen in der DDR wieder Hoffnung geben, so daß sie in 
ihrer Heimat, die ja auch unser aller Heimat ist, meine Freunde, bleiben können und 
bleiben wollen. 

Deshalb müssen die beiden Teilstaaten Bundesrepublik Deutschland und reformierte 
DDR auch noch eine gewisse Zeit neben- und miteinander existieren, bis der 
internationale Abrüstungs- und Entspannungsprozeß soweit gediehen ist, daß sich 
die Blöcke in einem gemeinsamen europäischen Haus auflösen. Jeder Versuch der 
DDR - auch gerade einer reformierten DDR - , einseitig aus dem Warschauer Pakt 
auszutreten, würde unweigerlich den Reformprozeß zerstören und damit gerade auch 
die erstrebte Wiedervereinigung unmöglich machen. Jeder Versuch, Deutschland 
durch Neutralisierung wiederzuvereinigen, machte den Westen verteidigungsunfähig 
und würde das in 40 Jahren gewachsene Vertrauen der westlichen Völker in die 
Deutschen zerstören. Deshalb muß Wiedervereinigungspolitik gebunden bleiben an 
Entspannungs- und Reformpolitik, und sie ist von ihrem Erfolg abhängig, meine 
Freunde. 

Hier ist mit Recht - gerade Helmut Kohl hat es heute morgen gesagt - viel von der Not 
derer gesprochen worden, die Zuflucht suchen in Vertretungen der Bundesrepublik 
oder die über Ungarn zu uns zu kommen versuchen. Helmut Kohl hat heute früh 
formuliert: „Ihre Hoffnung war und ist die Bundesrepublik Deutschland." Ich muß hier 
Helmut Kohl etwas variieren: Ihre Hoffnung war die Demokratisierung der DDR, 
unserer mitteldeutschen Heimat, und dann ein in Freiheit wiedervereinigtes Deutsch­
land. Sie kamen heute, weil sie verzweifelten, als Honecker jede Reform verweigerte, 
und sie ihre demokratische Zukunft in der DDR als hoffnungslos ansehen. 
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Wir müssen deshalb mehr an die Deutschen denken - und das ist Gott sei dank immer 
noch die große Masse der Deutschen in der DDR - , die dort bleiben. Je mehr 
weggehen, um so schwerer haben es die Bleibenden, um so schwerer wird deren Los. 
Die Krankenschwester, die hier eine Lücke füllen kann, hinterläßt drüben ein Loch, das 
viel, viel größer ist als je ein Loch hier in der Bundesrepublik. Die Busfahrer, die 
abwandern, vermehren die Schlange der Leute, die am Bus stehen. Kfz-Mechaniker 
und die vielen praktischen Berufe hinterlassen Lücken, die drüben kaum zu füllen sind. 

Die Not der Mitteldeutschen wächst durch den Exodus, und es wächst'auch die Last 
ihrer Verantwortung für das deutsche Land. Der neue katholische Bischof von Berlin 
Sterzinsky hat gestern in einer Messe davon gesprochen, daß die Übersiedler den 
bequemeren Weg genommen haben, und er hat seiner tiefen Sorge um das Schicksal 
des mitteldeutschen Landes Ausdruck verliehen. Weitblickend hat er gesagt, dies 
könne auch der gefährlichere Weg sein, wenn diese Menschen ihren angestammten 
Platz verlassen. 

Je mehr demokratisch gesinnte Bürger - ältere wie jüngere - die DDR verlassen, um 
so schwerer wird die Aufgabe der Mitteldeutschen, demokratische Reformen 
durchzusetzen. Deshalb muß unsere Politik stärker als bisher darauf gerichtet sein, 
den mitteldeutschen Demokraten geistige und moralische Hilfe zu geben. Der Anfang 
aber muß in der DDR mit demokratischen Reformen gemacht werden. 

Aber auch die Sowjetunion kann und muß mitwirken. Sicher sind wir froh darüber, daß 
die Breschnew-Doktrin abgeschafft worden ist. Aber- und das muß Herrn Genscher 
gesagt werden - es besteht ja fort die Verantwortung der vier Siegermächte, die in 
Potsdam ein einheitliches und ein demokratisches - nicht ein stalinistisch-totalitäres 
- Deutschland beschlossen haben. Wir dürfen und wir wollen die Sowjetunion nicht 
aus dieser Verantwortung dafür und auch nicht aus der Verantawortung dafür, was 
Stalin aus diesem Teil Deutschlands gemacht hat, entlassen. Wir - vor allem die 
Bundesregierung - müssen darauf hinwirken, daß sich die sowjetischen Politiker 
dieser Verantwortung bewußt werden und damit den Weg frei machen, daß auch 
unsere deutschen Bürger in der DDR nach 40 Jahren Stalinismus - auch dann, wenn 
er heute in einer etwas gedämpfteren Form da is t - Menschenrechte und Demokratie 
erfahren können. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dübel. 

Ich muß noch einmal auf die Geschäftslage zurückkommen. In der Zwischenzeit sind 
weitere vier Wortmeldungen hinzugekommen, so daß wir nun bei 39 Wortmeldungen 
sind. Wenn wir alle Wortmeldungen zum Zuge kommen lassen - auch nur mit dem 
Minimum von fünf Minuten - , sind wir bereits bei acht Uhr. Deswegen möchte ich 
fragen, ob wir jetzt an dieser Stelle eine Redezeitbegrenzung von fünf Minuten 
einführen wollen. 

(Beifall) 

Ich würde gerne darüber abstimmen lassen. Wer dafür ist, die Redezeit auf fünf 
Minuten zu begrenzen, den bitte ich um das Handzeichen. -

(Zurufe: Drei Minuten!) 

Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erste war die große Mehrheit. Dann gilt ab jetzt die 
nach der Geschäftsordnung vorgesehene Redezeitbegrenzung auf fünf Minuten. 

Das Wort hat Herr Diepgen. 
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Eberhard Diepgen: Herr Präsident! Meine selir verehrten Damen und Herren! Heiner 
Geißler Inat vorliin die Frage gestellt: Was bewegt uns eigentlich? Eben in der 
Mittagspause habe ich mit meiner Frau telefoniert. Sie hat mir gesagt: Sag mal, 
worüber diskutiert ihr eigentlich angesichts der Bilder, die im Fernsehen aus Ungarn, 
aus Österreich und aus Bayern gezeigt werden? 

(Beifall) 

Natürlich müssen wir uns auseinandersetzen - das sind Themen, die uns zum Teil 
wirl<lich betroffen machen, bei denen wir den Weg nach vorne suchen müssen - über 
die Frage, in welcher Form die Union auch in der Struktur der Parteispitze ihre eigene 
Identität findet, über die Frage: Wie gewinnen wir die junge Generation wieder? Die 
Schlüsselbegriffe sind dabei für mich Glaubwürdigkeit, Gerechtigkeit in einer Zeit, in 
der viele junge Leute beispielsweise grün-alternativ wählen; nicht, weil sie den 
politischen Zielen, den einzelnen Programmpunkten zustimmen, sondern nur des­
wegen, weil sie aus Gründen des politischen Stils, aus Gründen der Glaubwürdigkeit, 
aus Gründen des Protestes gegen traditionelle Parteien sind. Damit müssen wir uns 
auseinandersetzen. 

Aber ich will Ihnen ganz offen sagen: Mich bewegt an dem heutigen Tag, an diesem 
11. September 1989, daß es erstmals seit der Entwicklung nach dem Zweiten 
Weltkrieg ganz offensichtlich eine wirkliche Öffnung des Eisernen Vorhanges gibt. 

(Beifall) 

Viele von Ihnen haben wie ich in der Vergangenheit immer davon geträumt, daß man 
einmal mit Kindern oder Enkelkindern ohne Kontrollen frei durch das Brandenburger 
Tor vom Westteil in den Ostteil der Stadt Berlin laufen kann. Das wäre symbolhaft für 
die Überwindung der Teilung Deutschlands. 

Ich glaube, bei allen Problemen, die wir noch sehen müssen - auch angesichts der 
Tatsache, daß die Breschnew-Doktrin vielleicht gar nicht vom Tisch ist, sondern sich 
nur das Niveau, die Bereitschaft zum Eingreifen der Sowjetunion verändert,hat - , gibt 
es hier Hoffnungen. Das, was meines Erachtens von diesem Parteitag ausgehen muß 
- übrigens auch unter dem Gesichtspunkt, daß die großen, die Menschen bewegen­
den Themen von der Union gestaltet werden müssen - , ist, daß wir als Partei einen 
Impuls geben, die sich wirklich zu ihrem Namen bekennt: CDU Deutschlands, und das 
ist ganz Deutschland. 

(Beifall) -
Mich macht - ich muß das so sagen - immer wieder betroffen - Herr Dübel hat einige 
Punkte angesprochen - , daß es gerade deutsche Politiker sind - besonders betroffen 
macht mich, daß es in letzter Zeit verantwortliche Politiker in Berlin sind - , die von 
Wiedervereinigungsrhetorik reden, die von einer fortbleibenden Spaltung Deutsch­
lands, von einer fortbleibenden Zweistaatlichkeit Deutschlands reden. Sie wissen 
nicht - ich will das hier einmal sagen - , was die Menschen in der DDR wirklich meinen. 
Unsere Aufgabe ist es, jetzt ein Instrument zur Weiterentwicklung der Deutschlandpo­
litik zu entwickeln, mit dem wir auf das eingehen können, was es an faszinierenden 
Entwicklungen in Polen, in Ungarn und zum Teil in der Sowjetunion gibt. 

Für mich ist selbstverständlich: Wir müssen den Polen helfen; übrigens nicht nur 
wegen der polnischen Entwicklung, sondern weil das Rückwirkungen hat auf die 
Lösungsmöglichkeiten der nationalen Frage, der Verwirklichung der Einheit der 
deutschen Nation. Deswegen ist es auch eine Verpflichtung für uns. 

(Zustimmung) 
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Ich will einige weitere Schlußfolgerungen in den fünf Minuten ziehen, die mir gegeben 
sind. Ich glaube, die Weiterentwicklung der Deutschlandpolitik ist in dem Sinne 
notwendig, daß wir uns an gesellschaftliche Gruppen wenden, daß wir uns - ich 
erinnere an die Auflösung der Blockparteien in Polen - auch an andere Parteien, an 
andere gesellschaftliche Gruppen in der DDR wenden, d. h. nicht nur an die SED. Wir 
sollten in der nächsten Zeit auch die Ost-CDU als Gesprächspartner vorsehen. 

Es ist notwendig, meine Damen und Herren, daß wir auch deutlich machen, zu 
welchen Anstrengungen wir bereit sind, den Reformprozeß innerhalb der DDR zu 
unterstützen, weiterzuentwickeln. Wir bleiben natürlich bei der Forderung an die 
DDR-Führung, daß sie Signale geben muß, die Hoffnungen für die Menschen bringen. 

Aber mir geht es vor allen Dingen auch darum, daß wir uns gegen das wehren, was mit 
rot-grün verbunden ist. Das ist nämlich nicht nur eine Koalition, wo sehr deutlich wird 
- deutlicher als jemals in der Vergangenheit - , daß die Alternative im Dezember nicht 
nur Freiheit oder Sozialismus ist, sondern auch die Alternative: entweder Seperatis-
mus oder Deutschlandpolitik, die sich an der Einheit orientiert. Das sind die wirklichen 
Alternativen, mit denen wir uns leider auseinandersetzen müssen. 

(Zustimmung) 

Dieser Parteitag sollte einen Impuls geben, der zeigt, daß wir die Partei sind, die 
Deutschland als Ganzes in ganz Europa sieht: in einem Europa des Friedens, der 
Freiheit, der sozialen Gerechtigkeit und der Einheit Deutschlands 

(Beifall) 
Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Diepgen. 
In der Zwischenzeit sind drei weitere Wortmeldungen eingegangen. Wir sind jetzt bei 
42 Wortmeldungen. Darf ich fragen, ob Sie damit einverstanden sind, daß wir die 
Rednerliste schließen? Gibt es gegen diesen Vorschlag Gegenstimmen? - Ich sehe, 
daß sich niemand zu einer Gegenrede meldet. Dann können wir darüber abstimmen 
lassen. Wer dafür ist, die Rednerliste zu schließen, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das erste war die große Mehrheit. Die Rednerliste 
ist damit geschlossen. 
Das Wort hat jetzt Herr Kipp. 
Norbert Kipp: Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde! Jetzt kommt ein ganz 
frischer Delegierter zu Wort. Das ist auch einmal ganz schön. Ich bin zum erstenmal 
auf einem Parteitag. 

Ich möchte zunähst sagen: Ich bin froh, daß hier keine Stimmung für Radau 
aufgekommen ist. Sie glauben gar nicht, wie dankbar ich dafür bin. Wir sollten alle 
dafür dankbar sein. Ich kann nur sagen: Gott sei Dank. 

Ich hatte eben den Eindruck, daß man Herrn Diepgen besser zuhören konnte als den 
Vorrednern, die Dinge gesagt haben, die wir eigentlich gar nicht hören wollen. 

(Zustimmung) 
Wir hätten ruhig über eine Redezeit von drei Minuten abstimmen können. So lange 
brauche ich noch nicht einmal; denn ich fiebere schon dem „Bremer Abend" 
entgegen, und morgen wollen wir doch über Umweltpolitik diskutieren. 
Herr Geißler, eines muß ich Ihnen sagen: Wie Sie sich gerade verhalten haben, war 
sehr souverän, sehr überzeugend. Das kommt auch bei jungen Menschen an. 
Herr Kohl, ich glaube, bei Ihnen war das sicherlich ein Ausrutscher. Sie tun ja in der 
österlichen Zeit immer Buße. Sie sollten einmal in anderer Form Buße tun. Ich schlage 
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vor, daß Sie im nächsten Bundestagswahlkampf quer durch die Republik Wahlkampf­
zeitungen verteilen. Dann könnten Sie sich mit der Basis wieder versöhnen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Karl Carstens sitzt neben Ihnen. Ich glaube, er kennt die Schleichwege der Republik. 

Dennoch sollten wir Helmut Kohl gleich, wenn es um die Wahl des Parteivorsitzenden 
geht, kräftig unterstützen. Eine Art Absolution sollten wir ihm trotzdem erteilen. Wir 
brauchen einen Vorsitzenden, der kräftig unterstützt wird. Jeder Mensch macht 
Fehler, wir machen alle Fehler. Als Partei mit dem C im Namen haben wir einen 
gewissen Anspruch. Wir sollten Helmut Kohl also verzeihen. 

Wir befinden uns im nächsten Jahr im Bundestagswahlkampf. Deshalb müssen wir 
heute schon beginnen, Helmut Kohl zu unterstützen. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Herr Kipp, ich danke Ihnen vor allem dafür, 
daß Sie die fünf Minuten Redezeit nicht ausgeschöpft haben. Das ist ein gutes Vorbild. 

Das Wort hat Herr Wallmann. 

Dr. Walter Wallmann: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Ich denke, wir haben zwei sehr nachdenkliche Reden des Parteivorsitzenden und des 
Generalsekretärs gehört. Es ist gut,-daß zum Ausdruck gekommen ist, daß auch wir 
mehr Fragen als Antworten haben. Es entspricht auch der Grundströmung in unserer 
Zeit. Ich bin der festen Überzeugung, daß viele Menschen gerade nicht jenen 
Politikern zuhören, die ständig Patentrezepte verkaufen. 

Ein Zweites: Beschäftigen wir uns wirklich mit jenen Themen und Fragen, die die 
Menschen in unserer Zeit tatsächlich bewegen? 

Wir wollen auch in aller Offenheit zugeben, daß wir als Union mit der politischen 
Akzeptanz nicht erst in den vergangenen Wochen und Monaten unsere Probleme 
gehabt haben. 

Die Wahrheit ist ja, daß wir teilweise bittere Stimmenverluste hinzunehmen hatten. Wir 
haben drei Landesregierungen verloren, und in 14 von 15 größeren Städten stellt die 
SPD den Oberbürgermeister. Das ist etwas, was mich besonders beunruhigt, weil 
gerade in den großen Städten die intellektuellen Auseinandersetzungen stattfinden 
und öffentliches Bewußtsein geprägt wird. 

Meine Damen und Herren, wir müssen über die Kategorien von Soll und Haben nicht 
nur hinausdenken, sondern - ich stimme Heiner Geißler zu - jeder von uns muß sich 
darum bemühen, daß sein Denken und Handeln übereinstimmen. Ich glaube, viele 
Menschen empfinden, daß eine Gesellschaft, die alles zu haben scheint, nur noch 
verlieren kann. Hier sind viele bewegende Fragen angesprochen worden: Gentechnik, 
Bewahrung der Schöpfung und anderes mehr. Heiner Geißler hat den Wiesbadener 
Parteitag in unsere Erinnerung gerufen. In der Tat, wir haben es uns in Wiesbaden mit 
der Frage des Schutzes des ungeborenen Lebens schwergemacht. Aber ich bekenne 
offen, verehrte Freunde: Für mich jedenfalls ist ein gehöriger Rest geblieben. 200000 
bis 300 000 Abtreibungen pro Jahr in einem der reichsten Länder der Welt, und davon 
über 90 % Fälle der sogenannten sozialen Indikation, können uns nicht unbeeindruckt 
lassen. 

(Beifall) 
Dieses Thema muß von uns weiterverfolgt werden. 
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Noch etwas. Wenn es uns gelingt, deutlich zu machen, daß Politik mehr ist als 
technische Administration und Bewältigung aktueller Probleme, dann habe ich keine 
Sorgen für die Zukunft. Wenn wir dann klarmachen, daß wir begriffen haben 
- Eberhard Diepgen hat eben davon gesprochen - , daß wir uns in einer Situation 
eines weltweiten Umbruchs befinden, der eine historische Dimension hat, dann hören 
uns die Menschen auch wieder zu. Ich möchte das hier ganz freimütig sagen: Wir 
müssen klar und deutlich sagen, daß es jetzt um wichtigere Fragen geht als um noch 
mehr Wohlstand, um noch mehr Freizeit. Jetzt geht es darum, Solidarität mit jenen 
unter Beweis zu stellen, die in besonderer Weise auf uns angewiesen sind. 

Unser Freund Dr. Mock hat davon gesprochen: Wir erleben zur Zeit nicht die tiefe 
Krise oder den Niedergang einer oder einiger kommunistischer Parteien, sondern wir 
erleben sehr viel mehr: Mit dem Marxismus-Leninismus oder dem real existierenden 
Sozialismus bricht eine Weltanschauung zusammen. Eine Weltanschauung, die mit 
dem Anspruch, ein geschlossenes, wissenschaftliches System zu sein und künftige 
Entwicklungen der Gesellschaft vorhersagen zu können, Millionen von Menschen 
fasziniert hat. 
Jetzt richtet sich doch an uns die schlichte Frage: Was haben wir jetzt zu tun? 
Ich will zwei Antworten geben. 
Erstens: Das geht nicht nur jene kommunistischen Parteien und jene Staaten des real 
existierenden Sozialismus an. Es wäre eine yerhängnisvolle Antwort, wenn wir sagen 
würden: Ja, es geht nur die etwas an. Die Wahrheit ist, daß wir über die vergangenen 
Jahrzehnte und über hundert Jahre hinweg mit dieser Weltanschauung in einem 
kontradiktorischen Verhältnis gestanden haben. 

Wer meint, wir hätten jetzt keine intellektuellen Auseinandersetzungen mehr zu 
führen, der irrt sich gründlich. 

Zweitens: Wir müssen jetzt insbesondere den Polen helfen. 
(Vereinzelt Beifall) 

Jeder einzelne, jeder Oberbürgermeister, jeder Fraktionsvorsitzende, jede Landesre­
gierung, jeder Regierungschef ist genauso aufgefordert wie die Bundesregierung. 

(Vereinzelt Beifall) 
Die Fragen richten sich ganz konkret an uns alle. 
Wenn heute Politiker mit 50 Journalisten in einer Sondermaschine dort hinfahren, wie 
Herr Rau, der hilft den Polen ganz gewiß nicht. 

(Beifall) 
Es geht vielmehr darum, in der Stille zu arbeiten, Projekte vorzubereiten, zu 
verantworten, was man zusagt. Das ist das Entscheidende. 
Ich glaube, meine Damen und Herren, in diesem Zusammenhang sollten wir auch 
folgendes zum Ausdruck bringen. Wir verzichten nicht auf unser Selbstbestimmungs­
recht und wir verzichten nicht auf Wiedervereinigung, wenn wir sagen: Wir wollen eine 
europäische Lösung, weil der Kern des Anliegens die Freiheit ist - in Polen, in anderen 
Ländern und auch für uns Deutsche. Wir verzichten nicht auf unsere Anliegen, wenn 
wir hier zu Hilfe bereit sind. 

Vielleicht erinnern wir uns daran, verehrte Freunde: Es hat nicht nur den Hitler-Stalin-
Pakt gegeben. Es gab auch die polnischen Teilungen als Folge einer brutalen 
russisch-preußisch-österreichischen Machtpolitik. Daraus rühren bis heute Traumata 
im polnischen Volk und in den Erinnerungen dieses Volkes. 
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Aber es gibt auch ein anderes Bild, Im vergangenen Jahrhundert gab es eine Welle 
von Solidarität unter den Deutschen für die Polen in ihrem Freiheitsstreben. Ich 
erinnere nur an das Hambacher Fest oder an die Nationalversammlung in der 
Paulskirche zu Frankfurt am Main. Wenn wir dort anknüpfen, dann, glaube ich, haben 
Deutsche w\e Polen eine gute Zukunft. Eine Zukunft, auf die wir noch vor kurzer Zeit 
nicht zu hoffen gewagt hatten. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Wallmann. Ich darf 
darauf verweisen, daß die Redezeitbegrenzung natürlich für alle Delegierten des 
Parteitages gilt. 

(Beifall) 

Das Wort hat jetzt Ministerpräsident Dr. Albrecht. 

Dr. Ernst Albrecht: Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Dies ist ein 
wichtiger Parteitag. Dies ist auch kein gewöhnlicher Parteitag, denn es wurde ja schon 
deutlich, daß wir nicht gerade leichte Jahre hinter uns liegen haben. Wir haben bittere 
Verluste hinnehmen müssen. Wir hatten den Tiefpunkt in den Meinungsumfragen im 
April erreicht, dann wurde es besser im Mai, Regierungsneubildung, NATO-Diskus-
sion. Besuche des amerikanischen Präsidenten, des Generalsekretärs Gorbatschow. 
Dann kam die Trennung zwischen Helmut Kohl und Heiner GeIßler, und die 
Nachwehen spüren wir noch auf diesem Parteitag. Ich will meine Gefühle dazu nicht 
mehr wiedergeben; ich habe es im Präsidium, im Bundesvorstand gesagt. Wir haben 
uns darüber ausgesprochen. Es war eine gute Diskussion. Es war auch eine gute 
Sache, daß wir alles, was sich angestaut hatte, was uns beschwerte, was an 
Spannungen da war, einmal herausgelassen haben. Wenn die Delegierten solche 
Spannungen empfinden, so halte ich es auch für richtig, daß sie heute herausgelassen 
werden. 

Aber mein Punkt ist ein anderer. Die Frage ist doch an uns alle: Was ist dann, wenn wir 
das, was uns beschwert, herausgelassen haben? Dazu möchte ich meine Meinung 
sagen. Ich glaube, daß dieser Parteitag an einer Wegscheide steht. Ich glaube, daß 
wir, wenn wir in Ärger, Enttäuschung, Mißmut oder Sorgen verharren, die kommenden 
Landtagswahlen und auch die kommende Bundestagswahl verlieren. Wir können 
diese Wahlen nur gewinnen, wenn die Union kämpft, und zwar wenn sie als 
Gesamtheit kämpft und nicht erst in drei Monaten kämpft, sondern wenn sie ab 
morgen kämpft, wir haben nämlich keine Zeit mehr. 

(Beifall) 

Wir haben Wahlen noch nie gewonnen, weil wir die Mehrheit der Medien auf unserer 
Seite gehabt hätten; das habe ich unseren Mitgliedern immer wieder gesagt. Wir 
haben Wahlen dann gewonnen, wenn es gelang, daß sich unsere Hunderttausende 
von Mitgliedern in Marsch setzten, wenn sie alle unsere Sache vertreten haben: am 
Arbeitsplatz, im Freundeskreis und wo immer es gewesen ist. 

Aber wie sollen sie sich eigentlich engagieren, wenn wir in der Führung nicht imstande 
sind - und zur Führung gehören auch die Delegierten hier - , Aktionseinheit zu 
beweisen? Deshalb meine Bitte: Stellen wir die persönlichen Gefühle, stellen wir auch 
persönliche Ziele, die ja legitim sind, zurück! In dieser Situation können wir nicht 
verharren bei den Verletzungen, nicht bei Sympathie und Antipathie, nicht bei 
persönlichem Ehrgeiz, sondern wir haben nur eines, was uns bewegen muß, nämlich 
wie wir den großen Auftrag, den wir zu erfüllen haben, in der richtigen Weise erfüllen. 
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Mich bewegt das, wenn ich mir klarmache, was auf die Bundesrepublik Deutschland 
in diesen IVIonaten und Jahren zukommt, was von uns abhängt. Denn alles, was hier 
besprochen worden ist - eine neue.Chance auf Überwindung der europäischen 
Teilung und damit auch der deutschen, eine neue Freiheit, die sich Bahn brechen will, 
ein Prozeß der gleichgewichtigen Abrüstung - , hat doch eines zur Voraussetzung: 
daß das westliche Bündnis intakt bleibt, daß es handlungsfähig bleibt - da haben wir 
als Deutsche eine zentrale Aufgabe zu erfüllen - und daß die Europäische Gemein­
schaft ihrerseits ihre Anziehungskraft behält und, wenn es geht, stärkt. 

Ich sage deshalb: Dies darf kein Parteitag der Zwietracht sein. Dies darf kein Parteitag 
sein, auf dem alte Rechnungen beglichen werden - hinüber und herüber. Dies ist auch 
nicht der Parteitag, auf dem Denkzettel angebracht sind. Ich meine, wir brauchen auf 
diesem Parteitag einen neuen Aufbruch. Unsere Mitglieder - das ist meine Meinung -
warten auf ein Signal, die möchten endlich einmal kämpfen können. 

(Beifall) 

Deshalb muß dieses Signal von diesem Parteitag ausgehen: daß sich hier eine 
geschlossene Mannschaft jetzt nach draußen begibt und für die politische Mehrheit in 
Deutschland kämpft. 

Wir wollen in Niedersachsen gewinnen, und wir werden auch gewinnen, wenn wir die 
Hilfe der ganzen Partei haben. Und dann wollen wir zusammen auch die anderen 
Landtagswahlen gut bestehen und die Bundestagswahl gewinnen. Das ist meine 
Bitte. 

(Beifall) 
Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Dr. Albrecht. - Das 
Wort hat jetzt Herr Dr. Blüm. 

Dr. Norbert Blüm: Meine lieben Parteifreunde - ich meine die Frauen mit - , ich 
schließe da an, wo Ernst Albrecht aufgehört hat. Wir in Nordrhein-Westfalen wollen 
gewinnen! 

(Beifall) 

Auch wir brauchen die ganze Partei dazu. Wir sind mitten im Wahlkampf, im 
Kommunalwahlkampf. 

Am Ende dieses Parteitags muß ein neuer Zusammenhalt dieser CDU stehen. Wir 
können nicht heimfahren und unsere Wunden betrachten. Also, Hypochonder haben 
mich immer gelangweilt. Das sind die Leute, die sich zuviel mit ihrem eigenen 
Gesundheitszustand beschäftigen. Das ist die eine Seite. 

Die andere Seite ist: Am Ende des Parteitags - ein neuer Aufbruch, aber auf dem 
Parteitag - offene Aussprache. Es kann doch nichts durch Verdrängung gelöst 
werden. Ich habe zu denen gehört, die es schlecht gefunden haben, daß Heiner 
Geißler nicht Generalsekretär bleibt. Ich wechsele meine Meinung nicht wie Hemden 
- das gilt auch jetzt noch - , aber das hindert mich doch überhaupt nicht, den neuen 
Generalsekretär mit voller Pulle genauso zu unterstützen, wie ich den alten unterstützt 
habe. Also, wir sind doch e i n Verein. 

(Beifall) 

Ich denke allerdings, wir sollten die Gelegenheit nutzen, noch einmal nachzudenken. 
Solche Schrittwechsel sind ja auch Besinnungspausen. Ich meine, es hat sich viel 
verändert, und einfach die Erfolgsrezepte von gestern zu wiederholen, schafft keine 
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Sicherheit. Die Volksparteien haben keine IJberlebensgarantie; sie müssen sich 
häuten. Die Volksparteien nur als Summe großer, mächtiger Gruppen, Kompromisse 
untereinander aushandelnd, werden keine Chance haben. 

Ich glaube, daß gruppenbezogenes Denken, klassenspezifisches Handeln seine 
Schubkraft verliert. Der Arbeiter wird nicht in allen seinen Lebensäußerungen durch 
seinen Arbeiterstand bestimmt. In K/Iallorca in der Badehose sieht er genauso aus wie 
ein Bankdirektor; er wohnt im selben Hotel. Die Zeiten haben sich geändert. Die 
Lebensstile differieren, werden immer breiter. Und da wäre es die falsche Antwort, 
daß sich die CDU, wenn sich die Gesellschaft differenziert, einengt. Auf Pluralisierung 
können wir nicht mit Einebnung antworten. Deshalb ermahne ich uns, eine Partei mit 
vielen Typen zu sein, nicht aber eine Schmalspurpartei. Wir sind keine Kaderpartei -
Gott sei Dank, da wäre ich auch völlig fehl am Platze -,.keine Klientelpartei. Das sind 
die, die um 5 % kämpfen. Wir kämpfen um die Mehrheit, und da brauchen wir ein ganz 
breites Spektrum. 

(Zustimmung) 

Und ich sehe das stärker als je zuvor in der personalen Repräsentanz. In dieser 
wortreichen Gesellschaft - es rauschen Worte und Programme durch wie das Wasser 
durch die Toilettenspülung; die Leute kriegen es gar nicht mehr mit - verlieren, so 
glaube ich, Programme ohne Gesichter, ohne daß Menschen dahinterstehen, ihre 
Überzeugungskraft. Deshalb braucht die CDU eine Vielfalt personaler Repräsentanz. 
Wir brauchen Helmut Kohl, wir brauchen Heiner Geißler - und habt ihr noch ein 
paar? - , ganz unterschiedliche Typen, um unsere ganze Bandbreite darzustellen -
das wäre meine Empfehlung - , und zwar auch in den Ortsvereinen. 

Neugierig sein: Ich finde, wir müssen uns mit Fragen auch quälen. Ich habe nicht auf 
alle Fragen gleich die Antwort. Aber die Fragen müssen wir uns schon vorgeben 
lassen. Wir haben Glück, wenn wir die richtigen Antworten finden. 

Ich finde, daß unsere Politik auch im Tagesgeschäft Teil einer großen Auseinanderset­
zung sein muß, geht es doch um die Frage: Wie soll die Gesellschaft der Zukunft 
aussehen? Also müssen auch unsere „Tagesschlägereien" in die große Auseinander­
setzung eingebettet werden: Wie sieht die Gesellschaft aus? Wie soll die Gesellschaft 
aussehen, die wir unseren Kindern hinterlassen? Gesundheitsreform -große „Schlä­
gerei". Aber es geht nicht nur um 3,50 DM oder 4,20 DM, es geht nicht nur um 
Kostendämpfung, sondern es geht auch um die Frage: Wie soll die Gesellschaft 
aussehen? Wollen wir eine Gesellschaft, in der niemand mehr für sich zuständig ist, in 
der alles, was Probleme verursacht, andere erledigen? Ist der Krankenschein 
sozusagen der Freifahrtschein für alle Probleme? Ja, wenn allgemeines Wohlbefinden 
auf Krankenschein behandelt wird, dann müssen wir demnächst Hochzeiten auf 
Krankenschein veranstalten. Wir müssen doch die Frage klären: Für was ist der 
einzelne zuständig, für was die Allgemeinheit? Ich wünsche mir keine Gesellschaft, in 
der die Menschen von der Wiege bis zur Bahre - ich möchte auch meinen Kindern 
diese Gesellschaft nicht zurücklassen - von einer neuen Obrigkeit, diesmal in der 
Maske des Wohltäters, bevormundet werden. Die Gesellschaft ist nicht meine 
Gesellschaft. 

(Beifall) 
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Ich möchte mich auch abgrenzen gegen die Idee einer Selbstverwirklichung, die nur 
Alleinverwirl<lichung ist, gegen eine Freiheit, die nur Ausgelassenheit ist. Ich glaube, 
es geht in der Tat um eine IVlitte, die die Irrtümer des Individualismus wie des 
Kollektivismus verhindert. Es geht um eine neue, nachbarschaftliche Gesellschaft. 

Und die alten Ladenhüter, die wir uns auch in der eigenen Partei manchmal um die 
Ohren schlagen - links/rechts, alles 19. Jahrhundert - , vergeßt sie doch! Vom 
Ozonloch ist der Kapitalist genauso betroffen wie der Arbeiter. Laßt die ganzen 
Klamotten beiseite! Sie versperren uns nur den Blick auf die neuen Probleme, glaube 
ich jedenfalls. 

(Beifall - Klingelzeichen) 

- Das war das Klingelzeichen. Aber kurz noch ein letztes Wort zu Polen, über das ich 
noch so gern gesprochen hätte. Der Sozialismus ist tot, er ist eine iVIumie. Mumien 
kriegt man nicht wieder zum Leben. In Polen ist er durch Christen, durch gläubige 
Menschen besiegt worden. Das zeigt, daß Glauben eine politische Kraft ist. Und ich 
denke, es müßte uns beunruhigen, wenn wir aus dem Kontext engagierter Christen 
herausfallen. Deshalb glaube ich - neues Thema, nicht mehr in fünf Minuten - , wir 
sollten über das „C" in unserem Parteinamen nicht nur nachdenken, sondern auch 
beantworten, was es in dieser Zeit bedeutet. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr. Blüm. - Das Wort hat 
jetzt Herr Braun. 

Gerhard Braun: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Dieser 37. 
Bundesparteitag in Bremen kann nur ein Parteitag der Ermutigung und der Zukunfts­
orientierung sein. Hier ist bereits viel darüber gesprochen worden, was sich in unserer 
Gesellschaft geändert hat. Ich meine, dazu gehört ebenfalls, daß wir erkennen - es 
wurde ja immer wieder deutlich, daß nicht mehr allein Sachfragen und Leistungen 
zählen - , daß inzwischen die Hälfte der Wahlberechtigten nach dem Zweiten 
Weltkrieg geboren worden ist. Das heißt, rund die Hälfte unserer Wähler empfindet all 
das, was wir heute haben - Freiheit, Frieden, Wohlstand - , als etwas Selbstverständ­
liches. Man wird also nicht dazu übergehen, solche Leistungen auch noch durch 
Wählerstimmen zu honorieren. 

Ich möchte einen zweiten Punkt ansprechen. Wir dürfen uns, wie ich meine, nicht 
dazu verleiten lassen, im Hinblick auf diesen Wandel und diese Veränderungen in 
unserer Gesellschaft Werte aufzugeben und uns auf Grundaussagen zu verlassen. So 
setzen wir auch weiterhin - und zwar gerade heute - auf Familie, auf Nachbarschaft, 
auf Subsidiarität, auf Selbstverwaltung und Solidarität. Wir haben im Rahmen der 
Senioren-Union in den letzten Jahren eine Reihe von Maßnahmen und Aktionen 
durchgeführt. Ich erinnere an die Aktion „Willkommen" für die Aussiedler, die zu uns 
gekommen sind. Ich erinnere daran, daß wir einer Reihe von Rentnern aus der DDR 
einen Aufenthalt in Familien vermitteln konnten. Wir werden auch jetzt die Landsleute, 
die in diesen Stunden zu uns gekommen sind und zu uns kommen, wiederum 
aufnehmen und ihnen mit Rat und Tat bei der Eingliederung in eine neue Umgebung 
behilflich sein. Ich erinnere aber auch daran, daß wir zusammen mit dem Beauftragten 
der CDU für die Bundeswehr nicht nur Gespräche geführt haben, sondern auch 
gemeinsame Aktionen insbesondere für die jungen Soldaten und mit den jungen 

80 



Soldaten durchführen. Wir haben zusammen mit dem Ring Christlich-Demokratischer 
Studenten einen Aufruf erlassen, daß insbesondere alleinstehende ältere Menschen, 
die in zu großen Wohnungen leben, Wohnraum für Studenten zur Verfügung stellen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Damen und Herren,'-wir müssen uns weiterhin vergegenwärtigen, daß in den 
Zeiten der SPD, aber auch in den Zeiten der sogenannten sozialliberalen Koalition die 
Familienpolitik auf der Strecke geblieben ist. In diesem Bereich hat sich grundlegend 
erst etwas geändert, als im Jahre 1982 die Verantwortung wieder von uns übernom­
men werden konnte. Ich möchte in diesem Zusammenhang den Ministern, die seit 
dieSer Zeit für die Familienpolitik zuständig und verantwortlich waren, ein Wort des 
Dankes sagen: Heiner Geißler, Rita Süssmuth und Ursula Lehr. 

(Beifall) 

Ich möchte hinzufügen, daß auf diesem Gebiet zwar noch manches zu tun ist, daß wir 
aber auch nicht vergessen sollten und immer wieder deutlich machen sollten, was 
erreicht wurde. Ich nenne einige Beispiele. Wenn im Dezember nächsten Jahres die 
Bundestagswahlen sind, werden mehr als 6,2 Millionen Mütter in den Genuß von 
Erziehungszeiten im Rentenrecht gekommen sein - 6,2 Millionen Mütter mehr als zu 
Zeiten der SPD, die nichts getan hat, sondern hinterher nur darüber geschimpft hat, 
daß das, was wir erreicht haben, nicht ausreichend sei. 

(Beifall) 

Lieber Norbert Blüm, gerade wir als Senioren-Union haben die Reformen in den 
letzten Monaten intensiv verteidigt, und zwar aus Überzeugung. Wir müssen jetzt nur 
aufpassen, daß diese Erfolge nicht durch bürokratische Auslegungsfinessen kaputt­
gemacht werden. Hier spreche ich gerade auch den Landesvorsitzenden der CDU 
von Nordrhein-Westfalen an. Ich führe nur ein Beispiel an. Wenn beispielsweise jetzt, 
wenige Wochen vor der Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen, eine Reihe von 
Kassen mitteilen, daß die Tageskliniken unter die teilstationäre Versorgung fallen, d. h. 
daß für das Hinbringen der Betroffenen und für das Abholen der Betroffenen jeweils 
20 DM, d.h. 40 DM pro Tag aufgewendet werden müssen bzw. als Eigenleistung 
erbracht werden sollen, dann ist dies meines Erachtens mit dem Inhalt, aber vor allen 
Dingen mit dem Geist des Gesetzes nicht in Einklang zu bringen. Man kann davon 
ausgehen, daß durch solche Maßnahmen eine gute Sache kurz vor der Kommunal­
wahl wiederum madig gemacht werden soll, also zu einem Zeitpunkt, zu dem eine 
ganze Reihe von Fraktionen und Kreisparteien in ihre Programme die weitere 
Einrichtung von Tageskliniken aufgenommen haben. 
Lieber Norbert Blüm, ich nenne ein zweites Beispiel. Wir müssen auch dafür sorgen, 
daß die gute Regelung, mit der wir den Einstieg dazu gefunden haben, daß auch die 
Pflegenden endlich einmal entlastet werden - ich meine die 1800-DM-Regelung - , 
nicht dadurch kaputtgemacht wird, daß in den Formularen, die jetzt ausgegeben 
werden, die Fragen sehr kompliziert sind und am Schluß sogar noch danach gefragt 
wird, wer beim Ausfüllen der Formulare behilflich gewesen sei. Durch solche 
Machenschaften können gute politische Aussagen und gute politische Maßnahmen 
gewissermaßen durch die Hintertür kaputtgemacht werden. Ich wäre dankbar, wenn 
möglichst hier auf diesem Parteitag im Interesse aller Betroffenen eine Klarstellung in 
diesem Zusammenhang erfolgen könnte. 
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Meine Damen und Herren, die Senioren-Union wird weiter dafür arbeiten, daß wir 
gemeinsam die anstehenden Wahlen gewinnen. Seniorenpolitik ist Zukunftspolitik. 
An dieser gemeinsamen Zukunft wollen wir alle miteinander arbeiten. Wir wollen 
mitarbeiten, um diese Zukunft zu gestalten. 

(Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Braun. Jetzt hat Frau 
Professor Süssmuth das Wort. 

Prof. Dr. Rita Süssmuth: Liebe Parteifreunde! Meine Damen und Herren! Helmut 
Kohl und Heiner Geißler haben heute morgen und heute nachmittag über unsere 
Aufgaben und über die Zukunft unserer Partei gesprochen. Eben wurde gesagt: Was 
bedeutet diese Diskussion schon angesichts der weltbewegenden Themen, ange­
sichts dessen, was wir heute erleben, da Landsleute von uns aus der DDR über 
Ungarn in die Bundesrepublik kommen? Dazu sage ich Ihnen: Wir können die 
weltbewegenden Themen nicht bewältigen, wenn wir nicht im eigenen Haus Klarheit 
haben. Zusammenhalt im kleinen sowie Klärungsprozesse sind notwendig, damit 
man auch die großen Aufgaben lösen kann. 

(Beifall) 

So wie wir sagen: Derjenige, der seine Heimat nicht liebt, kann kein guter Europäer 
sein!, so sage ich: Wem es nicht darum geht, daß unsere CDU in Ordnung ist, der kann 
auch nicht gut für sie kämpfen. - Deswegen tragen wir dies hier aus. 

(Vereinzelt Beifall) 

Als ich die Chance erhielt, in Bonn in die Politik einzusteigen, habe ich mich an die 
Vorbereitung auf den Essener Parteitag erinnert. Ich kam abends nach Hause und 
sagte: Es war ein Erlebnis, mit welcher Offenheit und Sensibilität auf Problemlagen 
von Frauen und Familien eingegangen wurde, wie überhaupt nicht mit Ideologien 
gearbeitet wurde, sondern Antworten gesucht wurden. Wir haben in der Folgezeit 
Antworten gefunden. Es waren nicht - wie bei der SPD - Einheitslösungen, sondern 
differenzierte Antworten. Die Menschen - gerade die Frauen - vertrauten uns. 

(Beifall) 

Wir hatten einen völlig anderen Ansatz als die SPD und waren ihr weit überlegen. 
Heute stellen wir fest: Die SPD schreibt die Antworten von uns ab. Gut, daß sie es 
endlich begriffen hat. Das kann aber kein Grund für uns sein, kleinmütig zu werden 
und zu sagen: Eigentlich haben wir die Antworten von Essen nicht so verstanden, daß 
sie Folgen haben dürften. Aber das geht nicht: Einen Wandel der Gesellschaft und 
einen Wandel unserer Familien kann man nicht haben, ohne miteinander etwas zu 
verändern. Dazu sind wir alle aufgefordert. 

Ich sage Ihnen ein zweites. Es war nicht nur der Frauenparteitag von Essen, der mich 
begeistert hat. Ich erinnere an den Jugendparteitag 1981. Für mich ist ganz 
entscheidend, wie diese Partei mit der Neuen Sozialen Frage umgegangen ist, ihr 
Engagement für Menschen, die keine Lobby haben, die begründete Skepsis und 
Ablehnung gegenüber den großen Kollektiven und - für mich etwas ganz Wesent­
liches - das christliche Menschenbild, das den einzelnen nicht überfordert, sondern 
dem einzelnen Freiheit und Verantwortung zutraut, ohne ihn ständig durch staatliche 
Für- und Vorsorge zu gängeln, ein Bekenntnis zum Menschen in seinen Schwächen 
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und Stärken, bei denen niemand ausgegrenzt wird, niemand alleingelassen wird. 
Sprechen wir mehr von den Menschen, die unsere Unterstützung brauchen, sonst 
fühlen sie sich von uns vergessen. 

Dazu gehört gewiß die Soziale Marktwirtschaft und - ich sage es noch einmal - der 
Einsatz für die Menschenrechte überall auf der Welt - wir sehen ja, daß wir 
vorankommen - wie die Bewahrung der Schöpfung. Aber ich wiederhole es hier noch 
einmal, so wichtig die Umwelt ist, wenn wir nicht die Zukunft der Menschen, der 
Kinder, Erwachsenen und Älteren, lösen, wenn wir nicht für die Zukunft der Familien 
Sorge tragen, geht auch unsere Umweltpolitik ins Leere, denn es hängt entscheidend 
von den Menschen ab, die die Zukunft gestalten. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich auch sagen, was unsere Frauen und auch mich mitunter sehr 
beschwert. Unsere Frauen, die sich aufgemacht haben, die in Essen gefaßten 
Beschlüsse umzusetzen, stoßen oft auf harte und entmutigende Widerstände. 
Entweder werden sie verdächtigt, zuviel auf einmal zu wollen, oder, was viel 
schlimmer ist, nur Selbstverwirklichung im Auge zu haben, ihre eigenen Aufgaben als 
Mütter zu vernachlässigen, andere Frauen unzufrieden zu machen und Unfrieden in 
die Familien zu bringen. Hören wir doch endlich auf mit dem falschen Gerede von 
Selbstverwirklichung. Gerade die CDU muß die Partei sein, die nach dem christlichen 
Menschenbild deutlich macht: Wir sind voneinander abhängig und aufeinander 
angewiesen. Nur mit wechselseitiger Unterstützung können wir uns entfalten. 

(Beifall) 

Das macht uns offen für veränderte Bedingungen, für das Ja zu der einen oder 
anderen Lebensentscheidung, denn es hat keinen Sinn, daß wir außenpolitisch über 
offene Grenzen sprechen, wenn die Grenzen mitten durch uns hindurchlaufen und wir 
nicht fähig sind zu Offenheit und Toleranz. 

(Beifall) 

Deswegen ist es wichtig, daß die jungen Frauen spüren, wir nehmen ihre Probleme 
ganz ernst, wir schieben sie nicht weiterhin auf. Zu Recht ist gesagt worden, wir sind 
noch weit entfernt von einer familienfreundlichen Arbeitswelt, und wir kommen zu 
langsam voran mit einer kinderfreundlichen Gesellschaft. Mit Kindern zu leben ist 
weiß Gott nicht weniger wichtig, als etwas in dieser Gesellschaft unter dem 
Gesichtspunkt von Einkommen und Wohlstand zu schaffen. Lernen wir doch endlich, 
mit Kindern zu leben. 

(Beifall) 

Unterschätzen wir nicht,- welche Aufgaben wir zwischen den Generationen zu 
bewältigen haben. Auch das gehört zu unseren kleinen Lebenswelten. 

Wenn wir so handeln, weiß die Bevölkerung, wissen Frauen und Männer, wofür wir 
stehen; denn es kommt nicht darauf an, daß der Zug weiterfährt-das wäre nur Physik 
- , sondern es kommt darauf an, wohin der Zug fährt; das ist Politik. 

Sie wissen, daß man in diesem Feld nichts bewegen kann, ohne unbequem zu sein, 
sonst kommen wir überhaupt nicht voran. Deswegen werde ich weiterhin eine unbe­
queme Rita Süssmuth sein, eine kritische, eine solidarische und eine kämpferische. 

(Beifall) 

83 


